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Nnrtlichr Berichte
über die

Berhll«dlnngeil des Badischen Landtags.
M 38. Karlsruhe , de» 31. Juli 1919 .

38. öffentliche Sitzung
«NN! Mittwoch, den W. Juli ISIS , nachmittags Yi 4 Uhr.

TageSordnungr

Anzeige neuer Eingänge . Sodann
1. Zweite Beratung über das provisorische Gesetz, die Feuer¬

versicherung der Gebäude während der Kriegszeit betr.
/Drucks. Nr. SV , SS» und SA,), Berichterstatter Abg.
Strobel .

L Fortsetzung der Beratung über den Gesetzentwurf , die
Steuererhebung für das Jahr 1919 betr . (Drucks. Nr.
10c), samt einschlägigen Petitionen , (Antrag s. Drucks.

; pgtt Nr. 10c), BerWerstatter Abg. Goehring .
tz. Begründung und Beantwortung der Interpellationen

») der Abgg. Fische r.Karlsruhe und Gen., die Versor -S et Bevölkerung mit Brennmaterial betr.
Nr. 9g),
g. König und Gen ., di« volkSwehr betr.

(Drucks. Nr. SOa).

Am R « g1erung » tisHk Mnkfier für Kultu» und
Unterricht Hummel, Frncmzm!intster vr . Wirth, Minister des
Innern Remmele, Jufiizminister Trunk » Direktor der Zoll-
vnd Steuerdirektion Geh. Rat Schellenberg , Ministerialdirektor
Geh. Oberfinanzrat Moser und die Mnisterialräte Franz und
Kirchgäßner .

Präsident Kops eröffnet um 3% Uhr die Sitzung und
gibt den Eingang eines Schreibens des Badischen Philo -
wgenvereinS mit einer für die Mitglieder des Hauses bestimm,
ten Denkschrift über die Notlage der LehramtSpraktikcmten be¬
kannt .

Diese Eingabe wird verdankt.
Bor Eintritt in die Tagesordnung erhält zueiner Kurzen Anfrage das Wort:

Abg. vir. Gothel » (D . Dem . P .) :
Ist die Regierung bereit , die Aktenstücke betreffend die Ent¬

ziehung der venia legendi des außerordentlichen Professors Veit
Valentin in Freiburg der Öffentlichkeit zugänglich zu machen ?
Ist sie nach den in dieser Angelegenheit gemachten Erfah¬
rungen bereit , die Disziplinurverhältnisse der Privatdozentenund nickt etatmäßigen Professoren an den Hochschulen gesetzlich
zu regeln ?

Zur Beantwortung der Kurzen Anfrage erhält das
Wort :

Mnifter für Kultus und Unterricht Hummel :
Der Freiburger philosophischen Fakultät habe ich auf ibren

Wunlck die Ermächtigung erteilt , das gesamte Material über
den Fall Veit Valentin zu veröffentlichen. Ich behalte
mir vor . nötigenfalls seinerzeit Stellung zu dieser Veröffent¬
lichung zu nehmen.

Gegen eine gesetzliche Regelung der Disziplinarver¬
hältnisse der Privatdozenten und außeror¬

dentlichen Professoren haben bisher eine große Reihevon Bedenken bestanden im Zusammenhang mit der Tatsache,daß das erste Disziplinargesetz auf diesem Gebiete unter Ver¬
hältnissen erlassen worden ist , die lebhaften Widerspruch in den
beteiligten Kreisen in Deutschland hervorgerufen haben. Ichdarf darauf Hinweisen, daß dieses Disziplinargesetz im Zusam¬menhang mit dem Fall des Berliner Privatdozenten Arons er¬
lassen worden ist und den Namen lex Arons trägt . Nachdemder Wunsch nach der Erlassung eines solchen Di ^ iplinargesetzesallgemein geworden ist und nachdem die Bedenken auf diesemGebiete stark zurückgetreten find, bin ich bereit , in die Vorarbei .ten zum Erlaß eines solchen Gesetzes einzutreten , und werde
seinerzeit natürlich die Erledigung der Angelegenheit in Ver¬
bindung mit dem Landtage durchfuhren .

Hieraus wird in die Tagesordnung «ingetreten.
»

ZuZiffer 1 derselben : ZweiteBeratungüberda » proviforische Gesetz die Feuerversicherung der Gebäude
während der Krieg»,eit betr. (Drucksache Nr. 2S, 26a und 2ßb)erhält das Wort:

Berichterstatter Abg. Strobe » (Sitz .) ;
Ich habe kein« Bemerkung mehr zu machen .
In der Beratung meldet sich niemand zum Wort.
Bei der hierauf folgenden namentlichen Abstimmung wirddas Gesetz mit den von der Kommission beantragten Änderun¬

gen mit 78 Stimmen angenommen .
Zu Ziffer 2 der Tagesordnung : Fortsetzungder Beratung über den Gesetzentwurf , die Steuerer.

Hebung für das Jahr ISIS betr. (Drucks. Nr . 16c ) , samt ein¬
schlägigen Petitionen , ferner Besprechung der In .
terpellatw» der Abgg. vr . Schofer , Emil Maier «nd Gen.über die Frage der Reichseinkommensteuer und der reichseige¬nen Verwaltung aller Reichssteuern erhalten das Wort :

Mg . Köhler (Zentr.) :
Zwei Fragen von grundlegender und entscheidender Bedeu¬

tung für die Zukunft unseres Landes stehen zur Erörterung .Daß es zwei Finanzfragen sind , zeigt, welch maßgebenden Ein¬
fluß gerade >die finanzielle Regelung auch für die politische Gc-
staltiing unseres Landes und des Reiches Hai . Es sind erstensdie angestrebte Ordnung unserer badischen Finanzwirtschaftdurch ein neues Steuergesetz und zweitens die Regelung unse¬rer finanziellen Beziehungen zum Reiche .Die neue Steuervorlage kann ich hinsichtlich ihresInhaltes kurz behandeln nach dem ausgezeichneten und ein¬
gehenden Referat , das der Herr Berichterstatter uns hierüber
gegeben hat . Der Werdegang der Vorlage ist ja ein etwas
eigenartiger . Ich möchte von dem Geburtsfehler abschen, den
sie in die Kommission mitgebracht hat und der zu einer Opera¬tion geführt hat . Ich sehe, daß sie auch sonst verschiÄeneMängel hat , Mängel , auf die auch der Herr Mg . vr . Glöck¬
ner bereits hingewiesen hat . Es ist insbesondere der, daßdie Steuererhebung sich aufbauen wird auf die Veranlagungvom Jahre 1918 und deshalb in der Hauptsache Einkommenund Vermögen in der Höhe erfassen wird, wie sie im Jahre



1447 38 . öffentliche Sitzung. im
1917 vorhanden waren . Aber eine neue Veranlagung fürdie Durchführung unseres jetzigen Gesetzentwurfs vorzuneh¬men» das wäre eine Arbeit von vielen Monaten , und die konn¬ten wir natürlich schon rein technisch unseren Steuerbeamten
nicht zumuten . Ich bin auch fest überzeugt , daß die Ausfüh¬
rung des ganzen Gesetzes dadurch außerordentlich gefährdetworden wäre.

Die Vorlage ist sodann mit außerordentlich temperament¬vollen Protesten begrüßt worden, als sie in die Öffent¬
lichkeit getreten ist . Man sprach von einem „Attentat auf
-Handel und Industrie ", und wieder andere drückten sich ge¬
schmackvoll dahin aus , es sei eine Lehrlingsarbeit . Ich weiß
nicht, ob die Herren nun anderer Auffassung sind, ob vielleichtaus diesem Lehrlingsstück nun doch noch ein Gesellenstück ge¬worden ist, oder ob sie auf ihrer früherer Meinung beharren .Der Entwurf hat in der Hand der Kommission verschiedene
Veränderungen erfahren . Zunächst ist die F r e i g r e n z e aufalle Einkommen unter 6000 M . erhöht worden . Damit sind
von den 413 000 Steuerpflichtigen , wie sie im Jahre 1918 fest¬
gestellt worden sind , über 418 000 von diesem neuen Einkom«
mensteuerzuschlag befreit , und nur 27 400 Einkommensteuer¬
träger tragen auch die Last dieser neuen Einkommensteuer¬
erhöhung. Das ist gewiß eine außerordentliche geringe Zahl .Aber m. E. zeigt sie uns auch, wie ungleich die Einkommen
bei uns im Lande Baden und wahrscheinlich im deutschen
Reich verteilt sind (Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten ) .Es ist eine sozial außerordentlich wichtige und betrübliche Fest¬
stellung, datz wir im Jahre 1918 284 000 Einkommensteuer¬
träger gehabt haben, die 2400 M . und weniger steuerpflichtigesEinkommen hatten und daß über 300 000 Steuerpflichtige ein
Einkommen von unter 6000 M . hatten , während alle übrigenEinkommen sich in Baden auf 27 400 Personen verteilten . Mit
dieser Feststellung ist die innere Berechtigung dafür gegeben,
daß man die Einkommen bis zur Höhe von 6000 M . ganz frei¬
gelaffen hat . Die Arbeiten , die wir im Lande und Reich jetzt
auf den verschiedensten wirtschaftlichen Gebieten vollführen,müssen in der Hauptsache unter dem Gesichtspunkt der Aus¬
gleichung der Einkommen betrachtet werden . Wir haben wei¬
ter dieser Erhöhung der Freigrenze deshalb zustimmen können,weil gerade die Rücksicht auf die Kriegsteilnehmer , die im
Jcchre 1919 neu veranlagt worden sind , eine derartige Berück¬
sichtigung außerordentlich notwendig macht. Zum weiteren
aber würde das Geschäft der Erhebung dieser kleinen Steuer »
beträge , die hier in Betracht kommen — es sind Beträge von
2—7 M . — eine derartige Aufgabe für unsere Steuerbeamten ,
für unsere SteuerhebungSbehorde sein, datz sie wirklich in
keinem Verhältnis zu dem Aufkommen stünde, denn es wären
Forderungszettel herauszugeben an Mer IM 000 Steuer¬
pflichtige , die nur ein paar hunderttausend Mark einbringen
würden, vorausgesetzt, daß keine Abgänge dabei entstehen.

Die zweite wesentliche Veränderung in der Vorlage be¬
steht darin , daß die Höchstbelastung von insgesamt3M Proz . auf insgesamt 500 Prog . erhöht worden ist . Das
Mehrerträgnis beträgt 24,3 Millionen . Gewiß , was die Kom¬
mission hier vorgenommen hat , bedeutet für die einzelnen Ein -
kommensteuertrager eine recht hohe Belastung . Aber wir
waren der Auffassung, daß .diese Belastung 1. erträglich istund daß sie 2. durchaus notwendig ist, um in unseren Finan¬
zen einigermaßen Ordnung zu halten . —

Bei der Vermögenssteuer ist zunächst der Kreis
der Pflichtigen wesenllich eingeengt worden . Die Vor¬
lage, wie sie uns von der Regierung unterbreitet worden war ,wollte sämtliche Vermögenssteuerpflichtige von einem bestimm-' ten reinen Vermögensbetrage au herbeiziehen. Wir habeneine größere Anzahl, insbesondere die politischen Gemeinden,die Erwerbs - und Wirtschaftsgenoffenfchaften, die Stiftungen ,
Fonds und eingetragenen Vereine ausgenommen . Wir haben
außerdem zugelassen, daß das Grund - und Stammkapital bei
den Aktiengesellschaften vom Vermöaensbestande abgezogen
werden kann. Das sind m. E . Verbesserungen, die beachtet
werden muffen bei der Kritik, die an der Vorlage angesetztworden ist. Allerdings soll dieser neue einmalige Vermögens¬
zuschlag schon bei Vermögen von 80 0M M . beginnen . Ich
mochte aber meinen : Wenn ein Besser von 50 000 M . reinem
Vermögen hiernach jetzt ganze 60 M . bezahlen muß , so kann
man wirklich von einer fühlbaren Belastung nicht rÄ>en, ins¬
besondere dann nicht , wenn man aus die Einschränkung hin-
weist, die darin besteht , daß alle Besitzer derartiger Vermögenin ver Höhe von 50—100 000 M ., die ein Einkommen von
weniger als 60M M . haben, von dieser verhältnismäßig ge¬
ringen Belastung zudem noch freigelaffen werden . Damit
haben wir doch ganz sicher alle dre kleinen Rentenbesitzer ohne
weiteres herausgenommen . Allerdings haben wir uns wieder

einer großen Verfehlung dadurch schuldig gemacht, daß wir
die Zuschläge von 2 Bk ., wie sie festgesetzt waren , auf 2 .50 M.und 3 M . v. H . bei Vermögen von 12,5 Millionen und mehr
erhöht haben. Aber auch hier schien uns diese Erhöhung er¬
träglich, und unsere Auffassung ist auch nicht wankend gewor¬den durch die zum Teil recht energischen Proteste , die einge¬
kommen sind . Wir haben die Proteste für durchaus verständ¬
lich erachtet, und sie haben gewiß auch manches Beachtenswerte
enthalten , das wir dann aber auch berücksichtigt haben . Ich
nehme es im übrigen jemanden , der jetzt zu Zcchlungen in
größerem Umfange veranlaßt wird, garnicht Mel , wenn er sich
wehrt . Mer uns , dem Landtag , wird man eben das Recht
zugestehen müssen , daß wir in einer kühlen Prüfung die ein¬
zelnen Gründe , die angeführt worden sind , würdigen . Und
dabei sind wir zu dem Ergebnis gekommen, datz wir die Pro¬
teste ablehnen müssen. Wir sind der Auffassung, daß die Be¬
trage , die nun vom Vermögen erhoben .werden , auch vom
Vermögen genommen werden sollen. Damit entfallen alle
die Einwendungen , die uns gesagt haben , eS sei nicht mög¬
lich, von dem aus dem Vermögen erwirtschafteten Einkommen
diese neue Abgabe zu bezahlen. Wir sind weiter der Ansicht,
daß gerade durch diese jetzt vorgesehene einmalige Vermögens¬
besteuerung auch ein Teil der Kriegsgewinne noch nachträg¬
lich erfaßt werden kann. Es wird eben jetzt manche Gesell¬
schaft auf die Reserven und auf die Gewinne zuvückgreifen
müssen, die'

sie wahrend der Kriegsjahre gemacht hat und die
dort nicht so scharf erfaßt worden sind, wie wir es gewünscht
hätten . Dabei ist weiter zu berücksichtigen , daß die Not
unseres Vaterlandes in finanzieller Beziehung derartig ge¬
waltig groß ist, daß wir zu außerordentlichen Mitteln grei¬
fen müssen. Ich komme immer mehr zu der Auffassung, daßein großer Teil unseres Volkes unsere grauenhafte Lag« noch
lange nicht erkennt (Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten ) .Das ist mir auch bei diesen Protesten wieder zum Bewußt¬
sein gekommen. Die Proteste gehen doch in vielen Fällen von
der Voraussetzung aus , die VermögenÄbestaüdteile müßteneben einfach erhalten werden (Sehr richtig! im Zentrum ) . Ja ,mit dieser Anschauung müssen wir jetzt absolut brechen! Ich
möchte nur wünschen, daß das , was über die finanzielle Lagevon dem Herrn Finanzminister schon mehrfach auSgeführt wor¬
den ist , allüberall beachtet wird . Allerdings gar zu groß istder Schaden nicht , wenn die Reden des Herrn FinanzminifterS
z. Zt . nicht so eingehend studiert und gelesen werden . Es
erscheint in den nächsten Wochen ja eine Ausgabe der Reden
im Westentaschenformat. Das werden die neuen Steuerzettel
sein. Darin werden in ein paar Zahlen die Reden
des Herrn Finanzministers ganz Mt ausgedrückt sein, und es
wird dann jedem zum Bewußffein kommen, was der Herr
Finanzminister mehrfach im badischen Landtage ausgeführt
hat .

Die Träger der höheren Einkommen und Vermögen muffen
jetzt scharf , aufs Schärfste herangezogen werden . So kann
es nicht weitergehen wie in der Zeit vor dem 1. .August 1914 ,
wo man einerseits die Festbesoldeten bis zum letzten Pfennig
veranlagt hat , aber bei den großen , in den freien Berufen
und Gesellschaften erworbenen Vermögen und Einkommen oft
doch recht nachsichtig war (Sehr Mt ! im Zentrum . —
Abg . Marum : Auch die Bauern ! ) . „ In den freien
Berufen erworbene Einkommen"

, Herr Kollege Warum , da
gehören die Rechtsanwälte und die Bauern dazu .

Unsere badischen Finanzen bedürfen der jetzigen Hilfe auf
das Allerdringendste, und wir müssen eben auch hier vollstän¬
dig neue Wege gehen. Wege, die es uns uüiglich machen, die
großen Kapitalien und die erheblichen Einkommen restlos zu
erfassen. Der Vorschlag , eine Anleihepolik zu betreiben ,
findet strikte Ablehnung durch meine Fraktion . Wir waren in
besseren Zeiten des Staates keine Freunde d : r Anleihepolitik,wir würden sie jetzt für geradezu verhängnisvoll halten . Wenn
unsere Finanzen relativ gesprochen , einigermaßen erträglich
dastehen , so haben wir es den früheren guten Finanzgrund¬
sätzen zu verdanken, die darauf hinausgingen , keine Anleihe-
Politik zu treiben . Wir lehnen aus dieser Erwägung auch die
demokratischen Anträge ab, wenigstens der größte Teil meiner
Fraktion . Wenn wir jetzt mehr Steuern bewilligen, als die
Regierungsvorlage vorgesehen hat , so trifft uns kein Borwurf ;es wäre höchstens der, den man emem sorgsamen Hausvater
machen würde . Wir wissen , daß das Defizit unter unseren
Händen von Tag zu Tag wächst. Heute wird uns mitgeieilt ,daß der VI . Nachtrag im Anzug sei , wenn er nicht schon vor¬
gelegt ist, und schon erscheint am Steuerfirmament der VII .
Nachtrag — wenn wir den Nachträgen nicht dadurch entgehenwollen, daß wir möglichst rasch den Landtag schließen . Den
Schulden werden wir allerdings dadurch nicht entgehen. Ich
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'glaube, die Beträge , die heute an Steuern bewilligt werden,
werden restlos aufgebraucht werden , und wir werden Ende
1919 immer noch eine Schuld in der allgemeinen Staatsver¬
waltung haben . Der Herr Finanzminister hat schon darauf
hingewiesen, daß der Betrag von 17 Millionen , der angefordert
werden wird, zur Senkung der Auslandslebensmittelpreise ein
Tropfen sei auf einen heißen Stein . Ja , für diesen Zweck
werden wahrscheinlich mehrmals 17 Millionen notwendig sein,
und diese Forderung ist eine politische Forderung im wahrsten
Sinne deS Wortes , die bewilligt werden muß . Also keine Be-
willigungslust oder gar Bewilligungswut ist es, sondern die
Verantwortung , die uns nahegelegt hat , hier scharf zuzufassen;

-tzas Bewußtsein, daß es jetzt noch möglich ist , diese Einkom¬
men und Vermögen entsprechend zu helasten zugunsten des
badischen Staats .

Der von Mitgliedern aller Parteien eingebrachten Reso¬
lution stimmen wir zu , dahingehend, daß die Bestimmungen
über den Kinderparagraphen ausgebaut und die Kriegsteilneh¬
mer in dem Vermögenssteuergesetz und dem Einkommen¬
steuergesetz besser berücksichtigt werden sollen. Ein Bedenken
babe ich allerdings : Zur Durchführung der Resolution , soweit
sie die Einkommensteuer betrifft , werden wir wohl in Baden
nicht Mehr kommen. Und damit komme ich zum zweiten Teil
dessen, was ich ausführen wollte, zu den finanziellen Bezieh¬
ungen Badens zum Reich .

Ich habe den Eindruck, als wäre es die A b s ch i e d s st u n d e
der Selbständigkeit der Einzel st a a t e n , in der
wir uns heute befinden. Es hat gar keinen Wert , hier hinter dem
Berg zu halten : Wenn auch nur ein Teil der Maßnahmen durch¬
geführt wird , die in Aussicht gestellt sind , so bedeutet das die
Aufhebung der Selbständigkeit der Einzelstaaten . Wir werden
dann im Laufe der Zeit mehr oder weniger zu Reichsprovinzen
herabsinken. Denn die Frage der Selbständigkeit der Einzel¬
staaten oder der »Länder ", wie sie jetzt genannt werden , wirb
tatsächlich entschieden nicht in politischen Diskussionen, sondern
in Erörterungen und Beschlüssen auf finanziellem Gebiete.
Es sind außerordentlich geringergiebige Dteuerquellen , die
nach den Ausführungen deS Herrn Finanzministers uns noch
verbleiben werden, wenn das durchgeführt wird , was daS
Reichsfinanzministerium beabsichtigt. Wir wissen Alle , daß ein
starres Nein gegenüber diesen Reformplänen nicht am Platze
ist, denn eS ist die Not des Reiches, die dazu zwingt . ES geht
um Leben und Sterben des Reiches, wie es in der Denkschrift
deS Reichsfinanzministeriums mit Recht heißt. Auch meine
Fraktion ist bereit , die Gesetzgebung über die Cinkommenbe-
steuerung dem Reiche zur Verfügung zu stellen . Ich habe be¬
reits im vorigen Jahre diesen Gedanken ausgefvröchen, weil
ich damals schon davon überzeugt war , daß es selbst nach Be.
endigung eines siegreichen Krieges nicht möglich gewesen wäre ,
die riesigen Lasten, die uns verbleiben , schematisch allein in der
Weise zu decken , wie es bisher geschah. Ein Teil der Mit¬
glieder dieses Hohen Hauses wird wissen , wie böse ich damals
angekommen bin mit diesem Gedanken. Der frühere Finanz¬
minister hat sich dem Sinne nach dahin ausgedrückt, daß, wenn
er sich dagegen nicht bis zum Äußersten und mit aller Macht
wehren würde , er verdiente, weggeschickt zu werden von dem
Posten , auf dem er sich befindet . Ich habe mich gefreut , daß
der jetzige Finanzminister ein herzhaftes Ja gegenüber der
Forderung des Reiches ausgesprochen hat . Man komme mir
nicht damit , zu sagen, im Februar 1918 seien die Verhält¬
nisse auf finanziellem Gebiete noch wesentlich andere gewesenals jetzt. Wer klar geschaut hat , mußte sich dort schon sagen,
daß die Lasten ungeheuer werden.

Wir hoffen, daß der Reichstag uns Zuschläge zu dieser
. Reichseinkommensteuer gestatten wird, Zuschläge für die Ein¬
zelstaaten und Zuschläge auch für die Gemeinden . Aber meine
Hoffnung auf Gewährung ist außerordentlich gering . Nach
dem, was ich aus dem Reich vernehme , nach der Forderung ,
daß sofort alle Steuern bis zum Höchsten und Äußersten an -
gespckNnt werden müssen , um überhaupt durchzukommen, stehe
ich der Erfüllung der Forderung auf Gewährung von Zuschlä »
gen außerordentlich skeptisch gegenüber . Wir kennen auch die
Folge — wir müssen ihr ins Auge sehen — die dadurch ent¬
steht, daß wir die Einkommensteuer abgeben : das Rückgratunserer ganzen Finanzwirtschaft ist uns dadurch gebrochen .
Wir werden, ob wir wollen oder nicht , zum DotationS -
Ih st e m kommen, denn auch der Ausbau dessen, was uns noch

brig bleibt in den Einzelstaaten , wird keinen allzu erheblichen
Betrag liefern , wenn ich allerdings auch der Auffassung bin ,daß die Vergnügungssteuer , die kommen soll und der Rest von
Vermögenssteuer, den wir noch haben , sowie andere , die in
Aussicht gestellt stnd noch etwas einbringen werden.

Ich bin der Mahnung des Herrn Abg. CDr. Glöckner zur
Sparsamkeit mit Interesse gefolgt und möchte hoffen» daß inese
Sparsamkeit auch wirklich überall durchgeführt wird . Ich
glaube zwar , wir brauchen uns diesevhalb nicht so sehr zu be¬
mühen . Die Beträge , oie uns zur Verfügung stehen werden
im nächsten Jahre und in zwei Jahren , werden unS sparen leh- ,
rcn . Da wird manche Maßnahme , um deren Erfüllung wir sert
Jahren kämpfen, ohne weiteres erfüllt werden , weil die
Rot uns dazu zwingt, und wir werden nicht tagelang in der
Budgetkommission darum handeln und markten müssen, ob
dieser oder jener Bau notwendig ist, der nachher, wenn eS ei¬
nem Ministerium einfällt , doch nicht auSgeführt wird . Diese
Dinge werden sich also zum großen Teil selbst regeln .

Eine einheitliche Veranlagung der direkten
Reichsabgaben im ganzen Reiche halten wir allerdings für
durchaus erforderlich und wir treten den diesbezüglichen Wün¬
schen» des Reichsfinanzministeriums durchaus bä , denn so,
wie es bisher war , kann es nicht weitergehen . ES ist in der
Vergangenheit unbedingt das Re ich alimentiert worden
auf Kosten Süddeutschlands . Das ist die nackte Wahr¬
heit . Dieser Zustand ist in der Gegenwart und für die Zu¬
kunft unerträglich . Aber hier ist ein Gebiet, Wer das man
jetzt erst offen reden darf . Wer es während der Kriegszeitunternommen hat, daran zu erinnern , daß man in viäen
Teilen Preußens in der Praxis keine Veranlagung hat . die
diesen Namen verdient, der wurde böS abgeputzt. Ich habeden Abdruck einer Finanzministerrede vor mir liegen, rn der
gesagt ist : Wie das Land Preußen seine Steuern veranlagt ,daS ist eine Sache Preußens , in die wir unS nicht einmischen —
trotzdem diese preußische „Veranlagung " unS in Süddeutsch¬land außerordentlich schwer geschädigt hat deshalb , weil sich die
Erhebung verschiedener Reichssteuern auf diese preußische Ver¬
anlagung aufgebaut hat !

Wir wünschen eine einheitliche Veranlagung , wir wünschenaber die Durchführung dieser Veranlagung durchdie einzelnen Staaten . ES ist nicht ein öder Parti -
kularismus , der uns dazu treibt , sondern es ist vor allem das
Bewußtsein, daß allein auf diesem Wege die Veranlagungauch richttg durchgefühlt werden kann ES ist ein Unterschied
zwischen der Festsetzung der Zölle und der Festsetzung derSteuern . Die Zölle werden in Königsberg nach dem gleichenTarif und den gleichen Vorschriften erhoben, wie in Süd¬
deutschland; das geht ohpe weiteres . Während die Veranla¬
gung der direkten Steuern eine Arbeit ist, die nur dann er¬
folgreich geleistet werden kann , wenn die Steuerbeamten Landund Leute außerordentlich genau kennen, und wenn sie undihre Arbeit getragen sind von dem Vertrauen der Bevölkerung.Wir müssen es deshalb ablehnen , daß die Veranlagung durchdas Reich ausgeführt werden soll. Der Herr Finanzministerhat unS gestern gesagt, daß die Sache so gedacht sei, daß die
badischen Beamten , die Württemberger usw. nach Preußenversetzt werden , um dort die Arbeit durckUuführen. Ich würdemeine Kollegen, die dort hinaufkämen , nicht beneiden , denn
ich weiß, daß sie eine außerordentlich schwere und undankbare
Aufgabe hätten . Ich denke vor allem an den Osten . Ichglaube , die Unterstützung, die ihnen dort von den staatlichenund kommunalen Organen zu Teil würde , wäre nicht beson-ders weit her, sie würden als Eindringlinge betrachtet werden,und ihre Arbeit wäre unfruchtbar und undankbar (Mg . Dr !
Gothein : Das ist nicht so schlimm ! ) Es ist noch schlimmer,Herr Kollege Dr . Gothein , ich weiß es von den Herren diejetzt in Norddeutschland tätig sind . Wenn Sie von Preußenreden, denken Sie gewöhnlich nur an das Rheinland . ES gkbtaber auch noch andere Teile Preußens und in diesen Tellenwürde man sich ganz energisch wehren , wenn ein Sü ^ eutschermit den scharfen Vorschriften und der scharfen und strengenPflichtauffaffung , die er hat , käme und die Veranlagung durch¬führen wollte. Denn das , was wir darüber wissen, wie eS bis¬her in Ostdeutschland gemacht worden ist läßt allerlei
Schlüffe zu.

Aber, nun kommt noch die andere Sache, und da werde ichnoch viel härter , die Tatsache nämlich, daß die badischen Be¬amten durch preußische ersetzt werden sollten. Das halte ichfür noch schlimmer, Herr Kollege vr . Gothein , nicht aus
partikularistischen Erwägungen heraus , sondern weil ich über¬
zeugt bin, daß das zu den größten Schwierigkeiten Anlaß ge¬ben würde (Abg . Or . Gothein : Sie wollen ja preußischeKontrollbeamte haben ! ) . Gewiß , aber die werden bei uns erstlernen müssen , wie man Stenern veranlagt , denn bis jqßtbringen sie es nicht fertig , sie sind nicht so auSgebildet, wie
unsere badischen Beamten . Ich werde nachher den Vorschlag
machen, daß man dem ReichSsinanzminifteriuurnahelegt, preu-
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ßische Beamte so rasch als möglich nach Baden und Württem¬
berg zu schicken und sie unseren Steuerkommissären beizugeben.
Denn wir sind überzeugt , daß die finanzielle Rettung nur
durch Süddeutschland kommen kann, dadurch, daß süddeutscher
Geist in die Beranlagungsbeamten im ganzen Reich hineinge¬
tragen wird. Wir aber in Baden würden uns bedanken, wenn
auf dem Schwarzwald droben stockpreußische Beamte mit all
ihrer negativen Liebenswürdigkeit tätig wären . Ich bin über¬
zeugt, wenn wir Landtagsabgeordnete dann einmal auf den
Schwarzwald hinauf kämen, wir hätten nichts zu lachen , wenn
uns die Leute sagen könnten : Ihr seid mitverantwortlich , daß
eS fo gekommen ist ! Ich habe schon gesagt, der VeraNkagUngs-
beamte kann nur richtig und erfolgreich tätig sein- wenn er
das Vertrauen der Leute genießt . Man muß Zeuge davon ge¬
wesen sein , wie die Bauern zu dem Steuerkommissär kommen
und sich mit ihm aussprechen. Die beiden werden schließlich
doch wieder einig miteinander . Man mutz eben die Kirche im
Dorf lassen (Abg . Straub : Da fehlt es am KoMmMidier-
tonl ). Es gibt auch bei uns Leute , die kommandieren (Zuruf :
Aber es sind Ausnahmen ! ) . Ich darf sagen, wir sind alle gott-
froh, daß die Militärkonvention nun eine überwundene , Sache
ist ( Abg. Dr . Kraus : Noch lange nicht ! ) . Noch lange nicht ?
Es wird aber rasch gehen, wir wollen alle unser Bestes tun
daß es gelingt . Und es ist schon vieles geschehen, mich -ohne
und gegen die Soldatenräte (Heiterkeit) . Ich will Ihnen
ruhig sagen, die besten Leistungen sind erzielt worden, seitdem
wir keine Soldatenräte mehr haben ; denn je weniger Leute in
eine Sache hineinreden , um so besser wird sie geregelt (Abg .
Dr . Schofer : Da '

steht der Soldatenrat doch ratlos da! ) . Ich
bin der Meinung , daß der Bevölkerung ein schlechter Dienst
erwiesen wird- wenn an Stelle der Militärkonvention für un¬
ser badisches Land und Volk eine Steuerkonvention treten
würde , die uns das, was uns früher zu Hunderten beschert
war - zu Tausenden ins Land bringen würde . Das wollen wir
picht.

Eines möchte ich dabei der Zoll- und Steuerdirektion sagen.
ES ist die erneute Feststellung, daß unser Veranlagungsper¬
sonal total erschöpft ist und fortgesetzt ausgenützt wird bis zum
äußersten . Diese Männer sind landauf und landab an der
Grenze ihrer Leistungsfähigkeit angelangt . Trotzdem aber werden
alle paar Monate wieder neue Neichssteüern auf ihre Schul¬
tern gelegt, und trotzdem werden immer wieder Erlasse hinaus -
« güben, daß die Termine scharf einzuhalten sind und derarti¬
ges mehr . Was ist die Folge dieses Zustandes ? Die Be¬
amten müssen oberflächlich arbeiten , um überhaupt zu
Streich zu kommen. Ich bin überzeugt , daß wir Millionen von
Verlusten haben, weil wir nicht genügend Veranlagungsper -
jsonal haben. Gerade unsere Festbesoldeten und die Arbeiter
müßten verlangen , daß für das Veranlagungsgeschäft genü¬
gend Personal zur Verfügung gestellt wird» damit den Beamten
die Zeit verbleibt , die Veranlagung der Gesellschaften und
freien Berufe in Ruhe nachzuprüsen . Wo diese Zeit gegeben
wurde, da sind bisher auch recht gute Erfolge erzielt worden.
Ich hätte es für durchaus notwendig, daß alsbald durchgrei¬
fende Maßregeln ergriffen werden , für die Verbesserung
de r Dien st - und Personalverhältnisse im Ber .
anlagungsienst . Auch das ist eine Forderung , die ich seit
8 Jahren immer wieder erhoben habe, und immer habe ich die
Antwort bekommen: Die Vorarbeiten sind im Gange . Im
vorigen Jahr ist mir gesagt worden : Die Vorschriften sind aus¬
gearbeitet , ourch die Kriegsverhältnisse haben ste aber nicht in
Vollzug gesetzt werden können. Sie sind aber auch heute noch
nicht in Vollzug gesetzt . Ich möchte wünschen, daß auch die
Steuerdirektion endlich den Geist der Resignation und des Fa¬
talismus abwirst , der sie auf diesem Gebiete anscheinend be¬
herrscht. Erst m den letzten Monaten sind wieder. Anträge
der Steuerkommissärbeamten an die Steuerdirektion gerichtet
worden ; dort aber wird weiter erwogen. Inzwischen werden
unsere Beamten gesundheitlich auf den Hund ge¬
bracht und hunderttausend ^ von Mark gehen verlörest durch
die Erwägungen .

Ich möchte bitten , daß man genügend Personal ein-
stellt , daß sämtliche Finanzsekretäre von allem mecha¬
nischen Schreibgeschäst entlastet und rein mit der Veranlagung
beschäftigt werden. Wer sich in unserem Dienst auskennt , weiß,
daß die Beamten , die für die Veranlagung ausgebildet sind ,
ein gut Teil ihrer Arbeitszeit ausfüllen müssen mit Schreibge-
schästen , die ein Kanzleibeamter ebenso gut besorgen könnte.
Das ist eine Kraftvergeudung. Hier mutz alsbald nach dem
Rechten gesehen werden . Wir können Hundert ausgebildete
Keranlagungsbeamte sofort tatsächlich für das Veranlagungs -
Geschäft perMndM , tzwn Lir dafür svqM , daß sie kür . dieses

Geschäft frei gemacht werden. Für die Schreibgeschäfte könnte
man auf verschiedene Weise Kräfte gewinnen. Zunächst da¬
durch. daß man geeignete Kräfte aus dem .Kreis der Unter¬
beamten heraus hebt . Wir haben den § 11 der Ver¬
fassung. Aber wenn man verlangt , daß er endlich auch einmal
angewandt werden soll, dann wackeln die Zöpfe in allen Mini¬
sterien. Es muß endlich auch hier Schluß gemacht werden mit
den Erwägungen . Gerade beim direkten Steuerwesen kann
man sehr viele Unterbeamte •in bessere Stellen hineinbringen .
Sie sind dazu befähigt, man tut es nur nicht, warum , weiß ich
nicht ( Abg . Dr . Kraus : Siehe die neue Denkschrift der obe¬
ren Beamten ! ) .

Ein weiteres Mittel wird sein, daß man so rasch wie mög^
lich dafür sorgt, daß in größerem Umfange Anwärter für
den mittleren Finanzdienst ausgenommen werden.
Ich habe mich darüber gefreut , daß der Herr Finanzminister
sich gestern von den . Erwägungen " losgemacht hat und gesagt
hat : Es sind Fehler begangen worden in der Vergangenheit .
Seit langer Zeit hat man den Zugang zum mittleren Finanz¬
dienst gesperrt und keinen einzigen Anwärter mehr ausgenom¬
men . Warum ? Ich weiß es nicht. Man wußte , daß im
direkten Steuerdienst Hunderte von , Beamten fehlen, daß es
unmöglich ist, mit dem jetzigen Personal durchzukommen, daß
uns Geld in Hülle und Fülle verloren geht, weil Personal
fehlt. Aber irgend jemand war der Auffassung, es gehe nicht,
weil gespart werden müsse , und so hat man dadurch gespart ,
daß man keine Beamten ausgenommen hat , anstatt daß man
Beamte ausgenommen und ausgebildet hätte , die dann in der
Steuererhebung verwendet worden wären und sich wahrhaftig
reichlich rentiert hätten . In diesem Frühjahr noch hat man »
wie man mir mitteilte , darüber Erwägungen angestellt, ob 24
Anwärter ausgenommen werden sollen oder 40 ; dabei brauchen
wir aber mindestens Hundert , und die haben wir schon im
Frühjahr gebraucht! Ich möchte also wirklich bitten , daß man
hier energisch vorgeht. Jetzt , nachdem unsere höheren Schulen
schließen , wird ja die Möglichkeit bestehen, weitere Kräfte , zu
erhalten .

Ich bin auch der Ansicht , daß manch einer von den arbeits¬
losen Kaufte U t e n ohne weiteres im direkten Steuerdienste
verwendet werden kann, allerdings nicht als Aushilfe , sondern
in einer Stellung , die für ihn eine dauernde ist. Wenn man
zu letzterem System übergeht , wird man sehr rasch gute und
brauchbare Beamte bekommen.

Dann noch ein Wort zur Ausbildung unserer
Steuerbeamten . Der Reichssinanzminister Erzberger
hat sich bereits Sachverständige aus den Kreisen der Nniversi-
tätsprofestoren kommen lasten — ich nehme an , daß auch Prak¬
tische Steuerbeamte dabei sind — um mit ihnen durchzuspre¬
chen, auf welcher Grundlage künftig die Ausbildung der
Steuerbeamten sich aufbauen soll . Daß man in Baden etwas
derartiges getan hätte , haben wir bis jetzt nicht gehört. Man
hat uns nur im Landtage mehrfach gesagt : Man sei an der
Arbeit, man habe erwogen, man wolle diesen oder jestkn
Steuerbeamten auch einmal einem kaufmännischen Kurse zu¬
führen . Man hat immer das Gefühl gehabt : Man null die
Leute offenbar nicht zu sehr ausbilden , sonst werden sie zu
anspruchsvoll! Und bei diesem Verfahren sind zweifellos Mil¬
lionen von Steuern verloren gegangen ! Auch hier hoffe ich,
daß jetzt endlich einmal nach dem Rechten gesehen wird und
neue Vorschriften nicht nur erlassen, sondern auch durchgeführt
werden. Wenn nach diesen Grundsätzen verfahren wird, wird
eine Veranlagung auch der Reichssteuern durchs die Bundes¬
staaten außerordentlich hohe Erträgniffe liefern . Das Pro¬
blem bleibt allerdings immer das : Wie gelingt es, auch in
Preußen eine derartige Veranlagung mit Erfolg durchzu¬
führen ? Wir glauben , das könnte dadurch geschehen , daß in
der allernächsten Zeit preußische Beamte nach Süddeutschland
abgeordnet würden , nach Württemberg , nach Baden und auch
nach Hessen- also in die Staaten , die eine sehr scharfe Ver-
anlagungsgesetzgebung und Ausführung haben . Das müßte iw
ein paar Wochen gelingen , es gelingt ja bei uns auch in Ba-
den , rn ein paar Wochen Leute auszubilden , die zur Leitung
eines Steuerkommissärdienstes befähigt sind ; also wird es auchmit den vorgebildeten preußischen Beamten gelingen.
. Wir sind sodann bereit , dem Reiche das weitestgehende Kon¬
trollrecht zuzugestehen, und zwar ein Kontrollrecht, auf¬
gebaut auf ganz anderen Grundlagen , als das jetzige Recht
dieser Art, das durch die Reichsbevollmächtigten für Zölle und
Steuern und durch die Stationskontrolleure ausgeübt wird.
Dieses Kontrollrecht ist ja ein ziemlich beschränttes und , we¬
nigstens in der Ausübuyg , nicht gllüberall besonders wirksam.
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Er gibt aber Möglichkeiten, die Kontrolle der Zukunft durch - ,
greifend durchzuführen. Es ist dabei Aar nicht notwendig, daßbei jedem Steuerkommissär gleich zwei preußische Kontrolleure
sitzen. Wir sind auch für diesen Fall sehr gern bereit , badische Be¬
amte zur Verfügung zu stellen, die nach Preußen abgeordnetwerden . Ich möchte dann allerdings auch hoffen, daß nicht
nur Kcmtrollbeamte in die preußischen Provinzen abgcordnetwerden, sondern daß auch in größerem Umfange als das bis
jetzt geschehen ist, badische Beamte in das Reichsfinanz¬
ministerium berufen werden . Wenn solche Berufungenkommen, dann möchte ich wünschen, daß man in Baden vor
allem und in erster Linie auf Praktiker in der direkten

^Steuerveranlagung greift .
Wir lehnen also die Vorschläge des Reichsfinanzministers

Erzberger durchaus nicht im gesamten ab. Wir begrüßen es,
daß er in großzügiger Weise und , wie gesagt werden muh,mit außerordentlichem Mut hier endlich einmal zugegriffen
hat . Ich mutz sagen : Die Gegnerschaft, die sich gegen ihn auf¬
getan hat, mutet einen eigentümlich an (Abg . Or . S ch o f e r :
Sehr richtig! ) ; jetzt, wo einer endlich einmal den Mut hat,
zuzugreifen und das durchzuführen , was monatelang im
ReichSftnanzministerium liegen geblieben ist, was aus dem
Stadium der Erwägungen nicht herausgekommen ist. Doch
schauen wir uns die Herren und Gruppen an , die nun schreien .
In vielen Fällen - in den allermeisten Fällen , ist es das Groß¬
kapital , ist es das Geld dds Großkapitals , das in den Zei¬
tungen arbeitet , in Plakaten und in mancher Rede, die gegen
Krzberger und seine Pläne gehalten wird.

Ich habe; deshalb auch mit der gebührenden Heiterkeit den
Wunsch entgegengenommen, zu dessen Verbreitung sich die
»Heidelberger Zeitung " hergegeben hat , den Wunsch , der da-
hingeht, Herrn Erzberger an einem Laternenpfahl aufzuhän¬
gen. DaS würde allerdings den Herrschaften so passen , wenn
dieser Reichsfinanzminister , der endlich einmal energisch zu¬
greifen und das Geld dort holen will, wo es zu haben ist, un¬
schädlich gemacht würde. Man hat ja auch gelesen, mit wel¬
chem Behagen im Telegrammstil berichtet worden ist, Erzberger
S in die Schweiz geflohen. Er hat aber diesen frommen

unsch nicht erfiillt , sondern er hat den Gesetzentwurf über
das Reichsnotopfer eingebracht !

Mr stimmen den Projekten Erzberger » im allgemeinen zu
und sind der Überzeugung, daß, wenn er mit diesen Projekten
Erfolg hat, er sich um das neue Deutsche Reich verdienter ge¬
macht hat als die ganze alldeutscheHetzgesellschaft in der Gegen-
»vart und in der Vergangenheit ! (Abg. Mäher - Karlsruhe :
Hört » hört ! ). Denn tue haben uns ins Unglück hineingebracht
(Abg . Mayer - Karlsruhe : Hört, hört ! Das ist nicht wahr ! ) .
Sie haben ja nachher Gelegenheit , ihren Protest des Näheren
zu beweisen, Herr Kollege! Me Alldeutschen haben uns ins
Unglück hineingebracht (Lebhafte Zustimmung links und beim
Zentrum ) , und heute sind sie gerade diejenigen, die sich da¬
gegen wehren , daß wir durch eine großzügige Reform des Fi -
nanzwefenS die Trümmer , die uns geblieben sind, wenigstens
wieder verwenden können zum Aufbau einer neuen Wirtschaft,
die Trümmer , die durch ihre Arbeit entstanden sind (Abg .
Mayer - Karlsruhe : Das ist nicht wahr ! ). Wie man sagen
kann »Das ist nicht wahr ", begreife ich nicht ! ( Abg . Mayer -
KarlSruhe : Sie begreifen manches nicht ! ) . Ich befinde mich
da in guter Gesellschaft. Ich bin allerdings kein ständiger
Leser der „Süddeutschen Zeitung "

, vielleicht wäre ich dann
etwas »klüger" ; kann fein, Herr Kollege ; manchmal lese ich* das Blatt , aber das genügt dann wieder für eine lange Zeit
^Heiterkeit links und Zustimmung links und im Zentrum ).

Wenn wir die Forderungen stellen, die ich vorhin angeführt
habe» dann geschieht es nicht aus hartnäckigen partilulari -
stischen Neigungen heraus , sondern gerade aus Sorge um den
Bestand des Reiches . Wir wehren uns gegen die über¬
stürzte Zentralisierung . Wir sind der Auffassung
daß diese überstürzte Arbeit zum Schaden unseres Volkes und
unseres Landes sein würde . Wir sehen kulturelle und poli¬
tische Gefahren in dieser übereilten Zentralisierung . Die
»B e r l i n e r e i" hat bei uns abgewirtschaftet, und wir wehren
uns dagegen, daß das , wa» wir , so Gott will, in den nächsten
Zeiten an Kriegsgesellschaften verlieren , uns auf anderem
Wege und in anderer Form dadurch wieder gebracht werden
soll, daß diese ganze Gesetzgebung und die Ausführung dieser
Gesetzgebung wiederum in Berlin zentralisiert werden soll.
Ich möchte wirklich hoffen, daß man in Weimar diese süddeut¬
sche Stimmung für berechtigt erkennt . Die Stärke des Rei¬
ches liegt in der Kraft seiner Länder , und wenn meine Frak¬
tion den weitgehenden Zentralisierungsbestrebungen entgegen¬

tritt , so tut sie e» auS Sorge um die Existenz des Reiche », und
sie hofft, daß der Landtag wenigstens in seiner Mehrheit diese
Sorge teilt und zu Beschlüssen kommt, die dem Reiche geben,was es in seiner grausigen Lage notwendig hat, die aber dem
Bundesstaat auch noch die Möglichkeit geben, ein eigenes Lebe»
zu führen (Lebhafter Beifall beim Zentrum ).

Finanzminister vr . Wirth :
Der Herr Abg . Köhler hat in einigen Andeutungen de»

kommenden Vl . Nachtragsetats gedacht . Ich habe ihn , bereits
in der Mappe gehabt (Heiterkeit) , um ihn am Ende der Sit¬
zung dem Landtage vorzulegen . Ich will gern etwa» zuvor¬kommend sein , um auch den nachfolgenden Herren Rednern
vielleicht Gelegenheit zu geben, wenn sie wünschen, darauf
einzugehen, sofern das überhaupt im Rahmen dieser Erörte¬
rung geht.

Im Namen des Staatsministeriums unterbreite ich zunächstden Gesetzentwurf, den Nachtrag zu dem Gesetz , die
Feststellung des Staatshaushaltsetats fürdie Jahre 1918/19 betr . In diesem Finanzgesetz sind na¬
türlich Zahlen eingesetzt, die erst endgültig sejtgestellt werden
könne, ' , wenn die Kommission wie auch der Landt»g die Be¬
ratungen über den Nachtrag und die Steuervorlage abgp-
schlossen haben werden.

Dann habe ich den Auftrag , den VI . Nachtrag zum
Staatsvoranschlag für die Jahre 1918/19 zuunterbreiten . Hier ist insbesondeve die Summe von 17 Mü¬lionen Mark, von denen ja auch der Herr Mg . Köhler ge¬
sprochen Hai, die zur Senkung der Preise der ausländ : ) h-nLebensmittel eingesetzt sind. Dann ist in diesem Nachtragenthalten die Forderung für dag Murgwerk im Betrage von
ungefähr 32 Millionen Mark .

Ich benütze diese Gelegenheit , um dabei noch auszuführen ,baß selbstverständlich eure g^oße Anzahl von Wünschen, die
insbesondere in den Kreisen der Beamten gehegt worden sind ,
sich im Rahmen auch des VL Nachtrages nicht erfüllen lassen .
Ich muß einem Irrtum » der da und dort im Lande in Be-
amtenkreisen besteht, entgegentreten » als ob sich Gelegenheit
geboten hatte , im Rahmen dieser Nachträge, deS V. und VI .nun etwa so wie bei einem ordentlichen Budget die Beamten¬
wünsche erfüllen zu können. ES war die Meinung des gesam¬ten Staatsministeriums , daß diese Wünsche erst in Erfüllunggehen können, soweit e» überhaupt möglich ist, bei Aufstellungdes ordentlichen Budgets für das Jahr 1920, und wir sind
gerne bereit, da die Vorarbeiten ja jetzt beginnen , soweit nur
irgendwie möglich den Wünschen der Beamten entgegenzukom¬men, so weit sich das überhaupt im Rahmen des finanziell
Möglichen bewegt.

Ich will diese Gelegenheit benützen, um auch noch wenigeWorte zu den Ausführungen deS Herrn Mg . Köhler hinzu¬
zufügen. Ich habe bereits gestern abend in meiner Rede, die
fa wegen der vorgerückten Zeit für di« vielen Fragen , welchedabei in Betracht kamen, verhältnismäßig kurz gewesen ist,
zugesagt, daß wir weiter gehen wollen in der Aufnahme von
Finanzgehilfen um der wirklich vorhandenen Not abzuhelfen,
so weit dies irgendwie möglich und so weit daS Angebot an
guten Kräften geht. Ich bin auch bereit , bezüglich der Frage »ob aus den Kreisen der Kaufleute , die wir ja teilweise als
Aushilfe beschäftigt haben, etwa Kräfte dauernd verfügbar
gemacht werden können, nicht nur Erwägungen anzustellen,
sondern zu handeln (Zustimmung ) .

Herr Mg . Köhler hat dann darüber Ausführungen ge.
macht , ob wir uns der Frage j>er Ausbüdung der Steuerbe¬
amten gewidmet haben . Es wäre möglich gewesen, auch in
Baden eine solche Konferenz über die Ausbildung der Steuer¬
beamten herbeizuführen . Ich wollte jedoch abwarten , bis die
Konferenz in Weimar getagt hat , um ihr nicht vorzugreifen .
Ich bin aber bereit , schon in der nächsten Woche auch in Baden
eine solche Konferenz, auch mit Professoren der Universität ,unter Beizug von Praktikern abzuhalten (Unruhe und Zu¬
rufe ) . Es wird sich dabei Gelegenheit bieten , auch mit den
ordentlichen Professoren über diese Gebiete eingehende Ver¬
handlungen zu pflegen. Ich nehme an , daß sich bei dieser
Gelegenheit auch andere Mißverständnisse etwas aufklären
werden.

Wg . M arum (Soz .) :
Wenn man die Verhandlungen in der Kommission vergleicht

mit den Verhandlungen , die in diesem Hause über die gegen-
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Bärtige Gesehesvorlage stattfinden , so kann man einen erheb,
lichen Unterschied feststellen. ES ist dieses Mal bei der Be»
ratung erheblich ruhiger zugegangen als in der Kommission.
Die Meinungen haben sich offenbar etwas abgeklärt, und ins »
besondere diejenigen, die als Gegner der Vorlage in der Kom¬
mission aufgetreten find, haben sich im Plenum etwas zurück-
gehalten (Zuruf beim Zentrum : Wird schon noch kommen! —
Heiterkeit). Ich vermisse insbesondere denjenigen, der als
schärfster Gegner in der Kommission aufgetreten ist. Das
deutet vielleicht doch darauf hin, daß die Herren ein Gefühl
dafür gehabt haben, daß sie den Wünschen des Volkes ebenso¬
wenig, wie den Wünschen der übergroßen Mehrheit dieses
HauseS mit ihrer Stellungnahme entsprochen haben.

Man kann ja nie davon sprechen , daß Steuervorlagen im
allgemeinen populär seien. Aber das kann gesagt werden :
Wenn einmal eine Steuervorlage dem Volk in ihrer Ausgestal¬
tung erwünscht gewesen ist, dann ist es diese Steuervorlage
so wie sie aus der Kommission herausgekommen ist und jetzt
das Haus beschäftigt (Sehr richtig ! bei den Sozialdemokraten ) .

Ich habe die Auffaffung , wenn noch mehrere derartige
Eteuervorlagen die Landtage der einzelnen Staaten des Deut¬
schen Reiches und die Reichsnationalversammlung beschäftigen,
so wirkt dcks viel mehr als die schönsten Aufrufe , die wir an
Vkst Plakatsäulen anschlagen lassen (Lebhafte Zustimmung
bei den Sozialdemokraten ) . Das ist praktische Politik , die auf
das Volk wirkt und die das Volk bei der Stange der Re»

S
terling hält. Das wirkt mehr als die schönsten Reden ; denn
ier sieht das Volk endlich , daß die Versprechungen, die in der

Wahlagitation zur deutschen und zur badischen Nationalver¬
sammlung gemacht worden sind, in die Tat umgesetzt werden.
Damals hat man sehr oft die Redensart hören können, alle
Kriegsgewinne, sq weit sie einen bestimmten Betrag über¬
schreiten , müssen eingezogen werden. Diese Vorlage ist ein
Teil eines solchen Versprechens, und wir hoffen, auf dem
Wege dieser Steuervorlagen dazu zu kommen« daß diejenigen
Einkommen und Gewinne , die während des Krieges gemacht
worden sind , zu einem ganz erheblichen Teile dorthin gebracht
werden, wohin sie gebären, nämlich in die Kassen des Staates .

Es hat bei der Beurteilung dieser Vorlage in der Kommis¬
sion zwei Richtungen gegeben. Die einen waren der Auf¬
fassung, daß man grundsätzlich auf dem Wege der Besteuerung
Vorgehen müsse , so wie es in der Vorlage geschehen ist ; diq
anderen vertraten die Meinung , der Staat habe zwar Bedürf¬
nisse, und diese Bedürfnisse müssen vielleicht auch durch
Steuern und direkte Einkommen- und Vermögenssteuern ge¬
deckt werden, aber sie meinten , es solle ja nicht alles nur auf
dem Wege der Steuer , sondern em großer Teil müsse auf
dem Wege der Anleihe gedeckt werden . Ich will hier ebenso ,
wie es von anderen Rednern schon geschehen ist, für meine
Fraktion erklären . . . (Abg. Ihrig : Ich nicht ! ) . Gewiß,
Eie haben 's nicht gesagt, aber einmal ist eS in der Kommission
auSgeführ' worden, und zwar von Ihrem Fraktionsvsrsitzen-
den, und ich darf doch annehmen , daß Ihr Fraktions¬
vorsitzender nicht lediglich ein „Eingänger " ist, sondern
daß er einen großen Teil der Fraktion hinter sich Hai
(Lebhafte Unruhe und Zurufe bei den Demokraten :
Nur für seine Person ! ) . Aber wenn er nur für seine Per -
son gesprochen hat, so spreche ich eben auch nur für meine
Person und erlaube mir , gegen seine persönliche Auffassung
auszuführen , daß ich diese Auffassung nicht teile. Im übrigen
ist es nicht nur die Person deS Herrn Abg. König , mit der
wir uns zu beschäftigen haben, sondern - wir haben uns mit
der Meinung zu beschäftigen, die der Herr Abg . König ver¬
treten hat und bei der er sich zum Sprachrohr solcher Kreise
gemacht hat, die man bisher als Re prominenten Kreise des
Landes bezeichnet hat, die den lebhaftesten Widerspruch gegen
diese Steuervorlage erhoben haben, die in der Öffentlichkeit
Lärm geschlagen haben, und gegen deren Auffassung auch hier
in der Öffentlichkeit ein Wort gesagt werden muß (Lebhafte
Zustimmung der den Sozialdemokraten ). Es ist deren Auf¬
fassung gewesen, um das zu wiederholen, daß wir einen Teil
auf dem Wege der Anleihen flüssig machen sollen. Ich erkläre,
wir lehnen das ab und zwar deswegen, weil wir der Meinung
sind, daß jetzt die Zeit gekommen ist, wo man nicht mehr in
höherem Umfange als es unbedingt notwendig den kommen¬
den Generationen die Lasten auflegen darf , die durch den
verlorenen Krieg dem Volk entstanden sind. Warum verlange »
denn die Herren von der Industrie so sehr, daß jetzt auf dem
Wege der Anleihe die Mittel flüssig gemacht werden ? Ich
habe immer das Gefühl , als ob bei den Herrschaften da ein
gewisser Wunderglaube vorhanden sei , der Wunderglaube näm -
llchr Wenn man jetzt »ur Anleihen aufnimmt und nun die

Steuer nicht erhebt, daM Kerben doch vielleicht einmal Zu¬
stände eintreten in dem Lande Baden und im Reiche bei denen
eine andere politische Konstellation vorhanden ist, bei denen
nicht mehr die Mehrheitsverhältniffe bestehen, wie sie jetzt vor,
Händen sind, und bei denen es dann gelingen wird, die Anleihe
durch Steuern zu tilgen, die das Kapital , die Vermögen und
die großen Einkommen nicht so belasten wie es jetzt der Fall
ist. Es ist dieser Wunderglaube , den man bei Spekulanten
manchmal finden kann, der Glaube daran , daß irgend ein Er¬
eignis eintritt , das günstig Hirkt , und daß man möglichst
schieben und hinausschieben soll , um sich dieser Steuerverpflich¬
tung zu entschlagen. Es ist das dieselbe Auffassung, die wäh-
rend des Krieges in der deutschen Steuerpolitik zutage ge- '
treten ist, als sie sich im wesentlichen auf Anleihen aufbaute ,
übrigens in ganz ähnlicher Weise, wie das in Frankreich ge-
schehen ist ; und es ist bezeichnend , daß man sich in der deut¬
schen Steuerpolitik immer aus den Standpunkt gestellt hat :
die Entente wird es bezahlen, während der französische Finanz¬
minister in gleicher Weise immer gesagt hat : „L ’Allemagne
payera tout . Wir lehnen diese Politik ab , und wir sind der
Meinung , daß jetzt die Zeit gekommen ist, wo im Wege der
direkten Besteuerung, entsprechend dem Programm , das wir
aufgestellt haben, die Mittel aufgebracht werden müssen, die
notwendig sind . Wir haben die Verpflichtung, die badischen
Finanzen jetzt womöglich so in Ordnung zu bringen , wi^ es
nach den Umständen angängig ist.

fch gestatte mir übrigens auch darauf hinzuweisen,
die Vorlagen , die jetzt das Hau» beschäftigen, in

ihrer finanziellen Wirkung noch lange nicht so weit
gehen, wie es der frühere badische Frnanzminister , Herr
Rhernboldt, in seiner Broschüre über die Reichsfinanzreform
vorgeschlagen hat . Was hätte die Industrie erst gejammert »
wenn wir dazu übergegangen wären , dem Vorschläge des
Herrn Rheinboldt zu entsprechen und etwa dazu zu kommen,
alle großen Vermögen zu köpfen (Abg. Dr . Glöckner : Reichs-
Vermögensabgabel ) . Auch gegen die ReichSvermögensabgab«
hätten dann Industrie und Handel noch lebhafteren Widerstand
erhoben, man hätte gesagt, daß das Pfuschwerk, LehrlingS-
arbeit sei, daß wir die Industrie verwüsten, daS Betriebskapital
kaput machen , die Arbeiterschaft schädigen und was alles der¬
artige Vorwürfe noch sind . Uns haben diese Vorwürfe , die
uns gemacht worden sind, dieser Sturm von Telegrammen —
ich will es offen sagen — nicht imponieren können, um so
weniger, als zu bemerken war , daß es ja immer wieder die¬
selben Herren gewesen sind , lediglich in verschiedener Verklei¬
dung, die uns diese Telegramme geschickt haben . Ob sie jetzt
unter der Firma badischer Hansabund , Badischer Handelstag -
Handelskammer Mannheim , Fabrikantenverein auftraten , es
waren immer dieselben Herren , die sich lediglich eine andere
Kappe aufgesetzt haben. Sie waren aber auch sachlich mit ihren
Angriffen gegen diese Steuerreform nicht im Recht . Sie ha¬
ben uns gesagt : Die Industrie wird verwüstet, wird gelähmt »
der Zusammenbruch wird für Baden kommen. Wir wollen es
einmal abwarten , ob der Zusammenbruch kommt. Ich habe
eher die Meinung , daß die Ordnung bei uns in Baden kommt
und daß es für den Bestand des Landes Baden , für den Kredit
des Landes Baden vorteilhafter ist, wenn wir jetzt aus dem
Wege der direkten Besteuerung Ordnung in unsere Finanzen
bringen und wenn wir auch Abgaben erheben, die hoch si^cd,
als wenn wir weiter Schulden machen . Ich glaube auch nicht
daran , daß Handel und Industrie verwüstet werden . In all
diesen Eingaben ist ein gewisses Taschenspielerkunststück ver.
sucht worden, in dem man uns hat beweisen wollen, daß durch
diese Besteuerung mehr von den Gesellschaften erhoben werde,
als sie im Jahre verdienten . Die Herren haben gar nicht daran
gedacht oder nicht daran denken wollen, daß eS eine einmalige
außerordentliche Abgabe und Zuschläge sind , die von ihnen
erhoben werden. Sie haben insbesondere bei der Vermögens¬
steuer gar nicht daran gedacht oder denken wollen, daß di« Ab¬
gaben, die sie leisten sollen , nicht aus dem Ertrage deS Ver¬
mögen», sondern aus der Substanz deS Vermögens von ihnen
gezahlt werden sollen . Das ist unsere Auffassung, und wenn
man daran denkt , daß eS sich um eine einmalige Wegnahme
au » dex Substanz des Vermögen» handelt , dann wird sehr
wohl die Abgabe auch für die großen Kapitalien und für die
großen Betriebe , die erhebliche Reserven aufgefpeichert haben,
erträglich werden. E» muß aber auch aus volkswirtschaftlichen
Gründen dazu geschritten werden, jetzt im Wege der Besteue¬
rung die großen Einkommen zu vermindern . Je mehr wir
die ganz großen Einkommen vermindern , desto eher werden
wir nach unserer Auffaffung dazu kommen, einen Abbau der
Breis« überhaupt Lerbeizuftchre« (Sehr richtiql bei de« So -
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zialdemokrateni . Denn wenn die großen Einkommen nicht
mehr ins Volle wirtschaften können, wenn die Mittel nicht
mehr da sind, aus denen die Millionäre einfach alles bezahlen,
nur um ihnen beliebte Nahrungs - und Gebrauchs - und Luxus¬
gegenstände zu erhalten , so würden wir sehr Wohl dazu kom¬
men, Preise zu erzielen, die auch für die anderen erschwinglich
sind. Ich will das im einzelnen nicht weiter ausführen . Das
wird auch durch das Lachen des Herrn Abg . Vogel nicht be¬
rührt .

Es ist auch zweifellos, daß durch die großen Abgaben, die
im Reich wie in den einzelnen Ländern des Reichs geplant
sind , etwas kommen muß , was für die zukünftige Volkswirt¬
schaft von außerordentlicher Bedeutung ist. Wenn wir durch
große Abgaben die großen Einkommen und die Vermögen her¬
absetzen , so werden wir dadurch der Verwässerung des Geldes
ganz zweifellos begegnen. Es wird der Wert des Geldes durch
diese Verminderung des Geldes sich zweifellos heben. Das hat
natürlich mit dem internationalen Gesichtspunkt hinsichtlich der
Hebung unserer Valuta nichts zu tun . Aber es ist zweifellos
von Bedeutung für den Wert des Geldes im Reich , und man
mag von diesem Gesichtspunkt aus auch vielleicht einmal Stel¬
lung nehmen zu der Gestaltung des Reichsnotopfers . Es ist
notendig, daß auch hierüber ein Wort oxsagt werde. Wir sind
im allgemeinen durchaus damit einverstanden , daß das Reich
von dem Vermögen ganz erhebliche Abgaben einzieht. Ich
kann aber hier schon erklären , und ich hoffe , daß die Fraktion
der Deutschen Nationalversammlung , die unserer Partei ange-
hört , in diesem Sinne verfahren wird . Ich hofte, daß die
Sätze, die dort von Herrn Erzberger vorgeschlagen sind , ganz
erbeblich erhöht werden, und ich hoffe insbesondere auch und
möchte das hier namens meiner Freunde erklären , daß man
die Verteilung der Zahlung des Reichsnotopfers auf 30 Jahre
nicht beibehält, sondern daß man dazu übergeht, jetzt nicht eine
Rente , sondern 'wirklich eine Abgabe vom Vermögen im Reiche
zu erheben (Sehr richtig ! bei den Sozialdemokraten ) .

Und nun noch einige Bemerkungen zu der Steuervorlage im
besonderen, wie sie uns vorliegt . Sie ist in der Kommtssion
gegenüber dem Entwurf der Regierung erheblich verbessert
worden . Wir sind mit der Vorlage , so wie sie aus der Kom¬
mission herausgekommen ist , einverstanden . St sind insbe¬
sondere damit einverstanden — auf unfern Antrag ist das ja
mit eingefügt worden — daß die kleineren Einkommen bis zu
0000 Mark von der Erhöhung der Einkommensteuer freigelas¬
sen werden. Es wird zwar gesagt, daß man auch von 2400
Mark an die kleinen Einkommen zu der Erhöhung der Steuer
heranziehen solle, deshalb weil es erzieherischwirke, wenn auch
diese Einkommensklaffen an den erhöhten Ausgaben des Staa¬
tes mitzahlen . Das ist gewiß richtig. Aber man muß auf der
andern Seite doch bedenken, daß diejenigen , welche bis zu 6000
Mark Einkommen haben, sich lediglich an der Grenze des so¬
genannten Existenzminimums bewegen. Wir haben jetzt für
die Beamten in den großen Städten das Existenzminimum auf
5100 Mark festgesetzt, und es ist ein berechtigter Gedanke, zu
sagen : Wenn Man auf der einen Seite das Existenzminimum
auf 5100 Mark festsetzt, so geht es auf der andern Seite nicht
an , von denjenigen , die etwa gar noch unter diesem Existenz¬
minimum verdienen, neue erhöhtere Steuern zu verlangen . Es
kommt aber auch noch folgendes in Betracht. Man denkt gar-
nicht daran , welche Beträge diejenigen, die bis zu 6000 Ml Ein¬
kommen haben, heute schon an Staats - und Gemeindestetlern
zu bezahlen haben. Gewiß , die Erhöhung nach der Regierungs¬
vorlage hätte verhältnismäßig wenig ausgemacht. Aber einer ,der heute 3000 Mark Einkommen hat, zahlt gegenwärtig schon
an Reichs-, Staats - und Kirchensteuern insgesamt 160 Mark
im Jahre , immerhin ein annehmbarer Betrag . In Karlsruhe !
In anderen Städten womöglich noch mehr , und bei 5000 Mark
Einkommen zahlt in Karlsruhe heute schon ein Bürger Ab-
gaben von 855 M . Das ist für direkte Steuern allein schon
erheblich , und wenn , man daran denkt , daß die indirekten ' Ab¬
gaben gerade diese Bevölkerungskreise in hohem Mjaße belasten,wird man sagen müssen, es ist sehr wohl begründet , daß diesevon der neuen Steuererhöhung befreit bleiben. Wir haben
insbesondere an die Kriegsteilnehmer gedacht , die jetzt aus dem
Felde zurückgekehrt sind, die in den letzten Jahren kein Ein¬
kommen gehabt haben, und die jetzt veranlagt sind nach den ge¬
genwärtigen , infolge der Teuerungsverhältnisse erhöhten Ein¬
kommen und infolgedessen ganz erheblich mehr an Steuern be.
zahlen müssen , als sonst der Fall gewesen wäre , und die des¬
halb Anspruch auf besondere Schonung haben. Wir sind
aber insbesondere der Meinung , daß die Änderungen der Vor¬
lage, ivelche an der Obergrenze vorgenommen worden sind,
auftecht erhalten bleiben müssen, und wir werden deshalb die
Abänderungsanträge , die seitens des Herrn Kollegen Dir. G lo ck-

net und seiner Freunde gestellt Wörden sind, ablehnen, um.
somehr als die Wänderungsanträge in ihrem finanziellen Ef¬
fekt auf die einzelnen Vermögen gar nicht so erheblich sind,
daß sie nicht getragen werden können. Ich will das an zwei
Beisprelen zeigen.

Wenn wir die Vorlage so lassen, wie sie jetzt aus
der Kommission herausgekommen ist, dann hat einer ,der ein Einkommen von einer Million hat , 300 000 M . Ein¬
kommensteuer im Jahr zu bezahlen . Wenn wir nach dem
Antrag Dr . Glöckner gingen , hätte er 260000 M . zu be¬
zahlen. Jetzt hat er nämlich den Grundbetrag von 60000 M.
plus 500 Proz . Zuschlag zu bezahlen , also 300 000 M . ; nach
dem Antrag Dr . Gl o ck n e r hätte er 50 000 plus 400 Proz .
Zuschlag , also 260 000 M . zu bezahlen. Nun sind wir der
Meinung , für jemanden , der eine Million Einkommen hat , spielt
es keine so große Rolle, ob er 250 000 oder 300 000 M . als
Einkommensteuer zu bezahlen hat . Man kann es also sehr
wohl bei diesen ganz großen Einkommen bei dem Zuschlag von
500 Proz . belassen. Ähnlich ist es bei der Vermögenssteuer .
Bei einem Vermögen von 20 Millionen , also dem Satze,der der höchsten Progression nach der Vorlage entspricht, be¬
trägt der Zuschlag 300 Pf . Die Steuerfumme beträgt 626000
Mark bei einem reinen Vermögen von 30 Millionen . Nach
dem Antrag der Demokraten sollte der Zuschlag 200 Pf . betra¬
gen, die Steuer also 436 000 M . , es handelt sich also um einen
Unterschied von 200 000 M . Auch hier sind wir der Auffassung,wer ein reines Vermögen von 20 Millionen hat , ist in der Lage,an diesem einmaligen Zuschlag zur Vermögenssteuer sehr wohl
600 000 M . statt 400 000 M . zu bezahlen . Wir werden also
gegen diese Anträge der Demokraten stimmen und sind da¬
für , daß die Anträge der Kommission angenommen werden.
Wir sind auch dafür , daß den Resolutionen , die die Kommis¬
sion zu diesem Gesetzentwurf vorgeschlagen hat , zugestimmt
wird , und ich hoffe , daß nicht die Befürchtung des Herrn Abg.
Köhler wahr wird , daß diese Resolutionen nicht mehr zu
gesetzgeberischen Aktionen führen . Ich bin der Auffassung,
auch wenn wir in Baden etwa nicht mehr dazu kommen sollten,die Einkommensteuer dementsprechend zu gestalten, ist es doch
unbedingt notwendig, daß diese sozialen Rücksichten bei der
künftigen Erörterung der Einkommensteuer in Rechnung gezo¬
gen werden und demgemäß die Reichseinkommensteuer ihre
Ausgestaltung erfährt .

Und nun komme ich damit noch mit einigen Bemerkun¬
gen zu den allgemeinen Reichfinanzfragen .Es ist ein großes Projekt , das hier dem Reiche vorliegt, ein
Plan , der nicht nur für das Reich , sondern auch für hie
einzelnen Gliedstaaten von außerordentlicher Tragweite ist ,und dessen Tragweite wohl von niemand hier im Hause der-
kannt wird. Es handelt sich in Wirklichkeit jetzt darum , ob die
Bundesstaaten des Reiches in ihrem bisherigen Bestände be¬
stehen bleiben oder ob und inwieweit wir auf dem Wege zudem Einheitsstaat marschieren. Das ist die Frage , um die es
sich hier handelt , und da kann nach meiner Auffassung und der
Auffassung meiner Freunde die Antwort nur so lauten , daßwir vorwärts marschieren auf dem Wege zum Einheits¬
staat , zu der bestmöglichsten Organisation des Reiches über¬
haupt. Ich will aber dabei gleich erklären , daß wir nicht etwa
wütende Unitarier sind , sondern ich möchte sagen, wir sind
gemäßigte Unitarier . Wir sind der Meinung , daß man
nicht in allem und jedem jetzt zentralisieren soll , sondern daßes gewisse Dinge gibt , die lediglich in den Ländern des Reiches
geregelt werden können, Aufgaben auf dem Gebiete der Kul¬tur , der Schule und ähnliche Dinge , die nicht nur vom zentra¬
listischen Gesichtspunkt aus lediglich geregelt werden können,sondern die unbedingt den bisherigen Bundesstaaten überlassenwerden müssen . Aber prinzipiell sind wir der Meinung , daßdie Macht des Reiches zu stärken ist, und daß wir zu einer mög¬
lichst gutett und ersprießlichen Organisation des Reiches kom¬
men sollen . Ein Schritt auf diesem Wege ist bereits die Ein¬
kommensteuer, und da ist es interessant zu sehen , welcheStellung meine Partei schon vor dem Kriege dazu eingenom.men hat . Ich habe in den letzten Tagen zufällig eine Rede in
die Hand bekommen , die der verstorbene Abg . Dr Frank schonim Jahre 1814 , vor dem Kriege hier gehalten hat, und in beter sich geäußert hat : „ Es mag die Übernahme der direkten
Steuern auf das Reich bedauerlich sein, aber dies läßt sich nichtändern . Ich glaube , daß die Entwicklutrg nicht eine parti -
kularistische , sondern eine unitarische sein wird.

" Das Reichwird die Grundlage für die Steuern bilden, die Einzelstaatenund die Gemeinden werden Zuschläge machen. Der jetzige Zu¬
stand hat sich überlebt . Die heutige Form der Steuern wird
ledoch erst dann eine andere werden , wenn die politische Ge¬
staltung eine andere sein wird." Es find im gewissen Sinne
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prophetische Worte, die La gesprochen worden sind ; ich fürchte
nur , daß fie in einem Punkt nicht wahr w ' -.dcn, nämlich in¬
sofern, als es uns nicht möglich sein wird , Zuschläge für die
Einzelstaaten und Gemeinden zu den Reichseinkommensteuern
zu erheben, sondern daß das Reich eben genötigt fein wird,
durch die ungeheuere Finanznot , alles von der Einkommen¬
steuer an sich zu ziehen. Uno in der Tat , es handelt sich jetzt
um die Existenz des Reiches , und wir sind verpflichtet, dem
Reiche, um es lebensfähig zu erhalten , jetzt diese große Steuer¬
quelle zu überlassen. Einerlei also wie man sich zur Frage
des Unitarismus oder Föderalismus stellt, muh die Frage der
Übertragung der Einkommensteuer an das Reich gelöst werden
in dem Sinne , daß ' das Reich diese Einkommensteuerquelle
erhält . Wer ich mochte gleich eines sagen : Es ist nicht damit
getan, daß di« Einkommensteuer den einzelnen Gliedstaaten
genommen und dem Reiche übertragen wird , das wäre ledig¬
lich eine Verschiebung des Bedarfs , und das hieße lediglich so
gehandelt wie der Spekulant es tut , der ein Loch auf Macht,
um ein anderes zuzudecken . Wenn wir lediglich die Einkom.
mensteuer dem Reich übertragen und den Bundesstaaten sie
nehmen, so wird damit das gesamte Finanzbedürfnis von
Reich und Bundesstaaten nicht befriedigt , sondern es ist gar
*cin Zweifel , daß die bisherigen Sätze der Einkommensteuer
nicht aufrecht erhalten werden können, daß wir zu erheblich
höheren Sätzen kommen müssen, als es bisher der Fall ge-
wen ist.

Darüber besteht heute in diesem Hause kein Streit
mehr, daß die Reichseinkommensteuer in ihrem Ertrag dem
Reiche übertragen werden soll, es besteht auch darüber lein
Streit mehr, dyß die Veranlagung in allen Teilen des Reiches
in gleicher Weise erfolgen soll ; lediglich darüber sind die DLei»
nungen noch geteilt , db die Verwaltung dieser Reichseinkom¬
mensteuer und die Verwaltung der direkten Reichssteuern über.
Haupt dem Reich übertragen werden soll, oder ob sie bei den
Bundesstaaten unter Kontrolle des Reiches bleiben soll. In
diesem Punkte unterscheiden wir uns von den anderen Par¬
teien des Hauses . Wir sind der Meinung , daß die Kontrolle
der Reichssteuern durch das Reich nicht genügt . Ich möchte
auch die Auffassung aussprechen, daß man sich hinsichtlich der
Befürwortung der Kontrolle einer gewissen Täuschung hingibt.
Warum wird von allen die Kontrolle des Reiches verlangt und
davon abgeraten , die Verwaltung dem Reiche zu Wertragen ?
Deshalb , weil sie sagen, sie wollen die Finanzhoheit der ein¬
zelnen Bundesstaaten möglichst aufrecht erhalten . Das ist
aber eine falsche Meinung . Die Fmanzhoheit der einzelnen
BundesstavtechMrd nicht berührt durch die Kontrolle, sondern
durch die Mertragupg,hex , Einkommensteuer auf das Reich.
Dadurch wird zwür ganz erheblich die Finanzhoheit der Bun¬
desstaaten beeinträchtigt, nicht aber durch die Übertragung der
Kontrolle. Wie steht es mit der Kontrolle ? Wenn sie
wirksam' ist — und sie soll wirksam sein —, dann wird die
Hoheit der Einze.staaten eine Schein Hoheit, dann herrscht doch
der Reichskontrolleur und die badischen Beamten müssen "nach
seinen Weisungen handeln . Ist sie aber nicht wirksam, dann
ist sie zwecklos, dann habSn wir eine S ch e i n kontrolle, und
das wünschen wir nicht , bei uns in Baden nicht und noch weni¬
ger in anderen Teilen des deutschen Reiches . Wir sind auch der
Meinung , daß die Einführung einer Kontrolle eine doppelte
Kostenlast für das Reich schaffen und die Verwaltung erschwe¬
ren würde und daß es im Interesse einer zweckmäßigen Ver.
vmltung gelegen ist, die Steuern durch das Reich und durch
Reichsbeamte vertvalten zu lassen um so mehr als nach dem
Entwurf der Reichsverfassung in dem Artikel 83 die indirekten
Steuern in die Verwaltung des Reichs übergegangen sind . Un¬
sere Auffassung ist also die : Wir sind damit einverst mden,
daß die direkte Einkommensteuer und die direkten Steuern
überhaupt dem Reich übertragen werden ; wir stnd auch der
Meinung , daß eine Kontrolle des Reiches nicht genügt , sondern
daß auch die Verwaltung dem Reich übertragen werden soll .
Wrr knüpfen daran nur einen Vorbehalt , nämlich den : Wir
wollen nicht nur für unS allein die Übertragung an das Reich
hinsichtlich der Verwaltung vornehmen , sondern tvir stnd der
Meinung , daß das von allen Gliedstaaten geschehen soll, und
daß insbesondere diese Gemeinwirtschast erst dann eintreten
soll, wenn für die Veranlagung allgemein die schärferen, in
Baden , Württemberg mtf> Hessen geltenden Grundsätze ange¬
wendet werden können. Mann das sein wird , läßt sich heute
noch nicht sagen, wir hoffen aber , daß es in Bälde sein wird.
Ob es der Termin sein kann, den der Reichsfinanzminister
vorgeschlagen hat, der 1 . Oktober 1919 , scheint uns sehr zweifel¬
haft zu sein . Aber es wird das nur gemacht werden können,
die ganze Reform wird nur durchgeführt werden können, wenn
tatsächlich, wie es hier schon besprochen worden ist, die Be¬

amten aus Süddeutschhand mit dazu gebraucht werden , in
Norddeutschland diese Reform duröAusühren . Es wird das
nichts schaden, denn wir sind auch der Meinung , daß es gut
ist, Wenn in der preußischen Verwaltung süddeutscher Geist
herrscht . Wir sind keine Preußenhasser , wir wissen , was die
Preußen Großes für Deutschland geleistet haben (Zuruf rechts:
Hört ! Hört ! ) ; aber wir sind der Meinung , Satz es gar nichts
schadet, wenn, sagen wir einmal, ein Schutz süddeutschen Gei¬
stes jedem Preußen eingeimpft wird .

Wir kommen mit diesen Gesetzen , wie ich vorhin schon aus¬
geführt habe, auf den Weg zum Einheitsstaat . Dieser
Einheitsstaat wird kommen nach unserer Überzeugung, ob
man will oder nicht , und es ist nach unserer Meinung besser ,wenn man sich dem, was kommt, nicht entgegenstemmt, son¬dern , wenn man mitmacht und mithilft . Man wird da eher
Einfluß gewinnen auf die Gestaltung der Dinge . Wie in
Zukunft im Einzelnen die Organisation des Reichs sein wird,
läßt sich heute natürlich noch nicht entscheiden, und insbeson¬dere läßt sich die Frage nicht entscheiden , die im Vorübergehen
hier gestreift worden ist, die Frage der Neuorganisation Preu¬
ßens . Wir haben uns damit nicht zu beschäftigen und wollen
den Preußen gewiß nicht hineinreden . Aber es ist gar kein
Zweifel, daß die Grenzpfähle , wie sie zwischen den Glied¬
staaten des Reiches bestehen, nicht etwas ewig Unabänderliches
sind, ebensowenig wie die Gliedstaaten selber etwas ewig Un¬
abänderliches sind. Wir wollen Preußen nicht zerschlagen;aber der Gedanke hat doch etwas Verführerisches, daß man
Preußen nicht etwa badisch macht , aber daß man Preußen
deutsch und Baden deutsch macht und alle Gliedstaaten in
einem einzigen deutschen Staat aufgehen . Das braucht nicht
dazu zu führen , daß die «Berlinerei " in Deutschland herrschenwird . Es läßt sich denken , daß die Gesetzgebung zentral , die
Verwaltung aber dezentral sein wird. Mit einer derartigen
Neuorganisation werden vielleicht auch diejenigen, die Gegnereines unitarischen Reiches sind, sich einverstanden erklären kön¬
nen . Im November ist es eigentlich so gewesen, daß wir nichteine deutsche Revolution, sondern 25 bundesstaatliche Revo¬
lutionen gehabt haben. Und es ist einer der größten und
stärksten Gedanken, die seither in Deutschland erwogen und be»
arbeitet worden sind, wie man aus den einzelnen Gliedstaatenund aus den Schwierigkeiten, hie aus der .Kleinstaaterei , will
ich einmal sagen, heute noch in der deutschenRepublik vorhanden
find, herauskommt . Es ist kein Zweifel, daß die beste Organi¬
sation die sein wird, daß wir zu einem einigen Reich , zu einem
Einheitsreich kommen , bei dem die einzelnen Reichsprovinzen,
mag man sie Staaten oder nur Provinzen nennen , im Rah¬men ihrer kulturellen und wirtschaftlichen Zusammengehörig¬
keit leben können. Wir wollen alle das Beste des Reiches .Wir wollen alle miteinander , daß das Reich gestärkt wird und
wir sind alle miteinander auf dem gleichen Weg ; nur nen¬
nen sich die einen vielleicht scharfe Förderalisten und die
andern gemäßigte 'Unitarier . Das Tempo ist vielleicht ver¬
schieden . Aber darüber sind wir uns klar und einig, daß der
Weg , den wir gehen müssen , dahin führen muß , die Macht des
Reiches zu stärken, nicht auf Kosten der Gliedstaaten , sondern
zugleich die Kraft und das Leben der einzelnen Völker und
Länder zu erhalten (Lebhafter Beifall ) .

Abg . Dr . Gothein (D . Dem . P . ) :
Für den Ernst der Lage ist es wohl ganz besonders bezeich¬nend, daß wir mitten in die Beratung einer badischen Steuer -

Vorlage eine viel eingehendere Debatte über die allgemeinen
Verhältnisse der Finanzen von Reich und Ein -
zelstaaten hineingeworsen haben. Darin spricht sich aus ,daß es sich tatsächlich nicht nur um die finanzielle Existenz der
Einzelstaaten, sondern überhaupt um ihre E x i st e n zals Sonderglieder , und nicht nur um die Ein.
zelstaaten, sondern um alle Selbstverwaltungskörper , um
die Städteberwaltungen ebenso handelt . Denn das eine ist
ganz klar : Fällt der letzte Rest von finanzieller Selbstverwal¬
tung dahin , dann sind die Einzelstaaten überhaupt er¬
ledigt. Das hat niemand deutlicher anerkannt , als Herr
Abg . Köhler . So können wir denn sagen, daßdie Vorlage, über die wir zunächst unmittelbar beraten , nocheben vor Toresschluß gekommen ist, und daß in Zukunft uns
aller Wahrscheinlichkeit nach Beratungen darüber , wie wir
Steuern veranlagen wollen und wie wir die Steuerquellenim einzelnen zuziehen wollen, leider völlig erspart bleiben.
Unser badischer Staat ist in d -"r gegenwärtigen Steuervorlage
ungefähr in der Lage des ungerechten Haushalters im Evan¬
gelium, der noch gerade, ehe er Rechenschaft abzugeben hat
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vor seinem Herrn , seine Prokura ausnützt . Nun, in dieser
schwer nuszulegenden Parabel wird der ungerechte Haushalter
gelobt um seines Verhaltens willen , und so mögen wir den ba¬
dischen Staat auch loben,, daß er zuguterletzt noch einiges für
sich herauszuschlagen sucht . Dagegen hat auch unsere Partei
nichts einzuwenden gehabt- Unser Bedenken gegen viele Ein¬
zelheiten m der Steuervorlage richten sich, wie der Herr Be¬
richterstatter Abg. G o e h r i n g und Herr Abg. Du.
Glöckner gestern auseinandergesetzt haben, nicht gegendie Vorlage als solche, sondern gegen gewisse Fehler , ich möchte
sie beinahe Schönheitsfehler nennen , gegen bedenkliche Kon-
struktionsmänael , wie Herr Abg . Dr . Glöckner sie
Gestern dargestellt hat . Denn wenn Herr Abg. K ö h •
rer die Übässchutzwirtschaft , die wir mit dieser Vorlage trei¬
ben, damit entschuldigt hat , daß wir sie als sorgsame Haus -
Halter nicht als ungerechte Haushalter treiben , so möchte ich sa¬
gen : Hier zeigt sich der größte Unterschied zwischen einem pri¬vaten HauShalter und einem Staatshaushalter . Es bleibt nachwie vor Grundsatz eines sorgsamen Staatshaushaltes , daß er
nicht Steuern auf Vorrat bewilligt, daß er mit den Steuern
nicht hinaus geht über die vorliegenden Bedürfnisse.

Gewundert hat eS mich, daß der Herr Abg . M a r u m die Ge¬
legenheit nicht hat vorübergehen laffen , der demokrati¬
schen Partei einen unbilligen Schutz der Kapital¬
interessen zum Vorwurf zu machen . Denn eS ist das so
entschieden von den Herrn Kollegen Goehring und Dr .Glöckner abgelehnt worden, daß wir das ohne weiteres garnicht auf uns sitzen laffen können.

Es ist ganz besonders betont worden, daß wir höchstens das
Bedenken haben — ich werde das im Laufe meiner Rede an
anderer Stelle noch ausführen — daß das werbende Kapital ,das für unsere nationale Wirtschaft in Zukunft notwendig ist,nicht zu sehr in seiner Wirksamkeit eingeschränkt werde. Wir
haben auch ausdrücklichbewnt : Auf diese Steuer und auf die¬
sen Steuerbetrag selbst legen wir gegenüber den Forderungen ,die das Reich bald erheben wird , gar keinen besonderen JÄch -
druck. Aber die ganze Art und Weise der Konstruktion , dieses
Zurückgreifen, wie Herr Abg. M a r u M auch ausdrücklich
gesagt hat, auf die Substanz als solche in solchem Umfangeerscheint uns bedenklich .

Nun hat der Herr Kollege Dr . Glöckner gestern unsere
Stellung zu dieser unmittelbar vorliegenden Steuervorlagr so
ausführlich auseinandergefetzt, , daß ich von ihr jetzt absehe Ichglaube , die andere Frage ist umso wichtiger, und wir sind esder Rede des Herrn Finanzministers mit ihren eingehendenDarlegungen gestern schuldig , daß wir über die zukünfti .
gen Verhältnisse von Reich und Einzel st aatenund von Reichs - und Staatsverwaltung in Stadt und Ge¬
meindeinfinanzieller Beziehung uns hier etwas
näher aussprechen. Da hat sich ja heute in den Redendes Herrn
Kollegen Köhler sowohl wie des Herrn Kollegen M a r u m,eines herausgestellt : heutzutage sind ja wohl offenbar alle Uni¬tarier , mehr oder minder energisch. Und ich erinnere mich mitvieler Freude daran , daß der Herr Kollege Köhler frühermir den „Unitarier " besonders vorgedrückt hat und sich dem¬
gegenüber als eine Art Partikularisten bezeichnet hat . Heutehat sich die Welt ja beinahe gewandelt, obgleich Herr Köhler
auch diesmal wieoer auf den „Preußen " —• ich sage von mei-nem Standpunkte auf die Legende von Preußen — und aufdie Gefahr , die Preußen mit sich bringt , einige Steine recht. kräftig geworfen hat , so ist er doch so unitarisch gewesen , daß
ich ihm gegenüber heute sogar etwas stärker partikularistischreden werde. Und wenn diese Dinge überhaupt etwas Humor
noch aufkommen ließen, dann würde der Humor der Sache darin
liegen, daß es ausgerechnet Herr Matthias Erzberger ist, der
diese Vorlage dem Reiche bringt , der als der energischste allerUnitarier auftritt und als solcher denn auch die Beistimmungvon Herrn Köhler gefunden hat . Und ganz im Hintergründemeines Herzens denke ich: Ja , wenn das ein preußischer De¬mokrat gewesen wäre , würde er dann auch das Loblied auf dieseneue Steuereform so energisch gesungen haben ? (Abg. Stock -
inger : Die Habens nicht getan ! ) . Herr Erzberger hat die
Sache auch nicht allein gemacht , sondern Herr Erzberger ist in
dasjenige eingetreten , was von seinen Vorgängern vorhereitetwar . Sagen wir nur einfach : Es handelt sich hier um eine
allgemeine Übereinstimmung , wie sie in der Reichsregierunghervorgetreten ist, eine Übereinstimmung , gegen die aufzutretenim Interesse der Einzelstaaten und der Selbstverwaltung jain der Tat schwierig ist. Trotzdem aber müssen wir sagen : Wir
müffen suchen unter diesen Umständen zu retten , was sich nochvon Landesverwaltung und Selbstverwaltung der Stützte irgend¬wie retten läßt .

Freilich, da- versteht sich für uns uns ,ür Steine Parte »
ganz von selbst : zu einer Liquidation deS Reiches dürfen wir e»nie kommen laffen. Selbstverständlich gehen die Forderungendes Reiches allen anderen Forderungen voran , und der badisch«Staat und jeder andere Einzelstaat ist nur eine Schaluppe , die
an das große Schiff des Reiches angehängt ist, und eine solcheSchaluppe rann nicht, wenn das Schiff untergeht , zum Ret¬
tungsboot werden . So liegt aber jetzt die Sache , daß die Frage
nicht mehr die ist: Was können wir dem Reiche übertragen undwas für uns behalten ?, sondern umgekehrt : Was laßt unsdas Reich übrig ?

Da hat nun meine Fraktion zu dieser wichtigen Frage eine
Resolution abgefaßt , die ich mir zunächst die Ehre gebe .Ihnen vorzulegen, ehe ich sie im Einzelnen erläutere :

»Wir erkennen an, daß es notwendig ist, die finanzielleLage, und damit den Bestand des Reiches stcherzustellen . DieErhaltung des Reiches ist für uns das oberste Gesetz ; ihm sindalle Einrichtungen in den Einzelstaaten unterzuordnen . DieReichseinkommensteuer ist notwendig, eine einheitliche Per .anlagung und gleichmäßige Durchführung dieses und der übri¬gen Steuergesetze ist unter der Kontrolle des Reiches sicher zustellen. Bei tzer Abmessung und Verteilung des den Bundes¬staaten und den Gemeinden gebührenden Anteils an dem Ertragder Reichssteuern ist die Verschiedenheit ihrer wirtschaftlichenBedingungen zu Grunde zu legen. Gegen die völlige Beseiti¬gung der finanziellen Selbstverwaltung in Staat und Gemeindehaben wir ernste Bedenken, insbesondere sollen in der Verwen¬dung der Mittel Staat und Gemeinde fteie Hand behalten .Eine spätere Rückkehr soll offen bleiben zu einer freieren Ge.staltung der finanziellen Selbstverwaltung ."Sie sehen , wir treten zunächst unbedingt gerade so wie derHerr Finanzminister ein für die Einheitlichkeit nicht nur derSteuerverfassung , sondern auch der Veranlagung . Wir wissensehr wohl, daß eS ,n Preußen nicht ebenso zugegangen ist, wiein anderen , wie in süddeutschen Staaten . Aber ich möchtedoch sofort sagen : Sie können auch hier Preußen nicht als eineneinheitlichen Begriff auffaffen . Es fft im ganzen Westen Preu -tzens , in der Rheinprovinz , in Westfalen usw., also gerade inden hochrnbustriellen Gebieten , eS ist auch in meiner HeimatSchlesien durchaus mit rechten Dingen zugegangen ; es findeinzig usid allein großagrarische Interessen gewesen und Lanb-rate , die diesen in zu starkem Maße Rechnung getragenhaben, welche eine Ungleichmäßigkeit in der Steuerverwaltungverschuldet haben. Gleich im Anfangbet Ler Einführung derpreußischen Einkommensteuer durch Miquel hat eSeinFührerdes Bundes der Landwirte zwar fertig gebracht, sich in eineganz tiefe Steuerstufe und in die dritte Wählerklaffe eiNschrei-ben zu lassen , aber zu gleicher Zeit einen Ertrazug bei derVerheiratung seiner Tochter für die Hochzeitsgaste zu bestellen.Solche Fälle sind borgekommen. Jedoch auch hier wdllen wiretwas gerecht sein. Wenn es sich um rein bäuerliche, wesent¬lich naturalwirffchaftliche Verhältnisse handelt , ist es wirklichmit der Steuerveranlagung eine recht schwierige Sache. Denneinem Bauern wird es niemals recht eingehen, daß dasjenige ,was er selbst verbraucht in seiner eigenen Hauswirtschaft , auchohne weiteres als ein reines Einkommen betrachtet und imvollen Umfange versteuert werden muß . Da werden sich alsogewisse Schwierigkeiten auch später ergeben . Aus die bäuer¬lichen und landwirtschaftlichen Verhältniffe überhaupt habenauch wir Rücksicht genommen, aber wir Habens in einer lega¬len Weise getan . Im übrigen werden ja diese Rücksichwnauf die besonderen landwirtschaftlichen Einkommen oder dielandwirtschaftlichen Vermögen in Zukunft sich auch nichthalten lassen , weder im Reiche noch auch in Baden .
. Diese Vereinheitlichung der Steuerveranlagung wird aller¬dings — und da weiche ich von dem Herrn , Finanzministerab — nicht ohne weiteres eine völlige Gleichheit in denSteuern überall mit sich bringen . Er hat gemeint , in Zukunftdürfe nicht mehr ein Wohnplatz vor dem anderen begünstigtsein, dürfe es nicht mehr Vorkommen , wie heutzutage bei¬spielsweise in Berlin , wo die Bewohner der eleganten Villen-kolonie Grunewald wenig Steuern bezahlen und deswegender Aufenthalt dort begehrenswert ist, während in anderenVororten die höchsten Steuern bezahlt werden ; ich glaube, einederartige Gleichmachung ist "nicht möglich , denn dann wüvde eseben bedeuten, daß auch Zuschläge, die er ja wünscht, seitensder einzelnen Kommunen gar nicht mehr irDglich waren . Eineabsolute Gleichheit würde hier tatsächlich zu einer Ungleichheitführen . Für uns ist gerade auch das wünschenswert , daß jenach den wirffchaftlichenSonderbedingungen auch bezüglich derSteuern und Steuerzuschläge Verschiedenheit in den

einzelnen Gemeinden in Zukunft stattfirche. Der eigenen
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Steuererhebung seitens der einzelnen Staaten stehen wir ent¬
schieden sympathisch gegenüber aus den Gründen , wie sie der
Herr Finanzminister und zum Teil auch der Herr Abg . Köh¬
ler ausgefuhrt hat . Es ist nur die große Frage , ob sie in
Zukunft noch durchaus möglich sein wird . Ich persönlich bin
etwas skeptisch dagegen, ob, wie der Herr Finanzminister
meint, die Steuerverwaltung der Einzelstaaten auch billiger
kommt. Die bisherige Erfahrung zeigt wenigstens überall ,
daß , je , größer ein Steuererhebungsbezirk ist, wie das ja im
Wesen eines Großbetriebes liegt, wo so viel Generalunkosten
gespart werden, die Verwaltung um so billiger zu stehen
kommt. Das hat sich in der Zollverwaltung gezeigt, wie es
zu dem Zollverein geführt hat . Aus dem Gesichtspunkte der
Verbilligung des Stouerwesens würde ich nicht folgern, daß
wir die einzelstaatliche Verwaltung beibehalten , sondern ich
glaube, fie wird eher etwas teuerer , aber sie ist unseres Er -
achteus politisch das unzweifelhaft Wünschenswertere , und
darin weichen wir von der Auffassung der Herren von der
linken Seite des Hauses ganz entschieden ab. Wir glauben ,
daß in der Tat hier die bisherige organische Verteilung , aus
der das alte Reich in seiner geistvollen Konstruktion durch

- Bismarck beruhte, keineswegs antiquiert ist, sondern daß hier
eine derartig organische Mannigfaltigkeit , in der die einzelnen
Glieder dem Ganzen dienen, indem sie vom Ganzen auch wie¬
der ihr Leben empfangen , nach wie vor das Angezeigte ist.
Wir sind auch gerade da von dem Bewußtsein erfüllt , daß wir
eine richtige, eine trefflichste Einrichtung des alten Reiches in
den neuen Volksstaat mit hinübernehmen wollen.

Dabei handelt es sich nun allerdings auch, wenn wir die
einzelstaatliche Steuererhebung begünstigen, doch sehr weienr-
lich um die wechselseitige Kontrolle . Die erschein !
den Herren von der Sozialdemokratie , wie Herr Abg . Ma -
r u m sich ausdrückte, nicht genügend. Sie erscheint uns aver
geradezu als eine unbedingte Notwendigkeit. Das ist seiner¬
zeit die große Entdeckung beim Zollverein gewesen, durch die
der Zollverein vom Jahre 1838 an sich bewährt hat , und sie
hat regelmäßig gut funktioniert . Und so, wie der Herr Abg.
Köhler es darstellt , daß nun der Preuße sich , absolut nicht
in süddeutsche Verhältnisse hereinfinde '

» liegt doch die . Sache
wahrhaft ^nicht . Gleiche Diese KMtrolle ans 'dem Gebiete der
Zollverwaltung hat doch recht wohl gezeigt/ daß es ein gegen¬
seitiges Vertrauen gibt und nicht bloß gegenseitiges Mißtrauen
(Zustimmung ) . Herr Abg. Köhler hat es zwar gewünscht ,
daß Norddeutsche hierher kommen, um in Suddeutschland zu
lernen , sdrchat ss «Bor als pstMz unmöglich avtzslehnt, däh nün ern

Waben « : achchlchin « äl nÄch'M >rddeutschlattd khme und ' sich dort
umsöhe . Was dem einen recht ist, das ist dem anderen billig,
Herr Abg . Köhler , und zwischen Kontrolle und Verwaltung
ist kein großer Unterschied. Und wenn er immer wieder ge¬
sprochen hat davon, daß die Preußen nur unter dem Zeichen
„negativer Höflichkeit " trt Süddeutschland austreten , so möchte
ich ihn wirklich auffordern , einmal in meine liebe schlesische
Heimat zu kommen und zu hören , daß wirklich ein ' rechter
Schlesier ein ganz umgänglicher , höflicher und freundlicher
Mann ist, während ich doch so manchmal bei aller Hoch- und
Wertschätzung der Sckflvarzwälder und Schwaben nicht gerade
gesunde. , habe, daß ihre erste Tugend die Höflichkeit und das
Entgegenkommen gegen die Fremden tst (Heiterkeit und Zu¬
stimmung ) .

Die Ausbildung der Steüerbeamten rst gestreift
worden. Ich habe mich außerordentlich gefreut , daß der Herr
Finonzminister in seiner kurzen Zwischenrode in Aussicht ge¬
stellt hat , daß wir auch gefragt werden sollen, die Universitäts -
professyren und andere , das wird sehr , wünschenswert sein. Ich
möchte dabei besonders betonen : Wir . Nationalökonomen be¬
dauern es außerordentlich und haben es im Laufe der Zeit
bedauern gelernt , das die alte Ausbildung der Kameralisten
zugunsten einer einseitigen juristtscheu AüsbiLung aufgehoben
worden ist (Sehr richtig! bei den Demokraten ) , und wir
wünschen ganz entschieden, daß sie wieder eingeführt wich .
Auf eine finanzielle Ausbildung wevden wir den höchsten Wert
legen. Selbstverständlich können wir unsere Studenten nicht
in Dinge einführen , die wir selbst nicht verstehen und in denen
ich sehr gern bei Herrn Abg . Köhler in die Lehre ginge,
nämlich die Buchführung und die Veranlagungstätigkeit im
Einzelnen . Wer was wir zeigen

' können, sind die Begriffe
und We Entwicklung der Steuersysteme , nicht nur der deut¬
schen Steuersysteme : sondern auch der fremdländischen Steuer¬
systeme . äks Grundlagen ^ekneS allgemeinereri Verständnisses;
, ch glaube, daß das unseren Finanzbeamten sehr wünschens¬
wert wäre und daß hier auch eine seminaristische Ausbildung
nnd rMt bloß die Ausbildung in den Vorlesungen gerade für

«
die Beamten in der Kametzalvevwaltung in Zukunst wünschens¬
wert sei.

Die Frage nun , ob eS möglich sein wird, diese Wünsche einer
Beibehaltung einer einheimischen Steuerverwaltung , die dem
Reiche dient , zu erfüllen . Dies wird ja nun natürlich sehr stark
aibhängen von dem Inhalte dieser Steuern selber, und das ist
ja schließlich die Hcmptsache . Alles andere ist doch nur eine
formelle Frage . Können wir — darum handelt es sich —
eine Selbständigkeit unserer badischen Finan¬
zen gegenüber den Anforderungen des Reiches in Zukunft noch
in Aussicht nehmen ? Der Herr Finauzminister hat es ja be¬
weglich dargestellt, daß das Reich so gut wie alle Steuerquellen
in Beschlag nehmen wird und in einem so ungeheuren Maße,
daß für die anderen nur wenig übrig bleibt . Was soll uns
überhaupt übrig bleiben ? Die Ertrags steuern ! Ich
halte es für völlig ausgeschlossen , daß wir zu den Ertrags -
steuern von seiten des Landes wieder zurückkehren können.
Die Ertragssteuern hüben sich überall herausgestellt als eine
bloße Vorstufe für die Personalsteuern , insbesondere für eine
Vermögenssteuer . Ist erst eine Vermögenssteuer ausgebildet ,
wird sie in dem ungeheuren Maße , wie es Herr Finanzminister
angodeutet hat , als Kapitalertragssteuer erhoben, dann ist für
Ertragssteuern schlechterdings kein Platz mehr übrig .

Etwas anders wird es vielleicht bei den Gemeinden sein.
So völlig aussichtslos für die Zukunst halte ich es auch jetzt
noch nicht, daß die Gedanken auf denen die Steuerreform
Miquels beruht , die Ertragssteuern den Gemeinden zu über¬
weisen, wenigstens in Zukunst nicht wieder Gültigkeit haben
können« weil eben die Gemeinden zu diesen Steuerquellen eine
ganz andere Beziehung haben , wie die großen Länder . Einst¬
weilen wird auch das kaum möglich sein. Die Gemeinden
werde« sich wohl auf Beitrotze wie bisher und zu gleicher Zeit
selbstverständlichauf ihre eigenen Erwerbseinnahmen verlassen
müssen. Dadurch, daß sie wenigstens auf solche Weise auf «die
besonderen Verhältnisse der einzelnen Bürger eingehen» kön¬
nen sie ja immer noch einen Rest von Selbstverwaltung sich
wahren .

Im übrigen ist eigentlich von den anderen Steuerquellen ,
die uns noch bleiben, die viek' gerühmte Bergnüguttgs .
st euer fast die einzige. Bei der Vergnügungssucht , wie sie
leider im Augenblick unser Volk beherrscht, dürften die Er¬
trägnisse nicht ganz niedrig sein. Aber die Vergnügungssucht ,
die nur psychologisch als ein Rückschlag gegen die lange Span¬
nung der Kriegszeit zu erklären ist, wird rasch vorübergehe».
Das Vergnügen wird unserem Volk binnen kürzester Zeit ver¬
gehen, wenn jenes Lehrbuch in der Westentasche, wie Herr Mg .
Köhler gesagt hat , herausgegeben wird , wenn die Steuer¬
zettel dem Volke erst einmal bekannt werden . Bei der Ver¬
gnügungssteuer gilt doch dasselbe wie bei allen Luxusteuern :
man kann sie nicht sehr stark anspannen ; ihr Grenznutzen ist
bekanntermaßen sehr rasch erreicht. Der Grenznahen -des
Vergnügens ! Jeder überlegt es sich an einer gewissen Stelle ,
ob ihm das Vergnügen nicht zu teuer wird und er es nicht
lieber unterläßt . Trotzdem begrüße ich es sehr, daß der Herr
Ftnanzminister gesagt hat : Wenn das Reich die Vergnügungs¬
steuer fallen läßt , der badische Staat wird sie sofort aufneh¬
men. Nur einen Wunsch habe ich dabei, daß wirklich ernste
und hohe Vergnügungen , daß also alle ernste Kunst dabei frei-
gelassen werde (Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten ) . Denn
wir haben es dringend notwendig in unser «: Volk , daß diese
Verwahrlosung äußerlicher Vergnügungen , wozu ich auch das
Kino rechne^ wiederum weiche und daß dagegen ernste und
hohe Mmst , deren unser Geistesleben immer bedürftig sein
wird,

'
desto mehr gepflegt werde.

Was der Herr Finanzminister mit vollem Recht besonders
betont hat ist, daß die Beweglichkeit unseres Fi¬
nanz sh stems später wohl so gut wie vollständig aufge -
hörthaben wird . Eine solche Beweglichkeit ließe sich ja
überhaupt nur dadurch erreichen, .daß wir noch Zuschläge zu
den Reichssteuern, speziell zu der Reichseinkommensteuer er¬
heben dürfen , und das scheint ja allerdings , so wie die Dinge
liegen, so wie das Reich die Reichseinkommensteuer, die ja eine
Vermögens- oder Kapitalertragssteuer in sich einschließen wiro,
anspannen wird, tatsächlich so gut wie ausgeschlossen. Es er¬
scheint jedenfalls zunächst als ausgeschlossen , daß man zu be¬
trächtlichen Zuschlägen kommt. Aber hier — und das liegt
auch m unserer Resolution — müssen wir doch immer wieder
betonen : Wir hoffen, zu diesem Zustand wieder einmal zurück¬
zukommen; es wird doch einmal , wenn auch noch geraume Zeit
darüber hingehen wird, die Epoche wieder kommen, wo hir
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diese eigentliche Grundlage der Selbstverwaltung , wo wir
diese Anpassung der Bedürfnisse an die Erträge wieder ein¬mal durchfuhren können. Zu einer bollständig selbständigenSteuergebarung wollen wir aber nicht wieder zurück . Wir be¬
trachten es ».als einen großen Vorteil , datz die Steuergesetz¬gebung durch das ganze Reich in Zukunft einheitlich sein wird,und zwar durch die Steuerberanlagung .

Ganz und gar unmöglich aber erscheint es , und das habenwir in unserer Resolution zum Ausdruck gebracht, daß die
Verwendungsart de-rSteuern , derüberweisun -
g e n, die wir etwa aus den Reichserträgeu bekommen , auch

> noch gebunden wird , datz hier nicht nur eine Kontingentierungsonidern auch noch eine ängstliche Kontrolle im einzelnenstattfindet . Der Herr Finanzminister hat es auch gesagt.Er hat bor allem die politischen Schwierigkeiten einer derarti¬
gen Kontrolle herborgehoben. Nun , diese würde ich gar nichteinmal so hoch anschlagen. Ich würde es noch biel hohertaxieren , dah eben jegliche Selbstachtung , datz jegliche Freudeder Selbsttätigkeit , datz kurzum alles dasjenige , was die Selbst-berwaltung unserer Städte groh gemacht hat , dadurch bon
vornherein berleugnet , bon bornherein im Keime erstickt würde.Wahrhaftig , Stadtberwaltungen sind nicht wie kleine Kinder,die der Mama darüber Rechnung oblegen sollen, wie sie ihrgaschengeD berwendet, ob sie sich etwa Bonbons dafür gekauftlaben . Um Überweisungen aber würde es sich handeln . AuchHerr Köhler hat anerkannt , datz es doch schließlich auf eine
Dotationspokitik im starken Matze hinauskommen werde, undda freut es mich, daß der Herr Finanzminister ganz besondersbetont hat , daß bei einer solchen Dotation des Reichesdie Unibersitäten bedacht werden sollen. Ich schließemich seiner Begründung bollständig an . Er hat auf die zroheBedeutung der naturwissenschaftlichen Institute , speziell z . B.— eS ist nur ein Beispiel — der Therme hingewiesen. Aber
ich möchte eS biel allgemeiner fassen. Wir in Baden habendie drei Hochschulen nicht für uns , wir haben sie für Deutsch¬land . Sie brauchen sich bloß die Zahlen der immatrikulierten
Studierenden anzuschauen, um zu sehen, daß die Badener eine
sehr kleine Minderzahl sind , die um ein Vielfaches durch dieanderen deutschen Studenten übertroffen wird . Das machtdie Größe und Eigentümlichkeit unserer badischen Hochschulenaus , urst» dabei soll es auch in Zukunst bleiben. Auf dieseWeise arbeiten wir für ganz Deutschland. Wir wollen keine
Probingialuniversitäten sein. Meine alte Unibersität Bonn
war biel größer als Heidelberg, und trotzdem trägt Bonn denrein probinzialen Charakter der Rheinprobinz . Heidelberg und
Freiburg haben einen biel größeren Zuzug und infolgedesseneinen steteren Zug wissenschaftlichen Lebens durch diese Artund Weise der Zusammensetzung der Studentenschaft . Arbei¬
ten wir aber so für das Reich, dann ist eS auch recht und billig,datz das Reich für uns zahlt und datz auf solche Weise dem ba¬
dischen Staat diese schwere Aufgabe bon seiten des Reichs er¬
leichtert wird, und ich hoffe , miß der Herr Finanzminister recht
eifrig bei den Finanzministerkonferenzen diesen Gesichtspunkt
auch in Zukunft unterstreicht.

Wenn wir nun aber sehr stark zu Dotationen kommen , dann
bestehen wir darauf , datz der Schlüssel der Verteilung desjeni¬
gen, was das Reick uns etwa überweist, nicht mechanisch nachder Kopfzahl der Bebölkerung gestaltet wird — das wäre bon
bornherein widersinnig — aber auch nicht nach dem Steuerauf .
bringen , auch das wäre nicht ausreichend , sondern hier müssenwir unbedingt erwarten und berlangen , datz die wirtschaftlicheLage, die sämtlichen wirffchaftlichen Bedingungen der Einzel¬
staaten und der Kommunen , welche Überweisungen, welche Do¬
tationen erhalten , zugrunde gelegt werden . Ich weiß sehr wohl ,daß das eine große, bielleicht im einzelnen unlösbare Aufgabe
sein wird . Aber ich halte das für ganz und gar unerläßlich,unerläßlich auck namentlich unter dem Gesichtspunkt, datz hier
wirklich das eine Glied dem andern zu Hilfe kommen mutz und
datz auf solche Weise nicht der Einzelne auch gar zu ängstlichrechnen darf , was er erhält und was er gibt.

Und so sind denn die bolkswirtschaftlichen Wirkungen , die
diese neue , diese große bom Reich ausgehende absorbierende
Steuergesetzgebung ausüben soll, doch schließlich überall das
wichtigste .

Der Herr Finanz minister hat darauf hingewiesen, was fürUns alle wohl selbstberständlich ist, , daß die Anspannung der
direkten Steuern bor allem auch darum notwendig ist, west dieindirekten Steuern , die Verbrauchsabgaben in großemMaße angespannt werden müflen. Diese Verbindung der bei¬den Dteuerarten ist eben eine unbedingte Notwendigkeit. Ja ,ich könnte sagen : Wir sollten uns allemal auf den sozialenStandpunkt stellen, datz die Verbrauchsabgaben mir dadurch ge.

rechtfertigt sind , weil sie ein Ersatz, weil sie «ine Kompensation
für direkte Steuern find , für direkte Steuern , mit denen wir zuden unteren Steuerstnfen nicht gelangen können. Deswegen
weiche ich hier bon mehreren Mitgliedern meiner eigenen Frak¬tion ab, obgleich ich deren Intentionen durchaus anerkenne
und billige. Auch im Haushaltsausschuß ist ja des öfterendabon die Rede gewesen , es sind biel« Herren lebhaft dafür cin-
getreten — einstweilen einmal bei dieser Steuer , es gilt aber
für alle direkten Steuern — datz auch in die kleinen Einkom¬
men hinuutergestiegen werde, daß man ein möglichst niedriges
Existenzminimum , womöglich gar kein Existenzminimum frei¬
lasse, die Absicht dieser Herren ist nicht etwa eine antisoziale ,das liegt ihnen fern , sondern ihr Gedanke ist, daß die direkte
Steuer eine Erziehung des Volkes zu politi¬
scher Verantwortlichkeit sei . Man weist dabei so
gern auf die Sckiweiz hin . Ich mutz sagen, ich halte bon dieser
bermcintlichen Steuererziehung nichts, schon aus dem einfachen
fiskalischen Grunde , den Herr Abg . Köhler auch angeführt hat,weil diese kleinen Steuerbeträge ' unsinnige Verwaltungskosten,berursachen, die in der Tat ihren . Ertrag fast illusorisch erschei¬nen lasien. Sodann aber erscheint mir der Steuerexekutor , derhier ganz urwermeidlich ist , als der schlechteste Pädagoge zur Er¬
ziehung zur Staatsgesinnung . Ich stehe bielmehr nach wie bor
auf dem Standpunkt , daß eß wünschenswert ist , das Existenz -
Minimum nicht zu niedrig zu fassen , selbswerständ-lick nicht mehr in der alten Weise bon 8—900 M . DaS gegen¬wärtige ist aber natürlich zu hoch . Bei 5100 M . werden wir in
Zukunft nickt bleiben können, es wird sich eben auch wieder andie Preisgestaltung der Zukunft halten . Wir werden allemal
sehen müssen , daß wir mit indirekten Steuern , in denen ja aucheine Freiwilligkeit des Konsumenten selber liegt, daß wir damitdie Notwendigkeit, in die tieferen Steuerstusen herabzusteigen,bermeiden. Auf die Schweiz kann man sich nicht berufen ; siehat die indirekten Steuern nicht auSgebildet und kann sie nichtausbilden , ganz abgesehen dcwon , datz das Schweizerbolk eine
beffere Staatserziehung genoffen hat , als bisher noch das
deuffche Volk sie erhalten hat . Die allein auSgebildete Der»
brauchsabgabe, das Branntwein -Monopol wird dort so behan¬delt, datz der Bund ängstlich darauf sieht, daß er dieselbe so-fort wieder in die Hände der Kantone und diese sie wieder in die
Hände der , Gemeinden zur Aufbesserung von allen möglichenZwecken zurückleiten. Bei unS liegen dm Verhältnisse ander »,und auf die Schweiz, die uns in manch' anderen Dingen einVorbild sein kann, können wir schlechterdings nützt RückfickU nsh -emn. Also nach unten hin wollen wir tatsächlich..eine , starkeEntlastung auf dem Gebiete der direkten Steuern , weil wir
wissen , datz eS unumgänglich notwendig ist, den breiten Luxus »
konsum der Massen in anderer Weise als bisher heranzuziehen .Aber die Frage ist ebenso dringend , wie eS mit der Abmessungnach oben geschehen soll . Da betone ich noch einmal : Uns liegtwahrhaftig alle und jegliche Rücksicht auf das Großkapital boll-ständig fern . Ziehen Sie die Kriegsgewinner und Schieber bisauf den letzten Mann bei, niemand kann es erwünschter seinals uns ; aber die Frage ist ganz anders mit demjenigen Ka¬pitol , welches in der Volkswirtschaft steckt zu werbenden Zwecken ,mit dem Produktiben Kapital , und diese Frage ist sehr ernst,und gerade die Herren bon der linken Seite dieses Hausessollten sich immer wieder im Interesse der Arbeiter die Frageborlegen, ob hier durch zu starkes Experimentieren , zu großeSchmälerung des produktiven Kapitals die Möglichkeit der neuen
Kapitalsammlung , die wir höchst notwendig hüben, so ganz un¬terbunden werden soll. Da kann ich mit demjenigen, waS derHerr Abg. M a r u m auSgeführt hat , nicht im geringstenübereinstimmen, ganz abgesehen bon der berwundernchen An¬
sicht , daß es ein Vorteil für die Volkswirtschaft sein werde,wenn man die großen Vermögen der reichen Leute beseitigt,weil dann alles billiger werden würde . Das ist eine bol« »
wirtschaftliche Konsequenz, die ich nicht so recht begreifen kann.

Die Opfer , die unserem Produktiben Kapital in Zukunft zugr.mutet werden, sind ungeheuer groß. Dat Notopfer, welches zu¬nächst gebracht werden soll, bringt ja schon eine ungeheuereSchmälerung mit sich. Sie haben gehört , in welcher Weise inZukunft das Kapital — bis zu 30 Proz . des Ertrags — beige¬zogen werden soll und zwar alles Kapital , nicht nur das Ren .tenkapital. Gerade das Rentenkapital , der Rentenbczüg wirddurch die neue Steuerreform am allerwenigsten betroffen , da?gebe ich immer , und immer wieder zur Erwägung . Wpraufberuhen die ungeheuren . Ausgaben des Reiches? Darauf , daßwir an unsere eigenen Rentenbezieher , an unsere eigenenZinsenbezieher enorme Summen zahlen müflen . Wir sindalle bon der Notwendigkeit überzeugt , datz wir die großenKriegsanleihen aufrecht erhalten müssen, weil nicht nur dieExistenz der Staates , sondern auch die Existenz weiter Kreise
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unsere» Volkes darauf beruht ; aber Las wollen wir uns klar
machen : Unser Volk ist verarmt , aber die Anzahl der Ren¬
tenempfänger seitens des Staates ist enorm angeschwollen , in
demselben Maße, wie wir mit unserer Verarmung auf der
einen Seite und mit der Aufnahme der Schulden auf der
anderen Seite vorgcgcmgen sind . DaS investierte Privatkapital
wird also in Zukunft ungeheuer in Anspruch genommen werden,
und da möchte ich einen schwierigen Punkt Hervorheben; er ist so
vielfach bei dieser Steuervorlage hervoraetreten : Die Aktien -
gesellschaften können nicht so behandelt werden, wie das
private Kapital . Es hat sich eben gezeigt, daß wir das Aktien¬
kapital zur Vermögenssteuer als solches nicht beiziehen kön¬
nen . Auch das große Opfer , das schon sowieso den Aktienbe¬
sitzern zugemutet wiird . kann nicht noch einmal dem Aktienkapi¬
tal zugemutet werden. Was geht daraus hervor ? Daß der
private Fabrikant , der mit seinem eigen enVermögen seine Fa¬
brik betreiben muß , in seinem Betriebskapital ungeheuer ge¬
schmälert wird, dagegen die Aktiengesellschaft ihr Betriebskapital
auf dem Gebiete der Produktion ganz außerordentlich erschwert
und zu Gunsten der Aktiengesellschaften verschoben wird . Das
ist unvermeidlich, und gewiß, ich halte diese Stufe einer gewis¬
sen Sozialisierung , die hier vorliegt , für günstig ; aber trotz¬
dem ist und bleibt es eine Gefahr , daß der intelligente Einzel-
kc-pitalbesitzer, auf den alles einstürmt der volkswirtschaftlichso
notwendig ist, so stark beeinträchtigt wird . Was wird die Folge
sein ? Wir werden eben im weitesten Matze stunden müssen.
Wir können das in der eigentlichen Produktion steckende Ka¬
pital nicht ohne weiteres kassieren. Nicht daß wir es bloß dezi¬
mieren , nicht einmal halbieren , eS wird über die Hälfte hinaus¬
gehen , waS in solcher Weise von den größeren Kapitalien einge¬
zogen werden soll. Dabei könnte gar keine Produktion bestehen,
wenn nicht Las Reich hier stundet , kreditiert , wie es selbst bei
der Siedelungsgesetzgebung in der gegenwärtigen Reichsvorlage
schon in Aussicht genommen ist . Das ist der einfachste Weg
zur Sozialisierung in berechtigter Weise. Auf diesem Wege
wird der Staat eine Art Teilhaber an dem Privatkapital , an
den Privatunternehmungen , und wir können also hier wün.
schen, daß unsere produktive Tätigkeit mit Hilfe des Staates und
bei richtiger Berücksichtigungder einzelnen Verhältnisse doch im
Gange bleibt.

ES sind ungeheure Opfer , die wir bringen müssen, und es
ist von allen Seiten betont worden , wir müssen trotzdem bei
einer gewissen Steuerfreudigkeit bleiben. Die Mah¬
nung des Herrn Finanzministers war eine sehr lebhafte, und er
hat auf die Vergangenheit zurückgeblickt und gemeint, diese Be-
willigungSfreudigkert habe früher gefehlt, eS wäre manches
besser gewesen, wenn sie früher vorhanden gewesen wäre . Nun
ich glaube, die Kulturaufgaben im alten Reiche haben nicht
eigentlich Schaden gelitten , und eine richtige Sparsamkeit in
der Etatisierung ist damals gerade so wünschenswert gewesen,
wie sie es in der Zukunft bleiben sollte . Aber der Fehler im alten
Reiche ist gewesen, daß wir organisch das ganze Finanzwesen
nicht richtig auSgebaut haben , daß wir uns gescheut haben , die
Quellen zu eröffnen , daß wir unS in eine Schuldenwirtschaft
gestürzt hakwn. Diese falsche Politik , in der Blütezeit des
Reiches sich in Schulden einzulassen, ist verkehrt gewesen. Ich
möchte nicht alte Schmerzen aufrühren , aber nur das eine
sagen und daran erinnern : Das kapitalistische Interesse der
viel angeschuldigten und befehdeten Demokratie , also der libe¬
ralen Parteien ist es nicht gewesen, die die Schuld daran ge¬
tragen hat ; wenn der Herr Finanzminister rückwärts blickend
die Mahnung hat ergehen lassen, so möchte ich die andere
Erinnerung ausfrischen: Woran ist die größte Finanzreform
mit der Ausbildung der Erbschaftssteuer gescheitert? Be¬
kanntermaßen am Zentrum , das damals wichl 600 Millionen
Konsumtionssteuern bewilligt hat , aber nicht dazu zu bringen
war , die Erbschaftssteuer zu bewilligen.

Lassen wir das Vergangene vergangen sein. Ich bin der
Ansicht, daß wir einmal unter die Vergangenheit einen Strich
machen sollen; aber völlig vergessen wollen wir in der Tateihere Fehler nicht . Umsobeffer, wenn heutzutage auf allen

iten und ich betone ganz besonders auch auf unserer Seite ,
weil man sich der Notwendigkeit des Reiches nicht entziehen
will, eine gewisse Steuerfrmckigkeit eintreten wird.

Die Mahnung zur Sparsamkeit ist von allen Sei¬
ten erfolgt . Ob aber die Sozialisierung gerade zur Sparsam¬
keit beitragen wird, ist mir nach allem stark zweifelhaft, welches
auch sonst ihre Vorteile sein mögen. Das parlamentarische
Regime fyit alle möglichen Vorzüge, aber biLen wir uns doch
nicht ein, daß es den Vorzug der Mlligkeit haben wird, ich

{
glaube eher das Gegenteil . Ich sehe es auch jetzt schon, daß
ortwährend die Beamten vermehrt sjatt verringert werden.

Und wenn die Sozialisierung kommt, dann kfl ein» ganz sicher,
daß die Bürokratisierung unserer Volkswirtschaft noch ganz be¬
trächtliche Fortschritte macht, daß wir eine ganz große weitere
Serie von Beamten bekommen. Ich bin für die Hunderte
von Studenten , die gegenwärtig Volkswirtschaft studieren, eS
recht zuftieden , daß sie aus diese Weise Unterkommen werden,aber für den Staat ist es in Zukunft eine weiteres Bedenken.
Also Sparsamkeit werden wir uns fortwährend als Muster vor¬
zuhalten haben, aber ich vermute stark, daß sie sich nicht gar zu
sehr geltend machen wird in den Ausgaben . Jetzt heißt e»,alles was der Krieg vernichtet hat , wiederherstellen. Heute
morgen in der Haushaltskommission ist uns von einem Herrn
Regierungsvertreter sehr beweglich vorgetragen worLen, waS )
die Eisenbahnen wieder alles herzustellen haben und wie in¬
folgedessen wir auf viele, diele Jahre hinaus mit größten Defi¬
zits der Eisenbahnen und mit fortwährende « ungeheuren Mil¬
lionen von Zuschüssen zu rechnen haben weÄ>en.

Da ist aber vor allem eines notwendig : Wir müssen vott
diesem Leichtsinn , in dem das Volk sich bisher bewegt, her¬
unterkommen . Denn gegenwärtig steht es tatsächlich doch so,
daß unser Volk und zwar in allen Kreisen darauf loslebt .
Wir sind zwar noch nicht bankerott , aber von unserem Volk
kann man es wirklich sagen, es treibt das Leben deS Bankrot¬
teurs . Es gibt allerdings noch Geld, aber eS wird immer
schlechter, wird immer weniger wert . Wer das kümmert da»
Volk nicht und zwar keineswegs nur die kapitalschwache »
Schichten , sondern leider geht es auch in die kapitalkräftige«
Schichten hinein . Es kommt hinzu, daß fortwährend notwen¬
dige Forderungen an den Staat gestellt werden . Ich gübe zu,
notwendige Forderungen . Er muß fortwährend neue Anleihen
aufnehmen , nein, nicht nur das , er muß die schwebende Schuld
fortwährend vergrößern . Und die schwebende Schuld, fi«
schwebt wirklich wie ein Damoklesschwert über uns , und immer
schwieriger wird die Möglichkeit , die kurzfristigen Schatzroechsel
einzulüsen, man muß prolongieren und schließlich doch zu einer
fundierten Schuld umwandeln . Namentlich aber weiden durch
die schwebende Schuld neue Umlaufmittel in unsere Volks¬
wirtschaft hineingepumpt , ich kann nur sagen, wie Wasser
hineingepumpt . Und darauf , nicht auf der Leistungsfähigkeit
und Kauftraft der reichen Leute, wie Herr Wg . Mar um
gemeint hat , darauf beruht vor allem die ungeheure Ver¬
wässerung unserer Volkswirtschaft, eine Verwüstung bei der
uns nachgerade jeder Begriff einer normalen Preisbildung ab¬
handen gekommen ist. Darum wird es die wichtigste Ausgaoe
sein, daß wir aus den elenden Verhältnissen der schwebenden
Schuld in unserer Volkswirtschaft und den Zählungsmitteln
hinauskommen . Ich hoffe, daß die Vermögenseinziehung und
das große Reichsnotopfer, vor allem auch diesem Zwecke dienen
wird.

Der Herr Minister sagt, es ist Zeit, mit dem Versteckenspie¬
len in Finanzdingen zu brechen und ich unterschreibe das in
vollstem Matze. Aber wer treibt eigentlich das Bersteckenspiel ?
Wir hier nicht , und in den Kommissionen noch weniger . Ren¬
nen wir das Kind beim rechten Namen : ES ist recht eigentlich
unser Volk, das dieses Versteckenspiel treibt wie in der alten
Fabel vom Vogel Strauß , der den Kopf unter die Flügel
steckt, um die Gefahr nicht zu sehen. Darum ist unsere erste
Pflicht, die Aufklärung über die Gefahren unserer Volkswirt¬
schaft und die traurige Finanzlage auf alle Weise zu oervrrr »
ten, wo und wie wir können, durch Schrift und Wort . Wir
müssen uns erst einmal klar werden, was alles im Schutt liegt.
Wissen wir das , dann mögen wir auf dem unendlichen Schutt
wieder zum Neuaufbau schreiten (Beifall bei den Demokraren) .

Finanzminister vr . W i r t h :
Ich freue mich, !daß die Politft der Regierung durchden Herrn

Abg . vr Gothein eine im gewissen Sinne wohlwollende
Beurteilung gefunden hat . Nur in dem vermag ich ihm nicht
zuzustimmen, daß er unsere Steuervorlage damit kritisieren
will, daß er ausführte , wir trieben eine Steuerpolitik auf
Vorschuß . Gewiß mag, wie ich gestern schon habe sagen kön¬
nen, — ich will es wiederholen —, momentan ein Überschuß
herauSgerechnet werden. Aber der Herr Abg . vr . Gothein
hat eben mit Recht hinzugefügt , wir treiben diese Vocichuß -
poliftk wie er sie charakterisiert hat, noch kurz vor Toresschluß.
Ich freue mich, daß wir vor Toresschluß noch zugegriffen ha.
ben, daß wir nicht gewartet haben, wie man im Volks mund
sagt, bis die Kuh aus dem Stall heraus ist. Der Herr Abg.
vr . Gothein übersieht auch noK folgendes. Wir hätten
mit einer solchen Steuervorlage ja warten können, bis zum
nächsten Winter hätten aber da«« d»H Türe zugefunden au»
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anderen Gründen . ES ist mir und Herrn Abg. Dr . Gothein
nicht verborgen, wie die, die Kriegsgewinne gemacht haben
und über große Einkommen verfügen , mit diesem Einkommen
und diesen Gewinnen leben. Und wenn der Luxusverbrauch,wie er draußen zu konstatieren ist, noch ein halbes Jahr wei¬
tergeführt wird, hat der Steuerbeamte schließlich nichts mehr
zu holen. Ich meine, wenn die Vorlage mit ihren hohen
Sätzen, die von der Kommission noch erhöht worden find, einen

sozialen Charakter hat, dann hat sie den, daß sie der Ver¬
schwendungssucht vielleicht in einigen Kreisen Einhalt gebie¬
ten könnte.

Ich freue mich, daß der Herr Abg . Dr . Gothein meine
Ausführungen über die Erhaltung und den Ausbau der
Unrdersitäten , besonders in ihrem naturwissenschaftlichen
Teil begrüßt hat, auch wenn etwa Dotation ^ dazu notwendig
find. Ich freue mich umsomehr über die Ausführungen , als
in Kreisen der Universität für diese unsere Auffaffung , von
der ich glaube, daß sie im ganzen Haus geteilt wird, noch nicht
viel Verständnis vorhanden ist . Es liegt vor mir eine Kund¬
gebung des Senates der Universität Freiburg , die, glaube ich,
das verkennt, was wir in diesem Hause als Auffassung wohl
alle uns fest gebildet haben . Es heißt da : „Die badischen Hoch¬
schulen verdanken ihre hohe Blüte dem verständnisvollen Wohl¬
wollen, das ihnen nicht nur von der früheren Regierung , son¬
dern auch vom Landtag stets entgegengebracht wurde " . Es liegt
eine kleine, ich will in Anführungszeichen sagen, „Bosheit "
darin , daß man das so ausgeführt hat . Nicht nur die frühere
Regierung hat Verständnis , auch die jetzige Regierung hat
erst recht Verständnis für die Erhaltung und die Blüte der
Hochschulen . Wenn eS dann aber weiter heißt : „Wenn jetzt
aus den Reden mehrerer Abgeordneter eine Geringschätzung
der Wissenschaft und» eine ganz ungewöhnliche Gereiztheit
herauSklingt, so geht eD darauf hinaus , daß diese Herren ohne
direkte Kenntnis der UniverfitätSverhältniffe lediglich durch
einseitige Mitteilungen informiert wurden und alle- ihnen
Zugetragene ohne nähere Prüfung für glaubwürdig halten
und verallgemeinert haben "

(Zuruf : Das Gleiche steht in der
„Süddeutschen Zeitung " ! ) . Ich habe an diesen Debatten da¬
mals teilgenommen und ich lehne es ab, wenn gesagt wird,
daß auS den Reden der Abgeordneten , die sich geäußert haben,
eine Geringschätzung herausgeklungen habe. Nein, wenn es
sich damals darum gehandelt hat, auch die Hochschulen zu ent -
kapitalisieren , dann ist das keine Geringschätzung der Wissen
schast, sofern nur der Versuch , die Kapitalbildung in einigen
Universitätskreisen etwas mehr zu beschneiden , als das bisher
der Fall gewesen ist. Der Karnpf gegen den Kapi¬
talismus in UniversitätSkreisen ist niemals ein Kampf
gegen ' die Wissenschaft . Ich wollte adS bei der Ge¬
legenheit nur feststellen, um auch der Freundlichkeitd«S Herrn Mg . Dr . Gothein — er ist ja Universi¬
tätsprofessor — mit einer ähnlichen Freundlichkeit zix, erwi¬
dern (Heiterkeit). Wir sind mit ihm einig, haß die Erhaltung
der Wissenschaft nicht nur eine Tat für die deutsche Kultur ist,
sondern daß sie auch für unS die Unterlage bildet, um die
entsetzlichen Friedensbedingungen , die uns der Gewaltsriede
von Versailles aufgenötigt hat, zu erfüllen .

Der Herr Abg. Dr . Gothein hat sich in seiner Rede sehr
warm für die Zuschläge eingesetzt , die wir in Gemeinde und
Bundesstaat erheben sollen, auch wenn das Reich dazu kom¬
men sollte , die Einkommensteuer und andere Steuern völlig
für sich in Anspruch zu nehmen ( Abg . Dr . Gothein : Für
später ! ) . Ja , Herr Abg . Dr . Gothein , gerade wollte ich
sagen : Sie haben eine Einschränkung hinzugesetzt: „Für spä¬
ter " . Da habe ich nun große Befürchtungen . Was man ein¬
mal aus der Hand gegeben und in die große Hand deS Rei»
ches hineingelegt hat, das ist später sehr schwer wieder heraus -
zuholen . Wir in Baden , einem verhältnismäßig kleinen
Lande, haben Mittel , das , was wir dem Reiche einmal ge
„eben haben, wieder herauszuholen , kaum in der Hand . Wir ' auch eine gemeindliche Verschiedenheit in der steuerlichen Er >Habens ;a im Kriege gesehen der der Kriegswirtschaft, alS wir " " " ' — ~ - .
zugestimmt haben, daß die Zentralisation in Berlin in der-
artig unerhörter Form sich überhaupt erst einmal einnisten
konnte. Alle unsere Proteste hier im Landtage und im deut¬
schen Reichstage waren völlig vergebens . Ist die Bürokratie
einmal zentralisiert , dann ist eS ein Kampf gegen Windmüh-
len, die Zentralisation wieder rückgängig machen zu wollen.
Insofern habe ich von diesem „für später "

, das Herr Abg . Dr .
Gothein einschränkend seinen Ausführungen hinzugefügt
hat, keine große Hoffnungen .

Der Herr Abg. Dr . Gothein hat sich dann der Soziali -
sierungSsrage zugewandt . Ich will heute keine Debatte über

die Sozialisierungsfrage eröffnen . Aber dar scheint mir wohl
auch Ihr Verständnis zu finden, wenn ich bemerke: Der beste
Sozialisierungsminister und der berufenste SozialifierungS -
minister ist der Minister , der Steuern machen mutz. Das ist
die Sozialisierung , die zur Zeit möglich ist. Wie die übrige
sich entwickelt , das weiß ich nicht . Ich bin aber mit dem Herrn
Abg . Dr . Gothein der Auffassung, wenn die Sozialisierung
uns ein neues Beamtenheer zu dem bereits vorhandenen brin¬
gen sollte , eine neue umfassende Bürokratie , über das ganze
Reich ausgedehnt , dann würde ich auf diese Sozialisierung ver-
zichten .

Die Vergesellschaftung, die die Arbeiterwelt im Auge hat,
ist etwas ganz anderes als die Bürokratisierung unseres gan¬
zen Wirtschaftslebens (Sehr richtig ! ), und ich meme, darin
werden wir zunächst einmal die Entwicklung an uns heran¬
kommen lassen . Wir werden sehen, was aus den Sozialisie -
rungsproblemen , die ja jetzt in lebhafter Erörterung stehen ,
herauskommen soll. Ich bin der Auffassung wie der Herr Abg .
Dr . Gothein , daß die Steuergesetzgebung uns nicht allein
Helsen wird, aus dem Elend herauszukommen . Denn dieses
bedenkliche Schöpfen aus den Quellen , insbesondere des wer¬
benden Kapitals hat bald ein Ende. Was unS aus den Finanz -
nüten heraushelfen kann, das ist nur die positive, die ehrliche ,
die feste Arbeit, die nicht nur wenige Tage andauert , die wie¬
der aus Jahrzehnte hinaus den Geist des deutschen Volkes voll
erfassen und beleben muß.

Der Herr Abg. Dr . Gothein hat sich dann den Finanz¬
fragen im einzelnen zugewandt . Er hat Herrn Erzberger
insofern vielleicht etwas in den Schatten stellen wollen, als m
gesagt hat, Herr Erzberger habe nur das gemacht, was
seine Vorgänger vorbereitet hatten . Da ist Herr Abg . Dr .
Gothein aber in einem tzroßen Irrtum befangen. Ich
glaube nicht , daß es so schnell gegangen wäre mit der Vorbe¬
reitung deS Reichsnotopfers, wenn nicht ein Wechsel im Reichs¬
finanzministerium eingetreten wäre . Und wenn der Herr
Abg. Dr . Gothein sich erkundigen will, welche Pläne die
vergangenen Reichsfinanzminister gehabt haben, dann wird er
hören, daß der Gedanke des Reichsnotopfers gar nicht so leb¬
haft dort empfunden worden ist.

Ich verstehe deshalb nicht, daß gerade in den Kreisen der
Demokratie jetzt eine so lebhafte Opposition teilweise gegen
den Gedanken des Rewhsnotopfers gepflegt wird (Lebhafter
Widerspruch bei den Demokraten und Zurufe : Wo? ). LesenSie nur einmal Ihre eigenen Zeitungen ! (Abg. Straub :
Die „Radolfzeller Zeitung " ! — Große Heiterkeit — Aba.
Straub : Und das hiesige «Tagblatt " ! ) . Die demokratische
Fraktion hat ja soeben durch den Mund ihres Sprechers , des
Herrn Abg . Dr . Gothein , auf eine spätere Rückkehr zu
Grundsätzen, die wir jetzt haben, wieder abgezielt . Ich mußaber darauf aufmerksam machen, daß wir mit dem Gedanken
der späteren Rückkehr zur Selb st Verwaltungund zur eigenen Steuerhoheit nicht operieren ; das werden wir
nicht mehr erleben ! Bis wi.r den Friedensvertrag erfüllenkönnen, wie er jetzt vor uns liegt, muß eine Arbeit von 30
und noch mehr Jahren an unS Vorbeigehen» bis wir zu dieser
„Rückkehr" auch - nur in Gedanken kommen können. Es ist
meine Hoffnung und meine ^Überzeugung, daß der Tag der
Befreiung aus diesen Klauen des imperialistischen Kapitalis¬mus für unS einmal kommen wird . Allerdings habe ich die
Überzeugung und spreche sie offen aus , daß ich mir nur die
Befreiung denken^ kann, aus einer Kulturbewegung , die an¬
der Arbeiterwelt aller Länder hervorgehen wird, nur die kann
unS in absehbarer Zeit die Befreiung aus dieser entsetzlichenGewalt des Imperialismus und des imperialistischen Kapita¬lismus bringen (Lebhafte Zustimmung ).

Der Herr Abg . Dr . Gothein hat mich mißverstanden,wenn er gemeint hat , ich wolle es etwa so weit bringen , daß

faflung nicht mehr vorhanden ist. So habe ich da» nicht auf .
gefaßt . Die Länderverschiedenheit der steuerlichen Leistung
muß im wesentlichen aufgehoben werden, wobei ich dem Ge¬
danken der Zuschläge immer »roch den nptigen Raum vgrleihe.

Der Herr Abg . Dr . Gothein hat sich dann der Ver¬
gnügungssteuer zugewandt . Ich hin mit ihm der Auffaffungund würde meine Hand niemals dazu bieten , daß bei einer
Vergnügungssteuer irgendwie die Entwicklung der
Kunst gehemmt würde . Nein, ich meine, gerade wenn der
Schund im Vergnügen besteuert wird, der mit der Kunst garnichts zu tun hat , kann man damit sogar der Shmft dienen.Wenn wir etwa dem Gedanken der Kommunalisierung oder der
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Sozialisierung der Kinos nähertreten können, ich glaube, da¬mit könnten wir der Kunst nur dienen (Zustimmung rechtsund beim Zentrum ) , der hohen, der edlen Kunst, die in den
nächsten Jahren belebend und segenspendend durch unserdeutsches Land gehen mutz . Also da bin ich mit dem HerrnAbg . Oe. Gothein durchaus derselben Auffaffung.

Es liegen bereits Nachrichten vor über die in Weimar unterdem Vorsitz des Herrn Reichsfinanzministers Erzberger zu¬sammengetretene Konferenz , wo die UniversitätsprofessorenDeutschlands beteiligt gewesen sind . Ich mache Sie besondersdarauf aufmerksam, daß der Gedanke, bereits im Spätjahreine Reichssteuerverwaltung eiuzuführen , lebendig gewordenist. Es heißt da in einem Zeitungsbericht : „Die ReichSftnanz-ämter füllen bereits am 1 . Oktober 1919 in Tätigkeit treten .Aufgabe der Hochschulen soll es sein, io schnell wie möglichdas vorhandene Beamtenmaterial entsprechend fortzubilden ,die neuen Beamtenanwärter in besonderen Kursen zu erziehenund auszubildeü .
" Sie sehen, wie der Universität hier eine

gewaltige Ausgabe in verhältnismäßig kurzer Zeit zugcwiesenwird. Und nun , beachten Sie die Ausführungen auf dieserKonferenz, was alles gepflegt werden soll . Es heißt da : „Da¬
bei wird Wert auf besondere Kenntnis der Finanzwissenschaft,des Finanzrechtes , der SteUerpsvchologie und der Steuermoral
sowie der Volkswirtschaft gelegt werden .

" Sie sehen , auch hierwieder das Ethos , dre Forderung der Lüeuerinoral . Wir wer¬den also auch von der Saite der Universität Unterstützung
brauchen, wir werden Leute brauchen, die auch steuerlich „ die
sündige. Seele auszuschellen haben."

Ich schließe mit einer Mitteilung , die aus dem FriedenSver -
trage geschöpft werden kann, die aber noch einmal ins Lmtd
hinausgehen soll . Wir müssen daran denken, daß wir bis zum
1 . Mai . 1921, also innerhalb von 2 Jahren , 20 Milliarden
Goldmark der Entente zu zahlen haben / Und, diese 20 Milliar¬den Goldmark bedeuten, wenn wir nicht durch Arbeit, durch
kluge Finanzpolitik unser Steuerwesen und damit unser Geld¬
wesen in den nächsten zwei Jahren verbessern können, eine
Leistung des deutschen Volkes nach heutiger Valuta von
66 Milliarden .

Wir brechen zusammen , wenn wir nicht innerhalb 2 Jahren
unser Geldwesen auf neue feste Grundlagen stellen können.GS wäre mir sehr angenehm - und ich glaube auch dem ver¬
ehrten Herrn Vorredner , wenn es uns möglich wäre , in ver¬
hältnismäßig kurzer Zeit durch solide ehrliche Arbeit nach dem
Ausland Re Zahlungsmittel schaffen. Wir wären gerettet ,wenn unser Wirtschaftsleben nicht dauernd von diesem Fieber¬
wahnsinn des Streiks erschüttert würde . Wenn es uns nicht
gelingt, hier Besserung herbeizuführen , können wir diese un¬
erhörte Leistung von 20 Milliarden Goldmark nicht leisten.Denn 66 Milliarden nach heutigen Geldwert können wir über¬
haupt in 2 .Jahren niemals leisten.

Sie sehen , wie notwendig es ist, daß wir A ü,f k l ä r u n gin unser Volk hineintragen und daß wir unserenStaat schützen und stärken und ihm die Macht verleihen , die
es ihm letzten Endes allein ermöglichen wird, diese nächsten2 Jahre des Schreckens überwinden zu können. Wenn das gelin¬
gen könnte , daß wir aus dem Rentnerwesen möglichst schnell
herauskommen könnten, so soll «s niemand mehr freuen als
mich, der ich zur Zeit dieses Amt des Finanzministers ver¬
walte . Ja , wir könnten daran denken , vielleicht auch einen
Teil der Kriegsanleihen durch Ausgabe von Noten heraus¬
zunehmen . Das wäre später möglich . Mer in nächster Zeiteine neue Inflation unserer Zahlungsmittel herbeizuführen ,das wäre ein verhängnisvoller Irrtum . Sie sehen, daß wir
auch jn diesen Fragen in weiten Strecken nebeneinander beiz-
gehen können, und die Ausführungen , die der Herr Abg .
Marum vorhin gemacht hat , haben mich in der Auffassung

: nicht erschüttert, die ich gestern hier zum Vortrage gebrauthabe. Ich bin der Meinung , daß auch für uns in Baden die
Erhaltung einer gewissen Selbständigkeit eine politische Not¬
wendigkeit ist. Ich möchte in den nächsten 2 Jahren nicht vor
unser Volk treten und bekennen : Wir haben ohne äußerste
Notwendigkeit das Opfer unserer Finanzhoheit gebracht. Inder Verwaltung wollen wir noch eine möglichst lange Zeit
hinaus Herr in unserem eigenen Hause bleiben (Beifall im

. Zentrum ) ,
i . -

Abg . M a y e r - Karlsruhe (D .-Natl . Dp .) :
Ich habe nicht die Absickt, mich mit dem Herrn Kollegen

Köhler auseinander zu setzen, bezüglich dessen ich überhaupt
den Eindruck habe, daß er wenigstens im großen Teil an seiner

Rede die Zuhörerschaft verwechselt und geglaubt hat , er seivor einer Volksversammlung und nicht im Landtag . Ganzklar ist es mir übrigens bei ihm nicht geworden, was er will,ob Dezentralisation oder Zentralisation . Das hat so hinüber
und herüber geschwankt , daß ich wenigstens zu keinem Schlußkommen konnte.

Ebensowenig beabsichtige ich , mich gegen Herrn Erzberger zu
ereifern , wie sich der Herr Abg . Köhler für ihn ereifert hat .Das Urteil über den derzeitigen Reichsfinanzminister wird
eines Tages auch an die Öffentlichkeit treten . Aber das Ge-
schichtchen von dem Agrarier , der sich in die dritte Wählerklasse
eintragcn ließ, wohl aber einen Extrazug für seine Hochzeits -
gäste übrig hatte , möchte ich doch kurz richtig stellen. Es ist
zwar gedruckt, aber ebenso ist die sofortige Widerlegung dieses
durchaus erfundenen Geschichtchens gedruckt , und ich bin der
Überzeugung, es wird in diesen Räumen nicht mehr verwendet
werden, nachdem ich diese Feststellung gemacht habe.

Der Gesetzentwurf, der uns hier beschäftigt, ist geboren aus
dem wirtschaftlichen Elend, in dem wir uns befinden. Unend¬
liche Verpflichtungen,"unendlich im schlimmsten und bestimm¬
testen Sinne des Wortes und riesengroße , täglich noch wach¬
sende Ausgaben auf der einen Seite und auf der anderen
Schulden und nicht einmal lauter hypothekarisch gesicherte, , das
ist die Lage, in der wir uns befinden. Und nun sucht man
dem Anschwellen der Schuldenlawine wenigstens einigermaßen
durch diesen Gesetzentwurf Einhalt zu gebieten.

Auch wir , meine Gruppe steht dem Gesetzentwurf nicht ohne
Bedenken gegenüber. Bedenklich erscheint uns das scharfe An¬
ziehen der Steuerschraube . Es ist vielleicht weniger die Ge¬
fahr , daß das Kapital verscheucht werde, — dem könnte man
wohl begegnen — als die größere, daß das»Kapital gefesseltund
daß eS unkräftig wird, seiner großen wirtschaftlichen Aufgabe
zu genügê . Aber darüber muß dann doch die Erwägung weg¬
helfen, dätz einem Manne , der, sagen vir einmal , 20 000 M.
Einkommen hat, eine große Abgabe leichter zu tragen fällt ,als einem anderen mü dem fünften Teil des Einkommens
auch nur den 10. oder 20 . Teil dieser Abgabe.

Bedenklich macht unS allerdings auch ferner der Metzrertrag ,der aus dem Zuschlag herauskommen soll und der über die
Anforderungen deS Herrn Finanzministers hinausgeht . Mer
dazu hat gestern der Herr Finanzminister , wie wir glauben ,das Nötige und Durchschlagende schon gesagt. Wir brauchen
für die nächste Zeit , bis die Verhältnisse zur Ruhe gekommen
sind , ein Betriebskapital .

Das Hauptbedenken übrigens, das der Herr Finanzminister
gegen das große Erträgnis gehabt hat , war ja der Zugriff , den
das Reich sich etwa herausnehmen könnte, daß es uns ver¬
hindert , diese Steuern überhaupt zu erheben, weil sie der von
ihm beabsichtigten Steuererhebung vorgreife . Du lieber Gott ,das Reich ! Was kann denn heute das Reich überhaupt nochtun , wenn man ihm mit drobender Miene entgegentritt ?
Daran tzlaube ich nicht, und dieses Bedenken ist dadurch füruns hinfällig . Ich persönlich , ich unterstreiche das Wort „per¬
sönlich"

, habe ein anderes Bedenken: Der Entwurf leid ^ an
einer menschlichen Schwäche , in dem er auf einige unters
Steuerstufen , die meines Erachtens wohl hätten mit zur Steuer
herangezogen werden können, Rücksicht nimmt und sie ausläßt .
Ich weiß wohl , was dagegen eingewcndet wird . Zunächst
sind es steuertechnische Bedenken, die dagegen sprechen , solchekleinen Beträge einzuziehen, weil sie den Verwaltungsaufwand
nicht lohnen, und dann sind es wirtschaftliche Einwände , weil
man sagt : Diese schwachen Kräfte muß man schonen, diesen
schwachen Kräften fällt cs schwer , auck» nur ein Paar Pfennige
zu geben , und vorhin haben wir gehört, man soll sie nicht
durch den Gerichtsvollzieher behelligen. Das wünsche ich auch
nicht. Diesem Bedenken könnte man aber durch eine größere
Mstufung Rechnung tragen , und was daS Steuertechnische be .
trifft .

- so meine ich, daß es zurücktreten muß hinter dem Ge.
sichtspunkt , den ich doch noch einmal mit Nachdruck betonen
möchte und den ich als den erzieherischen, den staatsbürgerlichen
bezeichnen kann. Dieser staatsbürgerliche Gesichtspunkt scheintmir über alles wertvoll zu sein, daß nämlich immer mehr den
Menschen eingeprägt werde, daß, wer Rechte im Staat hat,gegenüber dem Staat nun auch Pflichten habe und an diesePflichten immer wieder erinnert werde. Die Pflicht, die
wir im Staate und gegenüber dem Staate haben , wird nicht
dadurch erfüllt , daß man seine Arbeit tut . Denn , wie man von
Naturrechten zu reden pflegt, so kann man Wohl auch von
Naturpflichten reden, und die Arbeit, die wir tun , ist eine Na¬
turpflicht ; die hat jeder Einzelne ohne weiteres , abgesehen
von der Umgebung, den Verhältnissen, in denen er sich befindet.
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Hu erfüllen . Die Staatspflicht wird erfüllt erst durch ganz ,
besondere Leistungen, und zu diesen besonderen Leistungengehört in erster Lrnie allerdings auch das Steuern .

Dieser Bedenken ungeachtet, wird man dem Entwurf , wie
ich glaube, die Zustimmung nicht versagen dürfen , nachdemandere Wege nicht gefunden oder nicht für gangbar erkanntworden sind. Ich glaube , man kann dem Entwurf oie Zustim¬mung umsoweniger entziehen, als das Steueraufbringen jazur Deckung solcher laufenden Ausgaben dienen soll, die zueinem großen Teil schon gemacht sind. Die Vorlage hat den
Verdacht erweckt, daß die Abgabe keine einmalige sein, sondern-
daß sie innerhalb gewiffer Zeiträume ein- oder zwei- oderwer weiß wie oft mal werde wiederholt werden. Man ist diesemVerdacht begegnet, indem man in dem Betrejs ausdrücklichbetont hat , daß es sich um einen außerordentlichen Zuschlagfür dieses Steuerjahr 1919 handle . Aber der Verdacht st jaallerdings nur zu begründet , darum weil jeder Einsichtige sichsagt, daß das Finanzelend , in dem wir uns befinden, zu großist, als daß ihm durch eine einmalige Steuervorlage und geradenoch durch eine Vorlage betreffs direkter Steuern abgcholfenwerden könnte. Wir werden die indirekten Steuern garnichtentbehren können und, das muß ebenfalls mit einem besonde¬ren Nachdruck betont werden gegenüber allerlei täuschendenMeinungen , die in die Welt gesetzt werden und der , näherenPrüfung nicht im geringsten standhalten können' wir werdenchahin kommen, daß alles und jedes , ja , alles und jedes, basdem Verbrauch dient , zur indirekten Steuer wird herangezogenwerden müssen, sofern es nur irgend einen Ertrag verspricht,der sich lohnt, ihn einzuziehen. Diese indirekten Steuern wer¬den vielleicht eine andere Form annehmen , als bisher die in-,direkten Steuern gestaltet waren . Es ist möglich , daß der

schlechte Stand unserer Valuta den oder jenen Schutzzoll , ausdem schließlich doch auch ein Ertrag herausgckommeu ist, derdem Staate willkommen war und den man eingestellt hat indie Rechnung des Staates , überflüssig macht . Es werden stattdessen die Monopole/ ein Monopol ums andere kommen. Je¬denfalls werden wir die indirekten Steuern in Zukunft inHülle und Fülle haben. Diese indirekten Steuern gehören nunfreilich dem Reich, und das Reich wird nicht genug an in.direkten Steuern und Einnahmen aus derselben bekommenkönnen. Es wird unersättlich sein. Da möchte ich auf einen
Gegenstand Hinweisen, auf dessen Belastung wir in der Zu¬kunft, und, wie ich glaube , nicht nur in einer nächsten , son¬dern in einer sehr weitgehenden Zukunft werden zarnichi ver¬
zichten können. Das ist, wenn ich so sagen soll, btcjt » direkte
Besteuerung der Arbeit selber,, ich meine, der Ar -
beitskraft . Wir haben den Achtstundentag, und ich fürmein Teil gönne sedem meiner Volksgenossen, daß er täglichZeit übrig behält, in der er sich mit sich selber, mit seineneigenen Angelegenheiten , vor allem auch mit der Bildung fei¬nes Geistes und Gemüts , mit seiner Familie , mit Weib und
.Kindern beschäftigen kann. Das gönne ich jedem von Herzen.Aber wir werden für die nächste Zeit auch in den Arbeiter - und
Beamtenkreisen mit dem Achtstundentag nicht durchkommen ,sondern wir werden eine Auflage machen Müssen , von eineroder vielleicht zwei Stunden , weil wir eben mehr arbeitenmü.ssen (Zurufe von den Sozialdemokraten ) . Ebenso werdenwir auch wieder zu der Akkordarbeit zurückkommen und die Ak¬kordarbeit für eine ganz notwendige und für eine gestatteteEinrichtung erklären müssen, damit wieder der Fleiß angeregtund das Geschick zur Arbeit , die Freude an der Arbeit , dieLust zur Arbeit und der Sinn , etwas zu erwerben und zuverdienen, herausgelockt iverde (Sehr richtig! rechts ) . Es istbesser , wir sagen uns das selber, als daß eines Tages unsereFeinde, Gegner und Herren kommen und uns das befehlen(Sehr wahr ! rechts ).

Was die Sparsamkeit der Verwaltung betrifft ,so wird von dieser immer wieder geredet, und es ist auch ge¬stern und heute davon geredet worden , und immer , wenn dieseLosung erklingt, man niüsse in der Verwaltung sparen , manmüsse weniger Beamtenstellen machen , dann kann man in den
Angesichtern der Kundigen, das bekannte Augurenlächeln be¬
obachten , denn sie wissen ganz genau , daß dabei nichts oder dasGegenteil herauskommt . Das ist auch schon Rede im Volks¬munde geworden, so oft von der Ersparnis im Verwaltungs¬wesen gesprochen werde, so sei die Folge, daß es nachher so oder
soviel Beamte mehr gibt. Und wie vorhin schon bemerkt wordenist , was ich aber ausdrücklich noch einmal hervorheben möchte :vor allem der sozialistische ja , sagen wir es recht deutlich: der
sozialdemokratische Staat bietet gar keine '

Aussicht auf dieVerminderung des Beamtenwesens , sondern er malt uns einenStaat mit einer recht großen Bureaukratie , namentlich miteiner red1' otffeen Kontrollbureaulratie vor di- Auoen iLeb-
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Hafter Widerspruch links ) . Wir haben ja ein Vorspiel dafürin den Zwangswirtschaften . Sehen Sie doch einmal
^

die
Zwangswirtschaft , die Kriegswirtschaft an , wie wir da ungezählteBeamte , einen ungeheuer großen , schwerfälligen und kost¬
spieligen Beamtenkörper haben (Zurufe von den Sozialdemo¬kraten) , durch den nicht von Jahr zu Jahr , nichtsvon Monat
zu Monat , sondern verehrter Herr Kollege S t o ck î n g e r , von
Tag zu Tag Millionen und Abermillionen auSgegeben, sagenwir es ruhig : verpulvert , vergeudet und verschleudert werden
(Sehr richtig! rechts — Widerspruch der Sozialdemokraten ).Sie haben mir nicht deutlich zugehört, verehrter Herr Kollege .Ich habe gesagt : wir haben da ein Vorspiel des sozialdemo¬kratischen Staates . Das ist ohne weiteres richtig (Zurufe vonden Sozialdemokraten ). Ohne daß Sie es gewollt haben, —das will ich zugeben — ist hier ein Vorspiel gekommen, das sehrlehrreich ist (Abg . Stockinger : Dafür sind wir doch nichtverantwortlich ! ) Bon der Verantwortung habe ich jetzt gav-
nicht geredet. Wenn Sie mir widersprechen wollen, so machenSie doch wenigstens Ihre Ohren auf (Unruhe bei den Sozial¬demokraten).

Dieser Tage ist durchdie Zeitungen eine Notiz über eine dieser
Kriegszwangsgesellschaften gegangen , ich glaube , es war die fürüle , Fette und dergl. Sie hat über 1000, ich weiß nicht mehrgenau, wieviele Kontrolleure , die Gehälter über 10000 M>.jeder Einzelne haben . Stellen wir uns vor, was da, ich wie¬derhole noch einmal : nicht im Jahre , nicht monatweise , nichtwochenweise , sondern was da Tag für Tag an Vermögen, anGeld, an , Werten zur Unlust der Bevölkerung ausgegeben, ver¬pulvert wird ! (Sehr richtig ! rechts) . Überhaupt mache maneinmal ein gründliches Ende mit dieser und mit jeglicherZwangswirtschaft . Warum liegt denn auf unserem öffent¬lichen Leben, auf unserm ErweÄs - und Wirtschaftsleben eine
solche Unlust, ein solches Mißvergnügen wie ein giftiger Mehl¬tau ? Warum ist auch die Ungerechtigkeit so groß, das Schie-bertum , der Wuchergeist, die Kapitalflucht ins Ausland ? Esist garnicht schwer, zu zeigen, wie das alles mit dieser Zwangs¬wirtschaft zusammenhängt (Sehr richtig! rechts). Je mehr Ge¬setze man macht , das liegt nun einmal in der Art de? Men¬schen, umsomehr Hintertürchen werden gemacht. Die Men¬schen müßten keine Menschen sein, wenn sie das nicht täten .Und bekanntlich tadelt man das Offnen des Hintertürchensimmer nur , wenn der Andere es benutzt. Überhaupt aber will es-wir . scheinen, daß -mit Stenergesetzem -jetzt für eine großzügigeFinanzpolitik , sei es im Reich, sei es im Bundesstaat , noch gar¬nicht die Zeit ist. Wenn ich den Herrn Minister heute, aberauch gestern recht verstanden habe, so hat er mit dem Hinweis,daß wir noch einige Jahre warten müssen, bis wir die Ver¬hältnisse recht überschauen, das eigentlich auch andeuten wollen.Und warum ? weil man , um einen klaren Finanzplan aufftellenzu können, doch jedenfalls das eine wissen muß, wie groß dieAusgaben sind , die man decken muß . An dem Punkt aberbewegen wir uns noch in vollständiger Unklarheit , weil wir janoch gar nicht wissen , wie weit unsere Gegner gegen uns dieErpressungsschraube zudrehen werden, und davon wird es jamehr oder weniger abhängen , inwieweit wir die Steuerschraubegebrauchen müssen. Ja , die Lage ist noch eine viel schlimmere,denn, wenn wir irgendwie glauben , eine Bewegungsfreiheit zuhaben, eine Leistungsmöglichkeit zu finden , gerade dann laufenwir Gefahr , von Seiten unserer Gegner , wieder einge¬schnürt zu werden . Viel wichtiger darum als irgendwelchesfinanzielle ist jetzt das politische Unternehmen , nämlich daß wirunseren Gegnern das erforderliche „ Schach" bieten und sehen ,wie wir die drohende Gefahr eindämmen . Ein „Schach demGegner " muß es auf politsichem Gebiet heißen !

Wan redet so viel davon, daß wir die Verträge loyal er-füllen müssen, als ob es erzwungenen Verträgen gegenüberirgend eine Loyalität geben könnte, suchen wir vielmehr unsklar zu werden über die Grenzen , die jeder Macht gezogen sindjeder irdischen und menschlichen Kraft , die Grenzen , wo esheißt : Bis hierher und nicht weiter ! Ich glaube nicht an diemenschliche Gerechtigkeit, auch nicht an die des Völkerbunds,auch nicht an die der internationalen Sozialdemokratie , an die,wie ich zu meinem Bedauern vorhin gehört habe, der Herr Fi .nanzminister offenbar zu glauben scheint ; aber an die Grenzeder Kraft , der menschlichen Kraft , an die glaube ich , und ge¬rade an die Grenze der Kraft der Bosheit , der Rachgier undder Profitgier . Darauf sollten wir uns wohl besinnen . Dasgrößte Aufbringen ist immer nicht das steuerliche , sondern dascharakterliche , und jetzt besonders in der Lage, in der wir unsbefinden, handelt es sich darum , daß wir den rechten Charakteraufbringen , jedenfalls nicht eines ohne das andere, sondernSteuer und Charakter . .
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Damit komütt ich auf den Plan der ReichSfinanz -

verfasfung , der neuerdings uns vorliegt von Weimar her.Der Herr Minister hat uns das Ziel der Entwicklung mit aller
Deutlichkeit vorßeführt , sodaß ich darauf mich beziehen kann.Es handelt sich in der Tat darum , daß die Finanzgesetzgebungund die Finanzverwaltung vollständig in die Hand des Reichesübergeht, nicht nur das eme oder das andere , sondern beides
miteinander , Gesetzgebung und Verwaltung auf dem Gebieteder Finanzen , und eS wird das die Folge haben, daß die Bun¬
desstaaten und daß die einzelnen Gemeinden bis herunter zumkleinsten Dörflein , wie richtig gesagt worden ist, kontingentiertund rationiert werden und wir auf dem Gebiete eine Reichs-
Zwangs - und Hungerwirtschaft haben werden . Wo bei dieser
Finanzwirtschaft — das möchte ich wenigstens nebenbei einwcr -
fen — die Kirchen bleiben, die auch große und mitStaat und Volkaufs Engste in Fühlung stehende Organismen
sind, steht vollständig dahin. Das nur nebenbei. Die Ausfüh¬
rung dieser Reichsfinanzverfassung würde die Folge haben , daßdie kleinen und kleinsten Kraftzentren , an denen wir bisher in
Deutschland und auch bei uns in Baden so reich waren , nämlichin den Staaten und in den Gemeinden, daß diese kleinen uns
kleinsten und so wertvollen Krafizentren vollständig zerstörtwürden.

Auf die materiellen Folgen dieser Reichsfinanzverfassung,die uns droht, wollen wir hier nicht eingehen : darauf ist im
Verlauf der Verhandlungen schon hingewiesen worden. Im
übrigen kann sich das jedermann selber sagen, was das füreinen Zustand gibt, wenn jede Gemeinde , Dörfer wie Städte ,und jeder Bundesstaat im Hinblick auf die großen kulturellen
Aufgaben fortwährend an der Hungerstrippe gehalten wird.
Ich stelle diese matertiellen Folgen vollständig zurück. Wir
sind ein armes elendes Volk geworden und werden , je mehrwir in den Jahren vorwärts gehen, umsomehr sparen müs¬
sen . Wir werden das schon noch lernen . Aber umso nach-
drücklicher möchte ich betonen die Folgen , die eine solche Reichs -
finanzverfassung hätte auf dem Gebiete des Gemüts - und deS
Gefühlslebens . Wir wären bis in den kleinsten Teil unseres
Volkes , bis in das entlegenste Dörfchen unbefriedigt , miß-
trauisch. unselbständig, und das Reich käme uns vor , als Exe¬kutor und Gerichtsvollzieher, und wenn man schon früher von
Reichsverdrossenheit geredet hat , so würde man künftig bei
einer solchen . Fmanzverfassuria .. erst recht. von. einen Reichs«.
Verdrossenheit zu reden Veranlassung haben und bald würde
alle Welt davon voll sein. ,

Überschätzest wir doch' de«' Werk der Organisation nicht! Be¬
gehen wir nicht den Fehler , daß wir irgend etwas , das außer¬
halb und anderswo vorhanden ist , nun auf unser Wesen ohne
weiteres anwenden , mit anderen Worten , daß wir etwas , das
außerhalb von uns lebend sein mag , zur Schablone machen ,und unser eigenes Leben dahineinpressen. Aber noch eines
möchte ich hier nicht ungesagt sein lassen. Dieser Berfassungs -
plan ist zu einem guten Teil — das weiß jeder , der seine
Entstehung und Propagierung verfolgt hat — diktiert von einer
Abneigung gegen Preußen . Auch ich glaube , daß die Vcran -
lagungsweise, die wir in Baden , auch in Württemberg , in
Bayern und Hessen haben , wesentlich besser ist als die Ver¬
anlagungsweise , *ne sie in einem großen Teile des preußischenStaates heutzutage noch besteht , und es ist wohl nur gerecht ,
zu fordern , daß in ganz Deutschland die Steuerveranlagung
nach denselben Grundsätzen und Gesichtspunkten, in derselben
Weise vorgenommen werde. Aber , hüten wir uns doch vor
der Übertreibung . Man hat davon geredet, daß die badischenBeamten meinetwegen mit Hinzünahme der württembergi -
schen, bayerischen und hessischen Beamten die Veranlassung in
Preußen durchführen sollen. Dieser Vorschlag übersieht,glaube ich, daß Preußen um etwas größer ist als Baden , auchals Baden und Württemberg usw . miteinander , und wenn wir
unsere sämtlichen badischen und anderen Steuerbeamten los-
lassen würden auf Vreußen und bei uns die Steuerveranlagungdem guten Willen oer Betreffenden anheim geben, so winden
wir mit der Steuerveranlagung in Preußen doch nicht fertigwerden. Das läßt sich auf diese Weise nicht machen, und eS
ist nicht einzusehen, wie badische und württembergische Beamte ,die auf einmal nach Preußen versetzt werden, in ihnen voll-
kommen unbekannte Verhältnisse , fertig werden sollen mit der
Steuerveranlagung , wo jeder Fachmann weiß, daß der Steuer ,
kommissär gerade so viel erreicht als er eben die Verhältnissein seinem Bezirk oder die Bevölkerung desselben kennt. Aber
außerdem ist noch zu betonen, daß auch Preußen , wie jeder
Fachkundige weiß, begabte und wissenschaftlich und praktisch
sehr hochstehende Steuerveranlagungsbeamte hat . Ich darf
hier erinnern an die Forderung , die der letzte preußische

Fknanzminister — eS ist derselbe Mann , der zur Zeit
Führer meiner Fraktion in der Nationalversanrmlung in Ssst .
mar ist —' aufgestellt hat . Das ist ja der Mangel , den wir
mit Recht tadeln an der preußischen Steuerveranlagung , daß
noch in einem Teil des Staates die Arbeit übertragen ist den
politischen , das heißt den Berwaltungsbeamten , und daß
nur in einem Teil deS preußischen Staates die Steuerver¬
anlagungskommission eine selbständige Behörde darstellt , wie
das bei uns durchgeführt ist. Es ist aber gerade Exzellenz
Hergt gewesen, oer vor dem Umsturz nachdrücklich betont
hat, daß man in Preußen auf dem Wege fortfahren wolle und
werde, die Steuerveracklagung im ganzen Staate durchaus
loszulösen von der Verwaltung und besondere Steuerbeamte
einzusetzen . Ja er hat mit besonderem Nachdruck noch einen
Gesichtspunkt hervorgehoben, bezüglich dessen man heute schon
in Preußen uns voraus ist , nämlich daß man für die Steuer¬
beamten , die die Steuer zu veranlagen haben, ausgesprochen
nur akademische , wissenschaftlich gebildete Beamte nimmt , weil
man überzeug ist, daß die dies Geschäft am besten und fürden Staat am erfolgreichsten werden durchführen können, « ne
Überzeugung der man auch in unserer Finanzverwaltung , so¬
viel ich weiß, huldigt . Das Nächste, was man neben der glei¬
chen Veranlagung zu fordern hätte, das wäre die genügende
und ausgedehnt Kontrolle, die die Bundesstaaten gegenseitig
untereinander üben , zu der auch jetzt schon ein Anfang da ist.
Denn es ist Ihnen bekannt, daß wir Badener einen Kvntroll -
beamten in Magdeburg, in Köln , und, wenn ich nicht irre , auch
in Posen haben ; ebenso hat Württemberg Kontrollbeamte
in Preußen und umgekehrt. Jeder Mann weiß auch, worin
die Kontrolltätigkeit besteht , und daß sie sich bisher sehr gut
bewährt hat , allerdings , wie mir ein fachkundiger Mann ge¬
sagt hat , auf dem Hintergrund der Integrität unseres Be-
amtenftandes , dessen wir uns bisher erfreut haben , und von
der nur zu wünschen ist, daß sie unserem Beamtenstcmd auch
künftighin erhalten bleibe .

Diese Dinge wären allerdings zu fordern , die gleichmäßige
Veranlagung und die Durchführung einer genügenden Kvn.
trolle. Die Reichsregierung hätte sich also nicht den Kopf zu
zerbrechen über alle möglichen neuen Pläne , sondern sie hätte
nur die durch den Umsturz abgerissenen Fäden wieder anzu .
knüpfen.

ES war ja zu befürchten, daß durch den Umsturz auch der
kunswolle Reisbau des Fürsten Bismarck umgestürzt werde.
Hatten doch , seine Verwalter und seine Bewohner sich schon
lange nicht wehr die erforderliche Mühe gebeben, diesen Bau
zu erhalten und den Zeiterfordernissen gemäß auszugestalten .
Nun liegen die Trümmer da, und man muß natürlich auf den
Trümmern und aus den Trümmern neu aufbauen . Da liegtes nähe, das liegt in der Natur des menschlichen Wesens, daß
der Mensch von der einen Art weggeht und hinübergreist zuder anderen Art und einmal den Versuch mit etwas neuem'
machen will. Mit anderen Worten, an Stelle des Föderalis¬
mus , den Fürst Bismarck als den Leitgedanken seines groß¬
artigen Reichsbaues gehabt hat , wird jetzt der Unitarismus
gewählt. Aber wir sind der Meinung , daß damit ein Febl -
grisf gemacht wirb, wir sind der Meinung , daß das Deutsche
Reich, wenn es auch in Zukunft Bestand haben soll , wie bis -
her aus föderativer Grundlage aufgobaut werben müßte , und
daß dieser föderale Grundlage nur immer wieder genügend
ausgebaut und den Zeiierfordernissen angepatzt werden sollte .
Man sorge nur dafür , daß die Reibungsflächen beseitigt wer¬
den und die verschiedenen Räder richtig ineinander ein-
greifen .

Die Gesinnung muß es machen ! Machen wir endlich einmal
ein Ende mit dem unseligen und manchmal idiotenhaft anmu¬
tenden Partikularismuch der in Süddeutschland gegen Nord¬
deutschland herrscht und wahrscheinlich auch in Norddeutschland
gegen Süddeutschland, von dem ich dort allerdings weniger
entdeckt habe, obgleich meine Bekanntschaft dort ziemlich groß
ist. Pflegen wir das Vertrauen gegeneinander . Es ist dochein seltsamer Widerspruch. Jetzt eben wird daS größte unita .
rische Verfahren angeregt auf dem Gebiet der Finanzverwal -
tung , und es ist noch gar nicht lange her , daß wir auf dem'
Gebiet deS Militärwesens , auf einem Gebiet, auf dem ein
Staat gewiß einig sein muß , jedes Land undjeder Gau seine
Selbständigkeit haben gewahrt sehen wollen. Wir reden immer
davon, daß wir von Fesseln frei sein wollen , und jetzt wird
uns zugemutet , daß eine sehr umfassende Reichsbürokratie
wahrscheinlich der unangenehmsten Art geschaffen werde.

Dem Reich jeden Pfennig und alle Kraft , ganz gewiß. Aber
man mache aus dem Reiche kein Holzgerüst oder keinen Kasten,i« dzn « an nun das deutsche Bost einsperrt , sondern »tan

«
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kaffe das Reich getragen und zusammengehalten sein, vor allem
auch durch die sittlichen Kräfte , durch die Liede zum Reich und
durch die Einsicht , daß wir daS Reich brauchen (Beifall rechts) .

Abg . Spengler (Zentr .) :
Der vorliegende Gesetzentwurf betreffend die Erhebung eines

Steuerzuschlags soll etwa 14V Millionen erbringen . ES ist
höchste Zeit , daß auf dem Wege der Ordnung der badischenFinanzen einmal Ernst gemacht wird. Bisher hatte man beider Genehmigung der großen Ausgaben so das Empfinden ,als sei man kein rechter HauShalter , als spiele«man die Rolleeines SchuldenmacherS, der, wenn er Privatperson wäre , mitdem Staatsanwalt zu schaffen bekommen könnte. Man hatteSuch das Empfinden , wenn so weiter gewirtschastet wird , seiman in der Rolle eines HeereSlenkerS, der wegen Unkenntnisder inneren Verhältnisse weiter wurstelt , bis er über Nachtseine Ohnmacht eingestehen muß . Der Herr Finanzministerchat seit längerer Zeit schon darauf hingewiesen, daß die
Leistungsfähigkeit deS Staates schon Iängft überschritten sei,daß wir auf Kosten der Vermögen wirtschaften , und daß wenndie Ansprüche so weiter gehen, diese Ansprüche den Staar aus»
freffen werden. Es ist daher anzuerkennen , daß , wie vorhinschon gesagt, jetzt Ernst gemacht werden soll. Es bestand die
Befürchtung, daß diese großen Ansprüche noch weiter hervor-treten werden, und diese Befürchtung hat sich durch die Er¬klärungen vorhin auch bestätigt , und der Zustand wird auchweiterhin der Regierung und dem Landtag Sorgen bereiten.

Wie soll nun aber diesem WahnzustanL Halt geboten und
-entgegengearbeitet werden? Ich meine , zunächst müßte Haltgeboten werden dem Weitergehen der Forderungen , es müßteHalt geboten werden den ungeheuerlichen Ansprüchen an denStaat . ES müßte zweitens der Ruf ergehen an jedermann :Auf zur Arbeit ! ES mühten drittens ein größerer Opferwilledem Staat gegenüber betätigt werden, um ihm zu geben, waser zu seiner Existenz notwendig hat . Wir alle wissen ja , wäh.rer« deS Krieges ist das gesamte Wirtschaftsleben , wenn manso sagen darf , umgestülpt worden, alles reguläre Erwerbenwurde umgestoßen, und ganz neue Dahnen haben sich geöffnet.Es wurde möglich , daß durch die Begleiterscheinungen des Krie.geS ungeheure Vermögen einzustecken waren , nicht verdient
durch ehrliche Arbeit , sondern vielfach nur durch Zufälle , durchTelephongespräche, wie man sich überzeugt hat, und nach diesenMüssen wir selbstverständlichgreifen . Wir haben während deSKrieges bei der Werbearbeit für unsere Kriegsanleihen unseremVolk oft sagen müssen, daß unser Nationalvermögen ein großesist, daß wrr gut stehen,, und daß die vielen Millionen undMilliarden , die wir aufnehmen , ja nicht in das Ausland wan»dern, daß wir damit nicht geschwächt werden , sondern daß sienur einen Kreislauf im Innern der Reiches vornehmen. Nun ,wenn das jetzt zugetroffen hat, dann sind die vielen Milliar¬den im Lande vorhanden , dann müssen wir eben unser Augen¬merk dahin wenden, wo sie liegen, und müssen dieseMilliarden aufgreifen und für daS Reich undfeine Bedürfnisse verwerten . Es wurde vor¬
hin schon von einem der Herren Redner darauf hingewiesen,baß gerade das Vorhandensein von zu viel Geld einen erheb,
s chen Teil der Schuld an der großen Teuerung trägt . Auseigener Anschauung kann ich sagen, daß man fern vieles Geldeben aufwenden will ; man kauft , was zu haben ist , nur umGeld loszukriegen, um es auszugeben . Das sind Tatsachen,die nicht auS der Welt geschafft werden können. Mso zu vielGeld ist vorhanden , und das muß erfaßt werden.

Dabei soll, wie wiederholt schon auSgeführt , für Baden ge-
sorgt werden. Wir sind alle fitr ein einiges , starkes DeutschesReich, aber wir wünschen, daß nicht zugewartet wird, bisdie ergiebigen Quellen auSgeschöpft sind. Alir wollen fürunser engeres badisches Land zuerst sorgen. Gerade jetzt nachUnterzeichnung des Friedensvertrages wird eS nicht anzuneh.men sein, daß in fernerer Zeit das Volk sich große , unerträg¬liche Lasten durch Verkehrs- und Verbrauchssteuern aufbürdenläßt . Nein , hier muh auf anderem Wege ernst gemacht werden !

Bisher hat festgestanden, daß die Regierungen einen ge¬wissen Mangel an Energie gezeigt haben. Das hing mit derLage der Verhältnisse zusammen . Denn , solange die Regie¬rungen eS den großen Schiebern und Wucherern noch ermög¬lichen, daß sie für Hunderttausende übernommenes Heeres¬gerät mit Reichskricgsanleihe zum Kurse von 109 bezahlendürfen, während eS andererseits nicht möglich war , dieselbe »Werte der Witwen und Waisen und Kinder und Dienstbotenzu stützen und der Kurs einmal bis auf 72 herunterfallenkonnte , so lange solche Erscheinungen hervortreten , kann ich

mich von einer wirksamen Snergie der Regierungen nicht
überzeugen.

Man hat schon viel von der Abwanderung de « Ka¬
pitals ins Ausland gesprochen . Auch da mangelt eS
ehr an Energie . Am 6. Juni ist vom Wolffschen Bureau
gemeldet worden, daß man Prämien bezahlen wolle, den

Steuerbehörden und Zollbehörden, wenn sie dazu beitragen ,
daß das Kapital im Inland mehr festgehalten werde. Ich kann
mich mit solchen Prämien nicht befreunden . Ich möchte ein
Gesetz verlangen , daß derjenige, der eS versucht oder unter -'
nimmt , das in Deutschland in der Not de« Vaterlandes zu¬
sammengescharrte Geld ins Ausland zu tragen und ferne Lei¬
densgefährten hier in der Not sitzen zu lassen, nicht durch Prä¬mien von anderer Seite aus bekämpft werden soll, sondern als
ein gemeiner Verbrecher gestempelt wrrd ( Abg . Hertle : Sehr
richtig !), daß ihm andere Begriffe von Ehrenhaftigkeit beige-
bracht werden sollten, und daß vor allen Dingen , wenn ein
solcher Mensch erwischt wird , seine ganze Habe zu GunstendeS Reiches für verfallen erklärt werden müßte (Sohr richtig!).

Um kurz ein Beispiel anzusühren , wo der Mangel an Ener¬
gie schon vor Jahren uns sehr zu Schaden brachte, darf «ünur mit einem Wort auf daS Geschäftsgebaren Hin¬weisen , das die D a i m l e r - W e r k e s. Zt . eingeschlagen ha¬ben . Bekanntlich hat diese Gesellschaft 38 Proz . Dividende ver¬teilt . nebenher noch einen ExtrabonuS von 1000 M . gegeben,und was bei den Millionengewinnen noch sonst ui Formvon Trinkgeldern in die Tasche der Aktionäre fließt » ent.zieht sich unserer Kenntnis . Diese Gesellschaft hat trotz derungeheueren Gewinne an die Heeresverwaltung daS Ansinnengestellt, ihr für ihre Erzeugnisse einen Preisaufschlag zu be¬willigen, und hat , nachdem die Heeresverwaltung dem nichtwillfahren konnte , mit Streik gedroht, mit Eirfftellung der
Nachtschichten. Sie hat also in der größten Not deS Vater¬landes einen Streik angekündigt, sie hat im Gegensatz zu dengroßen Leistungen deS Heeres das Vaterland im Stiche las¬sen wollen. Dort hätte man erwarten müssen, daß die Mili¬
tärverwaltung ohne Besinnen von diesem Betriebe Besitz er¬griffen hätte . 28a» aber hat man erlebt ? Nur zögernd hatsie zugegriffen , nur zögernd ist verfahren worden, bis « anschließlich Offiziere hingeschickt bat und militärische Technikerund den Betrieb unter militärsiche Aufsicht gestellt hat . DieSache ist ganz ruhig ausgelaufen , gewiß. Aber die Massen desVolkes hätten es gerne gesehen und halten einen besseren Be-Ö von dem guten Wrllen zu Gunsten der Vaterlandes ^n, wenn man bei so krassen Vorfällen etwas Energie zurrechten Zeit gezeigt hätte . Nach unserem Wehrgesetz war jederwehrfähige Diann vom 17. bis 48 . Jahre verpflichtet, bei Kriegs.auSbruch, wenn das Vaterland in Not gerät , feine $anjte Kraft ,fein ganzes Ich und sein Leben zu stellen und in die Schanzenzu werfen . Daraus möchte ich folgern nach Vernunft und Ge.wissen, daß eigentlich jeder andere Reichsbürger die Pflichthätte , auch feine ganze Arbeitskraft , sein ganzes Können , inden Dienst des Vaterlandes zu stellen. Wa» haben wir stattdessen erleben müssen ? Daß nur ein Rennen und Jagen ein-
setzte , auf wucherische Weise Gewinne einzuheimsen , stattPflichten zu erfüllen . Woher hat eigentlich nur ein Teil desVolkes dar moralische Recht , während der Not deS Vaterlan -deS Gewinne einzuheimsen, während der kommandierende Ge¬neral Hunderttausende zur Rettung des Vaterlandes in derTod schicken muß ? Woher hat der andere Teil daS moralischeRecht , diese Gelder einzusacken und dann schließlich noch überdie Grenze zu bringen ? Ich sage: Die Leistungen unsererHelden draußen und die Leistungen aller braven , ehrlichenVaterlandssreunde im Innern , verglichen mit dem Tun undTreiben 'der geschilderten Gesellschaftskreise, ergibt eine sotiefe Kluft, daß sie mir unüberbrückbar erscheint!Es hat aber wahrhaftig nicht an Warnungen gefehlt» diezur rechten Zeit ergangen waren . Schon im Jahre 1918 hatein Abgeordneter in einem Parlament über die KrieaSgesell»schäften den Ausspruch getan' daß sie Ausraubgesellschastenseien und sich auf Kosten de» Volkes zum Schaden de» Reichs¬ganzen die Taschen füllen . Am 16. März 1916 hat ein andererAbgeordneter ausgerufen , daß die internationale VersippungdeS Kapitals an dem Weltkrieg schuld sei und daß weite Kreisedie Vorkommnisse in Serajewo als ein Geschenk begrüßt hät¬ten. Am 26. November 1916 trat Herr Professor Abel auSdem Beirat des KriegSernährungSamt aus und begründeteseinen Austritt etwa damit, daß händlerische Gaunerei undagrarische Habsucht das Volk rn unerträglicher Weise auS-powern, bis eS zu einer gewaltsamen Entladung zum Schadendes Reichsganzen kommen werde, weil die Erbitterung sich soweit steigern müßte. Am 13. Juni v. I . hat hier in diesemHause in der 89. Sitzung der Herr Abg. Spang bei Schild»-
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rung der Tätigkeit der KriegSledergesellschoften den Ausspruch
getan, daß unsere ganze Kriegswirtschaft in Berlin nichts an¬
deres sei alS ein organisierter Schwindel und Wucher unter
dem' Schutze der höchsten Kreise (lebhafte Zustimmung ) . In
derselben Sitzung hat der Abg. Stockinger eben solche Ver¬
hältnisse vorgetragen und Zustände geschildert , die ehrlichen
Menschen nur ein Kopsschütteln abringen konnten. Er zi¬tierte dort Auslassungen der „ Kölnischen Zeitung "

, die sehr zubedenken gewesen wären . Man durfte natürlich in jener Zeit
nichts sagen!

Man spricht jetzt viel vom Abbau der Preise , von
Aufhebung der Zwangswirtschaft . Von einer totalen Auf¬
hebung kann zur Zeit nach Kenntnis der Verhältnisse nicht ge-
sprachen werden. Wer ein Stillstand mutz geboten werden,ein Stillstand der Preisbewegung nach aufwärts mutz gefor¬dert werden. Jeder Versuch zur Erhöhung der Preise für Le¬
bensmittel und Gebrauchgegenstände must unterdrückt werden.Jede Mehrforderung für Arbeit , sei es gerstige oder körperliche ,muh auch zurückgewiesen werden. Es muh Halt geboten wer¬den in der Bewegung nach aufwärts . Zuerst mutz die endloseSchraube einmal stillgelegt werden, dann erst können wir aneinen Wbau , an ein Zurückgehen herantreten .

Wir werden zu einem offenen Kampf gegen den inneren Feindgedrängt , gegen den Wucher, gegen die Ausbeuter , aber auch zumKampf gegen die Verweigerer der Arbeit . Es wurde von Re.
giervFgsseite bei Behandlung dieser Frage schon der Ausspruchgemacht, man müsse Geduld und Demut üben . Run ja , das
ist ganz richtig, aber wer in dieser furchtbaren Zeit es noch
wagt, seine Mitmenschen, seine Leidensgefährten auszuwu¬chern , der gehörte ebenso , wie derjenige, der zur Arbeitsver¬
weigerung auffordert , gebrandmarkt in der Weise, wie ich eS
vorhin geschildert habe ; die strengsten Maßnahmen gehörendagegen Ergriffen. Unsere verzweifelte Lage verlangt mit
eiserner Strenge , mit unbeugsamer Wucht den ehrlichen Willen
zur Mitarbeit . Jeder auf seinem Posten, jeder in dem Rah¬men, in den das Geschick ihn gestellt hat ! Pflichterfüllungkann in Hinkunft nicht mit Wimmern erbettelt werden, Pflicht¬
erfüllung mutz gefordert werden. Alle müssen erkennen , daßeine neue Zeit auch neue Grundsätze erfordert . Es hat auf -
gehört, wie wir uns sagen lassen müssen, daß der Arbeiter
fernerhin fich als Lohnslave wird verwenden lassen. Er wird
Anspruch erheben aus einen gerechten Teil des Erfolges der
Arbeit , des Aufschwungs der Industrie und deS Erfolges alles
WeltbewegenS, um auch im Rahmen des Möglichen seinen
Verhältnissen entsprechend ein auskömmliches Dasein fristen
zu können. ES hat aber auch aufgehört , möchte ich sagen,daß der Landwirt , der kleine Dauer besonders, sich fernerhin
plagt und schindet über Maßen , ich möchte fast sagen, schindetwie «in Lieh» um dann seine Erzeugnisse billig auf den Markt
zu werfen, um es weiten Kreisen zu ermöglichen, ein Schwel¬
gerleben zu führen und sich auf Kosten des Schweißes der Ar¬
beitenden zu mästen. Ich kann hier an dieser Stelle sagen
nach eigenen Wahrnehmungen , daß man in diesen Kreisen den
Willen hat, das weiterhin nicht zu tun , daß man nicht zusehenwill, den Zuständen , dem Schwelgerleben in den Badestädtenund in den Zügen , in denen man zur Zeit verkehrt — es
wurde schon von der Regierungsbank aus darauf hingewiesen,wenn dre bodenlosen Koffer aufgemacht werden, die strotzen
von teuersten Lebensmitteln , da sieht das arbeitende Volk nicht
mehr ruhig zu , es erhebt Anspruch auf entsprechende Entloh¬
nung seiner Leistung. Wenn Demokratie und Erfolg der Re¬
volution einen Sinn haben sollen, dann gilt zuerst als oberster
Grundsatz die Pflicht eines jeden zur Arbeit .

Ich kann hier aussprechen, daß zurzeit schon in entferntenTeilen des Landes viele Leute mit kostbaren Automobilen her¬
umfahren , sogenannte Kriegsgewinnler , Leute im jugendlichenAlter , denen es eben ermöglicht war , große Summen einzu¬
heimsen ; welcher Art , ist mir nicht bekannt, nur weiß man
genau, daß es nicht auf dem Wege ehrlicher Arbeit geschehenkann, das liegt außerhalb des Bereiches der Möglichkeit . DieseLeute pflanzen keinen guten Sinn im Volke draußen . Ich
mutz offen sagen, eS erregt Ärgernis , wenn andere im Schweiß
ihrü Angesichts arbeiten sollen und müssen , was wir ver¬
langen, und diese betätigen nur den einen Willen, ihr unbe-
renzteS Geld mit Schaufeln hinauszuwerfen und das Kost-
arste, was nur immer zu haben ist, aufzukaufen . Solche fin¬den Sie in den entferntesten Bezirken des Landes , das sind

ungünstige Erscheinungen (Zurufe ) . Nicht nur Schieber, die
geschäftlich die Sache ausbeuten , sondern solche, die für ihr
eigenes Geld nur ein schönes Leben führen .

Es darf noch mit einem Wort zur Charakterisierung unseres
Volkswesens auf das Vorhandensein eines Simulante .n¬

t u m S hingewiesen werden. Es wurde noch vor kurzem darauf
abgehoben. Ich mutz sagen aus eigener Kenntnis und eigenem
Erleben , daß unsere so viel gepriesenen sozialen Gesetze, die
doch offenbar finanziell segenbringend gewirkt haben, auf der
anderen Seite aber ein Simulantentum gezüchtet haben, wel¬
ches mir ganz bedenklich erscheint. Die Geltendmachung der
Ansprüche all der Berechtigten an diesen Versicherungen, der
Grund oder der Willen zur Erreichung einer Rente wird gro-
tzenteils begründet unter Abweichungen von wirklicher Wahr¬
haftigkeit. Es werden, was ich aus eigenem Erleben sagen
kann, viele unwahre Behauptungen gemacht und Protokolle ab¬
gegeben . nur um das hier Gebotene aus diesen Versicherungen
herauszuschlagen. Dadurch wird die alte so hoch gewertete
Wahrhaftigkeit beeinträchtigt und es greift eine gewisse Ver.
derbtheit in dem Rechtsempfinden um sich . Das Bestrebet ,
nur herausholen zu wollen, dehnt sich dann so weit aus , daß
auch vor weiteren Zugriffen nicht mehr zurückgeschreckt wird
und daß die Grenze zwischen mein und dein, zwischen dem
Eigentum bedenklich verwischt wird . Also ein Simulantentum ,
das schon bedenkliche Folgen gezeitigt hat , hat unser Volk
erfaßt , und diesem entgegenzuwirken wird auch eine Aufgabe
der berufenen Personen in Zukunft sein.

Dieses Zusammenwirken vieler verderblicher Erscheinungen
brachte eben ein Abflauen des guten Willens , eine Demorali¬
sierung, und draußen im Kriege wirkte das viele dort gesehene
Unrechte auf die Stimmung niederdrückend. Der einfachste
Mann , der einfachste Landstürmer wollte letzten Endes auch
noch ein bischen Gelegenheit haben, an den Beutezügen , an
den Möglichkeiten sich zu bereichern, teilzunehmen und an den
Waren , die nicht nur Postpaket - und kistenweise heimgeschickt
wurden , sondern die waggonweise ins Land fuhren . Dadurch
entstand eine allgemeine Unzufriedenheit . Die Stimmung
flaute ab, und wir mutzten Zustande erleben, wie wir sie vor
Augen sehen. Als 1818 Herr Staatssekretär Kühlmann
meinte, der Krieg könnte mit Waffen nicht beendet werden,da war es mir schon lange klar, daß wir seit Eintritt Amerikas
in den Weltkrieg für unerreichbare Ziele bluten mußten . Meine
Wahrnehmungen aus eigenem Erleben bezeugten mir diese
Meinung .

Ich kann Ihnen sagen : Die Ursachen und die Folgen der
Zustände, die wir jetzt mit unserm Geldbeutel auSgleichen
müssen, hängen auch mit den Steuerverpflichtungen zusam¬
men. Ich kann Ihnen sagen, daß die Äußerungen der Ur¬
lauber schon länger« Monate vor unserm Zusammenbruch nicht
sehr hoffnungsvoll waren , daß man nur Ungünstiges gehört
hat Und daß man nach Aussagen verschiedener Ortsbehörden
und wie ich aus eigenem Erleben weiß, bedenkliche Zustände
mit ansohen mutzte , daß in der letzten Zeit , als der Krieg
noch tobte, die Depeschen nur so auf die Tische geflogen sind ,in denen nach Urlaubern gefragt wurde , die nicht rechtzeitig
zum Truppenteil zurückgekehrt seien. Das war für uns ein
bedenkliches Zeichen der Lockerung der Disziplin . Daraus
mutzte das entstehen, was wir erlöbt haben . Ich werde Sie
nicht langweilen (Zurufe ) . Es wird nichts schaden , wenn Sie
die Wahrnehmungen und Meinungen eines einfachen Man¬
nes vom Lande entgegennehmen . Es kann Ihnen keinen Scha¬
den bringen . Ich habe vor einem Jahr auf dem Bahnhof
Lauda erstmals einen Lazarett - oder Sanitätszug gesehen .
Ich hatte mir noch kein Bild von derartigen Einrichtungen
machen können. Ich betrachtete die reihenweise aufgeschichteten
Insassen dieser Wagen . Ihre Gesichter hatten ungefähr das
Aussehen wie das der Figuren in einem Wachspanoptikum.
So abgehärmt sahen sie aus . Zu gleicher Zeit scch ich die
Reisenden und Kurgäste hinwandern nach Mergentheim , in die
bekannte Tauberstadt . Das waren große Gegensätze. Ich
mutzte zusehen, wie diese armen Verwundeten stundenlang
in der Glut der Julisonne auf dem. Bahnhof standen, und
niemand konnte ergründen , was der Zweck dieses Stilliegens
sei. Endlich wurde ihnen eine Suppe und ein Stück Brot
gereicht . Nun war mir klar, was der Zweck des Aufenthaltsdes Zuges war . Man hat nun gewußt, daß solche Leute,wenn sie auch wieder genesen sind , niemals mehr eine Welt
von Feinden niederringen werden . Man war sich damals
schon darüber klar, was für ein Ende es nehmen mutzte.

Präsident Kopf (unterbrechend) :
Herr Kollege Spengler ! Diese Ausführungen stehenaber doch in gar keinem Zusammenhang mit dem Steuer¬

gesetz (Sehr richtig !) . Ich mutz Sie ausfordern , zur Dache
zu sprechen .
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üffig. Sp engl et (fortstchrend) :

Ich werde mich den Anordnungen fügen . Ein Wort darfich vielleicht noch sagen Wer den großen Unwillen, der da.
durch hervorgerufen wurde , daß in unserer Ernährung nichtalles geklappt hat . DaL ist eine Sache, die uns alle bewegt.Es darf nicht außer Auge gelassen werden , daß wir eben nuneinmal ein Doppelshstem haben , daß wir die gesetzliche Re,
gelang und eine Versorgung hintenherum haben . Das könnenwir nicht mehr aus der Welt schaffen. Mit dieser Tatsachemüssen wir rechnen. Mr hoffen, daß durch die Wiederam -
nohme des Verkehrs zwischen den Völkern^ durch die Auf.yekmng der Blockade jetzt eine Besserung in der Preisbewegungder Lebensmittel eintritt und dadurch auch die Ernährungeine Verbesserung erfahren kann.

Zum Schluß muß ich sagen, daß der Stenerzuschlag ge-
nehmigt werden soll. Ich bin zwar der Meinung , daß mandie Freigrenze etwas weiter hätte erniedrigen können, weil ichmeine, daß alle Klaffen des Volkes dazu beitragen müßten ,die Staatsfinanzen zu verbeffern. Ich bin überzeugt , daß inden Kreisen der Leute mit kleinerem Einkommen sich sehrviele leistungsfähige Steuerpflichtige befinden und daß dem
ganzen Volke klar gemacht werden müßte , daß alle KreiseOpfer zu bringen haben, daß alle Kreise mittragen müssen andem Schicksal des Vaterlandes . Es ist auch nicht unbedenk-,lich, daß man durch zu starke Wegnahme der Vermögen nacheben die Möglichkeit einer Lähmung de« Erwerbslebens
heraufbeschwört.

ES muß gefordert werden , daß die Erfolge fleißiger , ehr-licher Arbeit bei den Steuermaßnahmen geschützt werden. Der
LanÄwirtestand, besonders der kleinere Landwirt , der sich mitzäher Arbeit, mit unermüdlichem Fleiß etwas verdient Hatzsollte keinen rücksichtslosen Zugriff erfahren . Man sollte den
Fleiß durch Schonung anerkennen und sollte , dadurch zumWeiterstreben anerfern . Also Schuh ehrlicher, fleißiger Arbeit
auch bei den steuerlichen Maßnahmen !

Um aus diesem trostlosen Zustande hercruszukommen, umden Knäuel von Wirrnissen zu lösen, muß zum Schluß gefor¬dert werden restlose Pflichterfüllung jedes einzelnen, Verant -
wortlichkeitsgefuhl für das Staatsganze , Unterwerfung unterdie Gesetze, Unterwerfung aber auch unter die göttliche Auto¬rität . DaS muß jedem eine Gewissenspflicht sein. Als dienatürliche Folge der Unterwerfung unter eine göttliche Welt-ordnung ergibt sich von selbst die Anerkennung des Nächstenund die Achtung des Nebemnenschen als gleichberechtigtesGlied der menschlichen Gesellschaft. Auf dieser Grundlagewollen wir den Ausbau beginnen (Beifall im Zentrum ).

Während obiger Ausführungen hat II . VizepräsidentMuser auf kurze Zeit die Leitung der Verhandlungen über¬nommen unv sie wieder an Präsident Kopf abgegeben.

Abg. Strobel (Soz .) :
Die heutige Steuervorlage ist eine Folge des Krieges, undman kann sagen : Sie kommt zu spät. Wahrend andereStaaten , die mit uns im Kriege standen, schon während des

Krieges ihre Finanzen in Ordnung zu bringen versuchten,wie z. B . England , das die direkten Steuern weiter ausbaüte ,hat man in Deutschland die sozialdemokratischen Forderungen ,die bereits im Jahre 1915 gestellt worden sind , und auch eine
Ordnung unserer Finanzen verlangten , abgelehnt , es war der
damalige Reichsfinanzminister Helfferich, der mit jener Begrün¬dung äbwehrte, daß das Bleigewicht der Milliarden unsereFeinde durch Jahrzehnte nachschleppen sollten. Man hat ge¬hofft, daß unsere Feinde die Kriegsschulden bezahlen würden ,und man hat dann später von der Reichsregierung lediglichMaßnahmen auf steuerlichem Gebiete getroffen , um die
Zmsenschuld zu decken . Heute muß das in der VergangenheitVersäumte nachgeholt werden. Daß es dabei ohne einen star¬ken Eingriff in die Vermögensverhältniffe nicht abgeht, istjedem klar, der sich mit unseren FinanzverhÄtniffen in Deutsch¬land näher befaßt hat und der auch weiß, daß durch die indi¬rekte SteuergesetzgÄung die Werktätigen Bwölkerungsschich-ten ohnehin sehr stark belastet waren . Steuerliche Gerechtig¬keit muh das Entscheidende sein. Die indirekten Steuern nochmehr zu steigern, ohne all« direkten Steuerguellen erschöpftzu haben, geht nicht an ; die breite Masse des Volkes würdein gerechter Entrüstung aufflammen , wollte man weitere in¬
direkte Steuern auf Lebensmittel und Gebrauch-gegenständelegen, ohne den Befitz zuerst erfaßt zu haben (Sehr richtig ! beiden Sozialdemokraten . Das ist ein dringende- Bedürfnis ,

und dem sucht die uns gemachte Vorlage gerecht zu werden.Sie hat auf die Verhältnisse, wie sie gegenwärtig bestehen,dadurch Rücksicht genommen, daß die Freigrenze , bis zu derNe Einkommen vom Anschlag verschont bleiben, auf 6000 M.
festgesetzt wurde . Wenn gesagt worden ist, daß man schon beiden unteren Einkommensstnfen den Steuerzuschlag hätte er,heben muffen, um erzieherisch zu wirken, so ist das eine
schlechte Begründung , denn heute ist jegliche Belastung derunteren Einkommen ein Anreiz zu neuen Lohnforderungen ,zu neuen Lohnbewegungen, und man kann diesen Vorwandnur nehmen, wenn Personen mit geringeren Einkommen vonweiteren Belastungen verschont bleiben . Und untere Einkom¬men sind solche lnS zu 6000 SK., denn ! es ist nicht so, wie
gestern hier gesagt worden ist, daß die Arbeiter durch die
Erhöhung ihrer Löhne gute Geschäfte während des Kriegesgemacht hätten . Es ist zwar richtig, daß di« Löhne höher ge¬worben sind ; aber die Lebenshaltung ist in wesentlich höherem
SKatze teurer geworben. In Manrcheim betrug der Aufwandmr rationierte Lebensmittel im Monat Juni 1919 für eine
mnfköpftge Familie 329,66 M ., während für dieselben Le¬bensmittel im Jahre 1914 74,77 SK. bezahlt werden muhten .ES liegt hier also eine Preissteigerung von 341 Prozent vor
(Hört, hört !). DaS sind, nun erst die Lebensmittel , ohnedie anderen Bedarfsartikel , welche gleichfalls wesentlich teurerwurden, so daß die Lohn- ' und Gehaltserhöhungen , welche dieArbeiter - und Beamtenschaft aufweist, und sich in Grenzenvon 100 und 200 Proz . bewegten, bei weitem nicht erreichten,um den erhöhten Lebensaufwand in allen Teilen zu bestreiten.Einschränkung auf allen Gebieten war die Folge . Nicht dieArbeiter konnten Kriegsgewinne machen; nur den Produzen¬ten und den Arbeitgebern vor allem in der Kriegsindustrie ,war es möglich, sehr große Kriegsgewinne zu machen und vonihnen fordert man heute die Opfer , die notwendig find, umunfern Staat zu erhalten . Cr zeugt von einem sehr schlech¬ten Patriotismus , welchen doch gerade jene Leute vor demKrieg immer dem arbeitenden Volke predigten , wie eS scheintaber predigten, um die Anderen die Kosten zahlen M kaffen,indem sie sich jetzt dieser Pflicht zu entziehen versuchen. Heuteist es so, daß wir jenen Leuten zurusen : Ihr müßt die NotdeS Staates erkennen, müßt aber auch die Not des Staateslindern Helsen dadurch, daß Ihr einen Teil Eures Vermögens,Eures Besitzes der Allgemeinheit zur Verfügung stellt. Esist eine Schande für diese Patrioten , die ihr Geld ins AuS-land bringen , um eS dort sicherzustellen und ja nicht demeigenen Lande den schuldigen Tribut leisten zu müssen. Esist dies beschämend und zeugt von wenig Vaterlandsliebejener Leut« . Und wenn sich die deutsche Regierung nebstden bundesstaatlichen Regierungen dafür einsetzen, Maßnah¬men zu ergreifen , um es jenen Leuten , die das Gest» ins Aus¬land verschleppten, unmöglich zu machen, daß sie einen Nutzenoaraus ziehen können, dann werden sie sich den Dank derübergroßen Mehrheit des deutschen Volkes erwerben (Bravo l) .Denn wenn heute auch hier allerlei Proteste kommen, daßman die Industrie lahm legen würde und dergleichen mehr,so ist die Art und Weise, wie man hier seitens der Protestlervorgeht, so, daß man daraus schließen kann, dre Tteuervor -lagen kamen zu schnell, um ihre Wirtschaft darauf einznstellenund den Produktionskosten aufzurechnen . So wird in einer

, Darstellung angegeben, daß dre Vermögenssteuerzufchläge ineinem Falle 642 000 SK. betragen würden , die Abgabe wirdunter die laufenden Ausgaben eines Jahres eingestellt, umso den Regierungen begreiflich zu machen, daß nicht sie Geldzahlen können, sondern daß die Negierungen ihnen noch Geldgeben sollten. So ist diese Vermögensabgabe nicht gedacht,sondern sie ist gedacht als Opfer vom baren Vermögen, unddas muffen sich die Leute einmal gesagt sein lassen, daß mannicht dem Kleinen stets und ständig Lasten aufbürden und denReichen eventuell damit verschonen darfi
Wenn weiter immer gesagt wird, daß unsere Volkswirtschaftleide, daß wir anderen Staaten gegenüber nicht konkurrenz¬fähig blieben, so muß man doch den Finanzministern zurufen ,ob es denn keinen Weg gibt, daß diese unterschiedliche Be¬handlung einmal aufhört , daß dieser gegenseitige Konkurrenz¬neid der Staaten beseitigt wird . Alle Staaten , Baden , meWürtterwberg und Bayern , wie Heffen Und Sachsen .find in derleichen finanziellen Notlage, und auch sie haben einen ein-

eitlichen Weg zu beschreiten um eine Grundlage zu schaffen ,damit diese Konkurrenzrücksichten, die immer vorgeschützt wer¬den , ein für alle mal beseitigt werden . ' Das wird wohl durchdie Reichssteuergesetzgebung versucht und zum größten Teilwohl auch erreicht werden. Und wenn dann in einer Zu¬schrift an den Landtag noch gesagt worden ist, haß, falls dieseSteuergesetze, diese Vermögensabgcwe und Einkommensteuer»
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erhöhung durchgefuhrt werden, man dem Gewerbetreibenden
die Lust und Liede zu seiner Tätigkeit nehmen würde und
daß er an Arbeitskraft , an Arbeitsfreude und an Wagemut
einbüße, so sind das tatsächlich Andeutungen , die als das
Gegenteil von dem betrachtet werden müssen, was heute in
das Land hinausgerufen werden mutz , und tagtäglich von den
Finanzmimstern aller Staaten den Arbeitern zugerufen wird :
Nur die Arbeit kann uns retten . Und hier kommenjene Leute,
die einen Teil ihres Besitzes , den sie als Arbeitsertrag von
ihren Arbeitskräften herausgefchunden haben, der Allgemein¬
heit wieder zuführen sollen und sagen, wenn unser Gewinn
geschmälert wird, ist unsere Arbeitskraft und unsere Arbeits¬
freude dahin . Das sind jene Leute , denen man früher Ge¬
meinsinn unterstellte , die man für fähig hielt , die höchsten
Ehrenämter zu bekleiden , die aber den Gemeinsinn nicht in
die Tat umsetzen . Man mutz schon diesen Leuten zurufen ,
wenn sie es ernst meinen mit dem Aufbau unseres danieder¬
liegenden Staatsgsbäudes , dann müssen auch sie Opfer bringen
im Interesse der Allgemeinheit. Man darf nicht mir einer
passiven Resistenz drohen, wie es hier und da geschehen ist,
sondern man mutz den anderen mit gutem Beispiel voran¬
gehen. Warum ist die Arbeitslust heute nicht mehr im
gleichen Matze vorhanden ? Weil die Masse des arbeitenden
Volkes nicht mehr allein für den Besitzer der Produktions¬
inittel arbeiten will, daß er hohe Gewinne einsireichen kann,
sondern die Arbeiterschaft will über den Arbeitsertrag per¬
fügen im Interesse der Allgemeinheit. Wenn hier das Unter¬
nehmertum mit gutem Beispiel vorangeht , und ' sich beschränkt
mit dem Vechisnst, der zum ' Lebensunterhalt notwendig ist,
dann wird die Arbeitslust bei den Arbeitern wieder gesteigert
werden können . Aber nur so ist es möglich , dass die Produk¬
tivität wieder gesteigert werden kann und -nicht etwa dadurch,
wie es der Herr Abg . Mayer erreichen will, datz man dazu
übergehen müßte , den Achtstundentag wieder abzuschaffen und
den 8 bis 10 Stundentag , sawie die Akkordarbeit wieder ein¬
zuführen . Nein, mit einer Verlängerung der Arbeitszeit wer¬
den Sie nichts erreichen, denn die Arbeitskraft wird nur
voll ausgenutzt werden können bei einem 8 ständigen Arbeits¬
tag , und sie wird nur dadurch das äutzerü Mögliche zu leisten
im Stande sein. Wir müssen unter allen Umständen vermei¬
den, die Arbeitskraft durch übergebührliche Ausnützung schnell
Hem Siechtum verfallen zu lassen, sondern alle Bolkskrafte sind
schonlich zu behandeln , um sie lange dem Staate und damit
der Wirtschaft zu erhalten . Wo man den 8 stündigen Arbeits¬
tag früher einführte , und überall dort, wo man den Acht¬
stundentag früher einführte , hat sich ergeben, daß die Arbeits¬
leistung eme bessere geworden ist. Aber die Arbeitsfreude mutz
vorhanden sein, und die Arbeitsfreude wird nur erreicht, wenn
auch -der Arbeiter wcitz, datz er nicht für -den einzelnen Kapi¬
talisten arbeitet , dessen Tätigkeit vielleicht sich im Koupon-
abschneiden erschöpft . Diese Zeiten sind vorbei, und ich meine,
wenn jene Herren , die heute protestieren und Angst haben
um ihre weitere Existenz, die sie durch die jetzige Steuervor¬
lage gefährdet sehen , dann mögen sie vor das Volk, vor den
Staat , vor die Regierung hintreten und sagen : »Hier habt
Ihr unsere Betriebe , verfügt über sie im Interesse der All¬
gemeinheit und nützt, sie aus .

" Dann verfügt die Gesamt¬
heit über die Produktionsmittel und sie wird sie nützen im
Interesse aller .

Dann noch ein Wort zu dem , was der Herr Abg . Mayer
heute wieder sagte über die Kriegsgesellschaften, die Zwangs¬
wirtschaft und dergleichen mehr . Ja , wer hat denn diese
Kriegsgesellschaften irgend wie verteidigt , vielleicht die Sozial¬
demokratie ? Sie sind eingerichtet worden als eine KrregS -

..Notwendigkeit , begünstigt von den Durchhaltepolitikern (Sehr
gut ! links) , die sich sagten : „Nur durch die Zwangsbewirt -
schastung wivd es uV»S möglich sein hindurchzukommen, .durch¬
zuhalten und auszuhalten , den Sieg Deutschlands davon zu
tragen "

. Sie haben sich getäuscht durch die Überspannung
der Kräfte des deutschen Volkes. Aber der Gedanke an und
für sich war gut . Nicht die Sozialdemokraten haben diese
Kriegsgesellschaften eingerichtet, sondern die alten bürgerlichen
Regierungen , die alles nur nicht der Sozialdemokratie freund¬
lich gesinnt wären . Sie haben sie geschaffen ; den Bock hat man
zum Gärtner gemacht dadurch, , datz man die Interessenten in
erster Linie mit in diese Kriegsgesellschaften hineingenommen
hat . Datz diese versagen mutzten, ist klar. Aber mit Sozia¬
lismus und sozialistischer Wirtschaft haben diese Einrichtungen
aber auch rein gar nichts zu tun (Sehr richtig! links) . In
einer Zeit wie vor dem August 1914 hätte sich leicht eine sozia¬
listische Wirtschaft einrtchten lassen, hingegen ist das schwer
in einer Zeit, wo alles erschöpft ist und die Wirtschaft dar¬
niederliegt. Verschuldet wurde dieses Unglück von jenen Her¬

ren , welche die Politik der Herrn Wg . Mayer in der Ver¬
gangenheit getrieben haben (Widerspruch und Zustimmung ) .
Heraushelfen kann uns nichts anderes , als ein geordnetex
Ausbau, an dem alle Mitarbeiten und mitwirten . Die Be¬
sitzenden müssen sich dabei auch zu Ader lassen, deshalb sei ihnen
zugevufen : Treibt es nicht zum Äutzersten! Wenn eine Vor¬
lage draußen Befriedigung auslöste, dann ist es diese Steuer¬
vorlage. Teilweise wünscht man , noch weiterzugehen . Es
ist das der beste Weg, um wieder in geordnete Verhältnisse
hineinzukommen. Jede Kritik gegenteiliger Art ist daher un¬
berechtigt. Die Betroffenen mögen sich sagen, die Armen ha¬
ben gedarbt , haben gehungert während des Krieges , sie aber
haben ein schönes Leben geführt , indem sie KriegSgöwinne 4,
machten. Sie haben sich nicht mit den zugewiesenen Ratio¬
nen begnügt, sie haben hinten herum im Schleichhandel ge¬
kauft, bezahlten hohe Preise und verschuldeten, datz die
Zwangswirtschaft versagte. Nun ist die Zeit , Opfer zu
bringen an ihnen . Und das Opfer , das von ihnen verlangt
-Wird , ist wirklich nicht so , datz man sich darüber beklagen
könnte. Aber der gute Wille mutz vorhanden sein, der All- '

gemeinhcit auch einmal ein Opfer finanzieller Art zu bringen .
Wenn die Leute das nicht wollen, mutz der Staat es ihnen bei -
briiigen , müssen die Produktionsmittel in den Besitz des Staa¬
tes üvergeführt werden. Erst so ist es möglich , wieder Lust

.und Freude an der Arbeit zu erwecken und damit auch Lust
und Liebe , um dem Staat das Notwendige und Erforderliche
zu geben auch von jenen , die das heutige Steuergesetz in erster
Linie trifft (Beifall links) .

Abg . W e i ß h a u p 4 (Zentr .) :

Die Gesetzesvorlage, wie sie aus der Kommission hervorge¬
gangen ist, hätte mich eigentlich veranlaßt längere Ausfüh¬
rungen zu machen . Auch manche Bemerkungen, di« heute in
der Debatte gefallen find, hätten eine Widerlegung vom Stand¬
punkt des gewerblichen und landwirtschaftlichen Mittelstandes
aus notwendig gemacht . Wer mit Rücklicht auf die Zeit und
die Geschäftslage des Hauses möchte ich darauf verzichten.

Die allgemeine Beratung der Gesetzentwürfe » und die
Besprechung der Interpellation wird geschloffen.

Die Interpellanten und der Berichterstatter der Kommission
verzichten auf daS Schlußwort.

Zu einer persönlichen Bemerkung .erhält da» Wort;

Mg . Mayer - Karlsruhe (D .-Natl . Dp.) :

Der Herr Abg . Strobel hat eine politische Verwandtschaft
konstruiert zwischen dem früheren Minister Helfferich und mir .
Er hat ferner behauptet, daß die Politik des Mg . Mayer
schuld sei an den jetzigen unglücklichen Zuständen . Ich erkläre
beides für eine positive Unrichtigkeit (Sehr richtigl rechts —
Heiterkeit links) .

In der Einzelberatuna deS Gesetzentwurfes
ruft der P r ä s id e n t die einzelnen Teile desselben der Reihe
nach aus . Es erhalten das Wort :

Zu § 1 und dem hierzu vorliegenden Antrag der Abgg .
vr . Glöckner und Gen . :

In 8 1 Wsatz 1 die Zuschläge zur Einkommensteuer auf
400 v . H . der Steuersätze des EinkommensteuertarifeS zu
beschränken und unter Strich der viert, bis siebtletzten
Zeilen des Absatzes 1 die achtletzte Zeile zu fassen:

„Von 600 000 M . und mehr , . . 400 v . H.
"

Wg . Or . Glöckner (D . Dem . P .) :

Ich habe nur noch mit einigen Bemerkungen auf unsere
Anträge zurückzukommen, da ich vor Schluß der allgemeinen
Beratung das Wort als Antragsteller nicht mehr eichrelt.

Der Hauptgrund für unfern Antrag , den ich gestern vor¬
brachte, daß wir Hem Finanzminister weit über das Matz
dessen, was nach der jetzigen Lage erforderlich ist , Mittel zur
Verfügung stellen » ist eigentlich durch die seitherige Erörterung
nicht erschüttert worden . Der Herr Finanzminister hat aus .
gerechnet , datz zu den 75 Millionen Fehlbetrag , noch der VI .
Budgetnachtrag komme — der Herr Kollege Köhler hat von
einem VII . Nachtrag gesprochen , wir haben aber jetzt den
VI . Nachtrag voraus — der noch 17 Millionen für die aus -
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ländischen Lebensmittel erfordert , daß der Kredit von 33
Millionen für das Murgwerk , der im VI . Nachtrag angefordert
wird, wie gestern bereits klargestellt wurde, nach dem Gesetz
über das Murgwerk auf Anlehensmittel zu nehmen ist, da das
Murgwerk ein ausgeschiedener Verwaltungszweig ist , er ist
also nicht aus diesem Steueraufbringen zu decken . Es han¬
delt sich also um einen Bedarf von 75 X 17 — 92 Millionen
Mark. Dem gegenüber ergibt die ' Regierungsfovderung 114
Millionen . Nach unseren Anträgen würden sich wie aus dev
Drucksache »Zu Nr . 16c I " ersichtlich ist, 123 Millionen er¬
geben. Die Beschlüsse des Haushaltausschusses mit 143 Mil¬
lionen gehen also immerhin noch um 51 Millionen über den
jetzigen Bedarf hinaus . Der Herr Finanzminister hat nun
gestern Lohnaufbesserungen von 36—40 Millionen noch dazu
gerechnet. Da muß dem Herrn Finanzminister ein Irrtum
unterlaufen sein. Denn nach der Darstellung , die er am
2. Juli gegeben hat , hat er ausdrücklich gesagt, der von ihm
berechnete Betrag von 75 Millionen sei der Bedarf , der sich
nach dem Budget 1918/19 und den fünf Budgetnachträgen er¬
gibt, und in diesen 5 Budgetnachträgen sind auch die letzten
Lohnaufbesserungen enthalten . Also dieser Teil seiner Ausfüh¬
rungen von gestern kann nicht stimmen.

Dann hat der Herr Finanzminister heute —< und das möchte
ich doch bei diesem Anlaß auch zur Sprache bringen — gegen
meine Partei den Vorwurf erhoben, wir hätten gegen das
Reichsnotopfer Widerstand erhoben . Mir und meinen Partei¬
freunden hier ist nichts davon bekannt. Das „Radolfzeller
Tagblatt "

, das der Herr Kollege Straub vorhin genannt
hat , ist mir nicht bekannt , ich weiß nicht, ŵelcher Parteirich¬
tung es angehört , und ich weiß nicht, was es zum Reichsnot¬
opfer geäußert hat. Jedenfalls ist es kein Kronzeuge für die
Stellung der demokratischenPartei ; und daß die demokratische
Partei sich gegen daS Reichsnotopfer ausgesprochen habe, ist
uns hier aus diesen Bänken neu . Der Herr Finanzminister
muß sich da also geirrt haben . (Wbg. vr . Schofer : Ja , ein
demokratisches Matt ist es !) Aber für die demokratische Par¬
tei kann es keine verbindende Erklärung abgeben ! Das Wort
«Reichsnotopfer" ist allerdings von einer demokratischen Zei¬
tung als kitschig bezeichnet worden . Das ist Geschmackssache,
darüber kann man ja verschiedener Meinung sein .

. Ich habe dann gestern an - die / Adresse der Regierungsbank
noch zwei Fragen gestellt, und darauf ist mir noch keine Ant¬
wort geworden; ich möchte sie deswegen wiederholen:

Wir sind nach den Ausführungen , die hier von den verschie¬
densten Seiten gemacht worden sind , darüber klar, daß die
Vermögenssteuerzuschläge vom Bermögensstock zu zahlen sind .
Wenn sie nun aber gleichwohl vom Einkommen genommen
werden und das Einkommen eines Jahres dadurch schon auf¬
gezehrt wird , sind sie dann nach dem Einkommensteuergesetz
vom steuerbaren Einkommen abziehbar ? Darüber kann man
weifelhaft sein. Art . 3 Ziff . 2 des Einkommensteuergesetzes
agt : „Als steuerbares Einkommen gilt das Einkommen nach

Abzug . . . der auf den: Einkommen ruhenden dauernden
privat -rechtlichen und öffentlich-rechtlichen Lasten mit Aus¬
nahme der Vermögenssteuer ." Ob diese Vermögenssteuerzu¬
schläge, die ja etwas ganz anderes sind als die gewöhnliche
Vermögenssteuer , da sie auf ganz anderer Grundlage berech¬
net werden sollen , abziehbar sind , darüber wäre mir immer¬
hin eine Erklärung der Regierung erwünscht.

Und dann habe ich gestern noch über einen Teil des Antrags ,der aus der Industrie gestellt worden ist, eine Erklärung der
Regierung für wünschenswert bezeichnet , auf den Antrag ,
nämlich, der sich darauf bezieht, daß, wenn im laufenden
Fahre 1919 ein Rückgang des Einkommens konstatiert wird,
der ein um mehr als ein Fünftel geringeres steuerbares Ein¬
kommen mit Rückwirkung auf den 1 . Januar 1919 ergibt, so
wird, wie ich annehme , dieses geringere Einkommen auch für
die Zuschläge maßgebend sein . Das ist Wohl der berechtigte
Kern in diesem Anträge , der an uns gestellt worden ist, und
insoweit, glaube ich , wird dieser berechtige Kern auch nach dem
bestehenden Gesetz schon eine Berücksichtigung erfahren kön-
nen ; da glaube ich, wäre es auch erwünscht im Interesse der
Kreise, die sich an das HauS gewandt haben , dak die Regierung
ihre Auffassung dazu kundgeben würde.

Ich schließe damit , namens meiner Partei zu erklären, daß
ii,ti nach wie vor glauben, mit unseren Anträgen der Industrie
und der Wirtschaft unseres Landes und damit auch den In¬
dustriearbeitern zu dienen. .Wir empfehlen deshalb die
Anträge nochmals zur Annahme,

Direktor der Zoll, und Steuerdirektion Geheimerat Schel¬
lenberg : '

Auf die Fragen des Herrn Abg . vr . Glöckner möchte ich
Folgendes erwidern.

Soweit es sich um die Abzugsfähigkeit der Zu¬
schläge an der Einkommensteuer handelt , muß
zwischen physischen Personen und Aktiengesellschaften unter¬
schieden werden. Bei physischen Personen sind nach der Auf¬
fassung der Steuerverwaltung die Zuschläge nicht abzugsfähig ;denn das Einkommensteuergesetz schreibt in Artikel 3 Ziffer 2
vor, daß die Einkommen- und Vermögenssteuer am Ein¬
kommen nicht abgerechnet werden dürfen . Wenn man nun die
jetzigen Steuererhöhungen , wie es wohl zutreffend sein wird,als Zuschläge betrachtet, so dürfen sie nach der genannten Be¬
stimmung am steuerbaren Einkommen abgezogen werden. Aber
selbst, wenn man sie als eine besondere einmalige Abgabe
ansteht, kommt der Abzug nicht in Frage , weil nur aus dem
Einkommen ruhende Lauernde Lasten abgezogen werden dür¬
fen.

Was dagegen die Freilassung dieser Zuschläge von der Ein¬
kommensteuer bei den Aktiengesellschaftenbetrifft , so ist für die
Aktiengesellschaften und die ihnen gleichgestellten anderen Ge¬
sellschaften vorgeschrieben , daß als steuerbares Einkommen
nur die Überschüsse gelten , die als Zinsen und Dividenden
verteilt und zur Bildung von Reservefonds und dergl . verwen¬
det werden. Die vorerwähnten Überschüsse entstehen aber erstdann , wenn sämtliche Ausgaben , darunter auch die Steuern ,bestritten sind . Damit kommt bei den Aktiengesellschaften we¬
der die Vermögenssteuer selbst noch der Zuschlag zur Versteue¬
rung .

Was den Antrag Ziffer 4 des Badischen Handelstags be-
trifft , der lautet :

„Bleibt das im Jahre 1919 erzielte Einkommen um minde¬
stens ein Fünftel hinter dem für das Jahr 1919 veranlagtenEinkommen zurück , dann sind die Steuerzuschläge vom Eis¬kommen und vom reinen Vermögen nachiräglich noch den
Ergebnissen des Kalenderjahres bezw . Geschäftsjahres 1919
richtigzustellen und die zu viel berechneten Beträge zurückzu¬
ersetzen "

, so . ist der Abg . Or . Glockner der Meinung , daß
diesem Antrag schon durch die jetzige Fassung des Einkommen,
steuer. und Vermögenssteuergesetzes, wenigstens bis zu einem
gewissen Grade, Rechnung getragen sei. Das ist richstg, soweites sich um Minderungen handelt , die im laufenden Jahre bei
dem Einkommen, das im . Jahre 1918 erzielt ist, konstatiertwerden. Wenn darnach das Einkommen des Jahres 1918 umein Fünftel niedriger ist und I960 M . weniger beträgt als seit,her , dann wird nicht nur die Einkommensteuer selbst , sondern
auch der Einkommensteuerzuschlag gemindert , und ebenso wird
bei der Vermögenssteuer, wenn eine erhebliche Minderung
nach dem Stande vom 1 . April de» Jahres 1919 eintritt , dieseMinderung nicht nur bei der ursprünglichen Steuer , sondern
auch bei den Zuschlägen angenommen . Dagegen tritt eine Än.
derung der Zuschläge nicht ein , wenn im nisten Jahre aufGrund des Ergebnisses des Jahres 1919 eine Mnderung derEinkommen, und Vermögenssteuer angenommen wird, denn
diese Mnderung wirkt nur zurück bis zum Schluffe de'S Jahres1919 .

Die Beratung über 8 1 wird geschloffen und der A b ä n d e -
rungsantrag der Abgg . D*r . Glöcknern . Gen . mit
Stimmenmehrheit abgelehnt .

Zu § 2 und dem hierzu vorliegenden Wänderungsantrag der
Abgg- Dr . Glöckner und Gen . :

In 8 2 Absatz 5 die Zuschläge zur Vermögenssteuer aus200 Pf . zu beschränken und unter Strich der zweit, und
drittletzten Zeile dieses Absatzes die viertletzte so zu fassen :

„Bon 10 000000 M und mehr . . . . 200 Pf .
"

erhält das Wort :

Finanzminister D7. Wirth :
Ich wollte noch eine kurze Ausführung zu dem machen ,was vorhin der Herr Abg . vr . Glöckner — ich darf es viel-

leicht auch in diesem Zusammenhang tun — bemerkt hat. Ich
habe- seinerzeit in meiner Finanzrede in der 34 . öffentlichen
Sitzung vom 2. Juli über die Eisenbahnverwaltung bemtm :
„In der geschätzten — ich betone geschätzten —■ Gesamt.
jahresauSgabe von 342,5 Mllionen Mark fehlt noch die MT
kyna des Lohntarifvertrages , die zu etwa 52%i Mllionen Mark
jährlich anzunehmen und für 10 Monate 1919 mit 44,2 Mil¬
lionen im IV. Nachtrag angefordert ist. Zweitens fehlt de.
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Aufwand für die Neuregelung der Dienst - und Ruhezeit , der
im V . Nachtrag mit einem Betrag von 8 Millionen Mark an .
gesetzt ist." Einen Satz will ich dann weglassen. Es heißt dann
weiter : »Ferner treten hinzu , die Ausgaben für die Ausgleichs,
zulagen , die den Beamten im Hinblick auf die den Arbeitern
durch den Lohntarif zuteil gewordenen erheblichen Lohnsteige ,
rungen gegeben werden muffen, und die, soweit sich zurzeit
übersehen läßt , für die Eisenbahnverwaltung etwa den Betrag
von 22 Millionen Mark erfordern werden."

Es ist ganz undenkbar , wie der Herr Abg. Dr . Glöckner
meinte , daß diese Beträge von 44,2 Millionen Mark und von
33 Millionen Mark etwa in dem Defizit von 75 Millionen der
allgemeinen Staatsverwaltung stecken können. Da muß ein
Irrtum Ihrerseits vorliegen . Ich bin gern bereit , wenn es
notwendig sein sollte, darauf morgen noch einmal zu sprechen
zu kommen. E» geht nicht an . daß wir etwa , wie ich schon
ausführte , di« Teuerungszulagen und die Folgen des neuen
Lohntarifs bei der Eisenbahn völlig, auf Anlehen nehmen.
Gerade das möchte ich ablehnen auch für die Eisenbahnverwal -
tung , daß wir unsere Teuerungszulagen und die Mehraufwen¬
dungen für den Lohntarif aus Anlehen etwa bestreiten wollen.
Da weiche ich von der Auffassung deS Herrn Abg . vr . Glock -
n e r entschieden ab . Mann wir aber die Abrechnung vorneh¬
men, das ist die zweite Sorge . Jedenfalls müssen wn: in der
Lage sein , sobald es erforderlich ist, hier die notwendigen Zu¬
schüsse an die Eisenbahn zu geben. >

Ich treibe also für die Eisenbahn nur teilweise eine An.
lehenSpolitik für die Personalaufwendungen , die notwendig
sind durch die Teuerung der Lebensmittel und Gebrauchsgegen.
stände usw. , da möchte ich aus allgemeinen Staatsmitteln das
herauswirtschaften , um jene Fehlbeträge decken zu . können.
Aber wie gesagt, Sie sollen morgen früh noch einmal Aufschluß
über diese Fragen bekommen. Insofern habe ich mich also nicht
geirrt , als ob ich schm bei den 7b Millionen diese Fehlbeträge
Mitgerechnet hätte.

Der Abänderungsantrag der Abgg . vr . Glock »
ner und Ge «, zu ß 2 wich mit Stimmenmehrheit abge .
lehnt . _ .

^ c ‘v ;

Der Präsident macht noch auf eknen Druckfehler auf .
merksam: Es muß in 8 2 Abs. 1 des ' Gesetzentwurfes in der
bm oer Kommission beantragten Fassung heißen :

»von den nach 8 4 de» DermögenSsteuergefetzeSsteüer.
pflichtigen natürlichen Personen , den Aktiengesellschaften ,
Kommanditgesellschaften auf Aktien, Gewerkschaften und
dm Gesellschaften m . b . H. mit einem reinen Vermögen
von 80 000 Mark an , sowie der Murgschifterschaft wird fiir
da» Jahr ISIS . . . usw .

"

Außerdem muß «S, wie bereits vom Berichterstatter festge¬
stellt wuche, in Absatz 4 deS 8 2 heißen :

. . wobei jedoch an die Stelle des BermögenSsteuer»
anschlagS . . . usw.

" und nicht „deS BermögensfteuerzufchlagS".
Zu den ßß 3 und 4 meldet sich niemand zum Wort .

vor der Abstimmung über den ganzen Gesetzentwurf erhält
noch da» Wort :

Abg. vr . Glöckner (D . Dem . P .) :

Rach der Ablehnung unsere » Antrag » habe ich namen » mei¬
ner Freunde zu erklären , daß mit Rücksicht auf die politische
Bedeutung der Dache , auf die «h gestern Angewiesen habe und

di« heute auch schon von anderer Seite betont wurde , meine
Freunde mit wenigen Ausnahmen für das Gesetz stimmen
werden und damit dem Lande gegenüber für dieses Gesetz
die Verantwortung mit übernehmen werden , in der Über¬
zeugung, daß die finanzielle Notlage ein einmütiges Zusam¬
mengehen aller Parteien fordert .

Hierauf wird der Gesetzentwurf in namentlicher Ab¬
stimmung in der von der Kommission beantragten Fassung
mit 70 Stimmen angenommen .

Ferner wird der Antrag der Kommission :

1. von der Einhaltung der gesetzlichen Frist für die zweite
Beratung gemäß 8 49 der Verfassung abzusehen,

2. die in Anlage 2 (der Drucks , zu Nr . 16 c) aufgeführten
telegraphischen und schriftlichen Eingaben durch die gefaßten
Beschlüsse für erledigt zu erklären .

3 . da? Haus wolle beschließen , es sei die Regierung zu er¬
suchen , dem nächsten ordentlichen Landtag einen Gesetzentwurf
vorzulegen, durch welchen

I . das Einkommensteuergesetz dahin abgeändert wird , daß
^a) in Artikel 8 Zift . 4 an Stelle der Freigrenze von jährlich

800 M . eine solche von 2400 M . tritt ,
. d) -in Art . 21 a an Stelle des Wortes »kann" das Wort
'„muß "» .an Stelle der Worte „auf Ansuchen" die Worte „von
Amtswegen " treten , der Betrag von 3000 M . durch den von
6000 ,M . ersetzt wird und für eine Ermäßigung um höchsten »
2 Line solche um höchstens 4 Steuerstusen vorgesehen wird,
ferner daß als eines der beeinträchtigenden Verhältnisse auch
di« Kriegsbeschädigung in Betracht Äqimt ;

II . das Vermögenssteueraesetz in 8 6l Ziffer 6 dahin er¬
gänzt wird, daß neben Witwen usw. auch Schwerkriegsbe¬
schädigte aufgefuhrl werden und für 900 oie Zahl 2400 M.
Einkommen eingesetzt wirb ;

III . «ine Neueinschätzung aller Einkommen und Betmiaen
im Sinne einer genaueren und sorgfältigeren steuerlichen Er -
faflung herbeigefnhrt wird ;

IV . eine unterschiedliche steuerliche Behandlung der ledigen
und verheirateten Steuerzahler von ein« bestimmten Grenze
an vorgesehen wird.
einstimmig angenommen

Hierauf wird abgebrochen.

Der Präsi dent gibt noch den Eingang von Berhinde-
rungSanzeigen der Abgg . v . Holdermann , Heurich und
Schell für die heutige Sitzung bekannt.

Der erbetene Urlaub ist bewilligt.

Ferner werden die vom Finanzminister zu Beginn der Sit¬
zung üb« gebenen Vorlagen (VI . Nachtrag zum Staatsvoran¬
schlag und Nachtrag zum Gesetzentwurf, die Feststellung des
Staatshaushaltsetats für die Jahre 1918 und ISIS betr an
die Haushaltskommission überwiesen.

Nach einer kurzen Mtteilung de» Präsidenten über die
Fahrt nach ütigheim zum Besuch des dortigen Naturtheaters
und nach Festsetzung der Tagesordnung der nächsten Sitzung
wird die Srtzung gegen 549 Uhr geschlossen.

« «»» »»»»» ,eich « »» ttetettfttft « » *.
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